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83. Sitzung

Bonn, den 13. Marz 1992

Beginn: 8.30 Uhr

Vizeprasident Hans Klein: Die Sitzung ist erofinet.

Ich rufe den Zusatzpunkt 10 auf:
Aktuelle Stunde

Konzeption der Bundesregierung zur Siche-
rung der Arbeitspldtze in der Werftindustrie
und ihren Zulieferindustrien im Land Meck-
lenburg-Vorpommern

Die Gruppe PDS/Linke Liste hat eine Aktuelle
Stunde zu diesem Thema verlangt.

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Fritz Schu-
mann.

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke
Liste): Herr Prdsident! Meine Damen und llerren!
Wieder einmal steht eine Problematik auf der Tages-
ordnung, wie sie sich an vielen Standorten im Osten
Deutschlands vollzogen hat und leider immer noch
vollzieht. Standorte der Industrie, die wie im konkre-
ten Fall der Werften immense regionale Bedeutung
haben, werden auf dem Wege der Privatisierung
zerstiickelt, konzeptionslos an neue Eigentimer tiber-
eignet und wie immer: ohne die Probleme der Region
wirklich ausreichend in Betracht zu ziehen.

Nun ist gerade Mecklenburg-Vorpommern im
hohen MafBe vom Schiffbau abhdngig. Landwirtschait
und Weriften waren die wirtschaftlichen S&ulen dieser
Region. Beide leben auch im Westen nicht ohne
Subventionen. Gerade deshalb ist es mehr als nur ein
Gebot der Vernunft, solche Regionen mit Entwick-
lungskonzeptionen und staatlicher Hilfe zu beglei-
ten.

Doch genau das stoBt auf hdrtesten Protest. Man
wird nicht mide, die Planwirtschaft der Ex-DDR als
abschreckendes Beispiel zu bemthen.

(Zuruf von der F.D.P.: Was auch richtig ist!)

Ich kann lhnen versichern: Auch wir und ich im
besonderen wollen alles andere als die Planwirtschaft.
Ich habe sie selbst erlebt, und ich kann sicher dariiber
reden. Jahrliche Produktionssteigerungen ohne Pro-
duktionsmittel und ohne wesentlichen personlichen
Anreiz und Gleichmacherei statt Leistungsbewertung
fihrten eben nicht zu effektiven Strukturen, die fir
den Weltmarkt gertstet sind. Gerade deshalb miBte
es aber politische Pflicht sein, diesen Ubergang in die

Marktwirtschaft in solchen Bahnen zu vollziehen, die
bestmogliche Chancen fiir die Industrie und damit die
Menschen im Osten bieten. Dazu zdhlen nach unserer
Meinung auch staatlich gestiitzte und geforderte Hol-
dings, an denen sich Bund und Lander neben der
Treuhand beteiligen, und wenn es fiir eine Uber-
gangszeit auf dem Weg in die endgtltige Privatisie-
rung und den harten Wettbewerb auf dem Weltmarkt
ist.

Im Falle der Werften gab es vom Vorstand der DMS
sogar schon konkrete Vorstellungen, wie im Verbund
aus eigener Kraft und mit entsprechender Beteiligung
eine leistungsfdhige maritime Industrie entstehen
konnte, die sich auch selbstdndig am fernoéstlich
diktierten Markt der Schiffsindustrie bewegen wollte.
Doch dazu fehlte der klare Sanierungsauftrag an die
Treuhand. Solange Privatisierung sofort und ohne
Konzept als die beste Form der Sanierung angesehen
wird, wird sich daran auch wenig d&ndern.

Es wird immer unverstédndlicher, wie man ange-
sichts der dramatischen Entwicklung auf dem
Arbeitsmarktstur an der bisherigen Wirtschaftspolitik
héngt, die in meinen Augen einen solchen Titel nicht
mehrverdient. An der Ostseekliste und im Binnenland
Mecklenburg-Vorpommerns hatten einst rund 50 000
Menschen mit und um die Schiffstechnik ihre Arbeit.
Die jetzt vorgestellte Losung, die weder der CDU noch
der F.D.P. weh tun soll, sieht noch ganze 14 500
Arbeitsplatze vor. Dabel ist es den Werftarbeitern zu
verdanken, daB diesess Thema Uberhaupt ins
Gesprdch gekommen ist und nicht wie so vieles in
unseren Landern einfach verschwindet.

Auch von der IG Metall waren klare Aussagen zu
héren, nicht ohne Grund, wie ich meine. Das Wegbre-
chen der Schiffsindustrie bedeutet Deindustrialisie-
rung einer ganzen Region. Abgewickelte, Vorruhe-
stdndler sowie Langzeitarbeitslose stellen auch kein
Potential fur gewerkschaftliche Aktivitaten dar.

Wie in anderen Regionen wandern die besten
Fachkréfte aus. Ein Mittelstand ohne grofie Industrie
hat sich noch nirgends selbsténdig entwickelt. Das
Konzept der DMS AG sah auch die Entwicklung des
Mittelstandes vor und sollte damit auch einen gewis-
sen Ausgleich far den Arbeitsmarkt Mecklenburg-
Vorpommerns bringen, der durch die Landwirtschaft
ohnehin unter starken Druck geraten ist.

(<
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Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt)

Da auch die EG-Kommission schon im November
1990 gegeniiber dem damaligen deutschen Bundes-
wirtschaftsminister signalisiert hatte, dal fir eine
Losung der Probleme der Werftindustrie Ostdeutsch-
lands auch weitreichende Losungen mit Unterstiit-
zung der EG denkbar seien, ist es um so unverstand-
licher, daf} darauf nicht reagiert wurde. Es ist fir viele
Menschen nicht mehr hinnehmbar, wenn an ihren
sozialen Problemen vorbei im kleinlichen Parteienge-
zénk und auch erst nach Beginn der Arbeitskampf-
mabnahmen reagiert wird. Es wird ihnen schwer zu
erkldren sein, wenn sie erfahren, dab fir eine aulier-
ordentliche Hilfe durch die EG ein Entwicklungskon-
zept verlangt wurde, das weder die Landesregierung
noch die Bundesregierung vorlegen will.

Nur mit einer Stimme Mehrheit wurde in Schwerin
ein Antrag der SPD auf Verbundlésung abgelehnt und
die Losung der Treuhand favorisiert. Noch hat der
Aufsichtsrat der Treuhand der vorgeschlagenen
Losung nicht zugestimmt, und auch die potentiellen
Kaufer priifen erst einmal die Vorschlage. Wie lange
wollen die verantwortlichen Politiker der Regierungs-
koalition einem solchen unwiirdigen Spiel eigentlich
noch zusehen? Wann werden endlich Entwicklungs-
konzepte fur die funf neuen Lénder gemacht?

Danke.
(Beifall bei der PDS/Linke Liste)

Vizeprasident Hans Klein: Ich erteile dem Herrn
Abgeordneten Dr. Rainer Haungs das Wort. — Jetzt
habe ich wieder eine Promotion vorgenommen; Ent-
schuldigung. Ich erteile das Wort dem I Herrn Abgeord-
neten Rainer Haungs.

Rainer Haungs (CDU/CSU): Es ist ja sehr ange-
nehm, wenn man schon am frihen Morgen zum
Doktor ernannt wird.

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Das
Wort ,Marktwirtschaft” ging lhnen, sehr geehrter
Herr Kollege, zwar Uber die Lippen, aber ich habe den
Eindruck, daf} Sie tuber Strukturen und Formen der
Marktwirtschaft, dariber, wie dies funktioniert und
wie dies funktionieren kann, noch nicht so ganz genau
Bescheid wissen.

(Zuruf von der SPD: Zeigen Sie einmal, daf3
Sie Bescheid wissenl)

— Ja, wenn Sie mir die Chance geben, das in funf
Minuten vorzutragen, dann werden sicher auch die
Kollegen der SPD-Fraktion davon profitieren.

(Zuruf von der PDS/Linke Liste)

Meine Damen und Herren, Sie wissen, dab Mecklen-
burg-Vorpommern die hdchste Arbeitslosenrate inder
Bundesrepublik hat, aber — es wurden vorhin die
Konzeptionen in der EG erwdhnt — in der ganzen
Europdischen Gemeinschaft gibt es in der Werftin-
dustrie Probleme, und die Arbeitsplatze sind nicht nur
an der Ostsee gefahrdet.

(Zuruf von der SPD: Das tréstet die Leute!)

Deshalb sage ich einleitend aus vollem Herzen, daf
ich viel Verstdndnis fir die Sorgen und fir die

‘Demonslrationen habe, und ich sehe die Demonstra-
tionen auch nicht als storend an.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Demonstrationen kénnen auch dazu beitragen, zu
Losungen zu fiihren. Ich sage das nur deshalb, weil ich
dazu solch einen Unterton gehort habe.

(Zuruf von der SPD)

Meine Damen und Herren, die Entscheidung der
Treuhand zur Zweiteilung der mecklenburgischen
Werften enttauschte — dafiir habe ich Versténdnis —
viele Arbeitnehmer und die Gewerkschaften, und sie
wird von der SPD, von Thnen, kritisiert — zu Unrecht,
wieich meine, weil es ein Irrweqg wére, mit Beteiligung
der Treuhand ein Staatsunternehmen entstehen zu
lassen.

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Der
Justizminister in Mecklenburg-Vorpommern
kritisiert das auch!)

Sie lesen die Zeitung genauso wie ich. Zu Recht
kritisiert die ,FAZ" vom 12. Méarz 1992 lhr sozialde-
mokratisches Wirtschaftsverstdndnis, wenn sie
schreibt:

Nach wie vorist dieser Partei das grofie, vom Staat
betreute Wirtschaftskombinat die liebste Unter-
nehmensform, weil sie die besten Einflubmdég-
lichkeiten bietet.

(Zuruf von der SPD: Aaah!)

Das heiBfit, die Chancen, sich seine Produkte vom
Steuerzahler finanzieren zu lassen, sind gréfer, als der
Druck, das Geld vom Kunden zu holen.

Die Kernfrage, die sich heute fiir die Region stellt, ist
die Suche nach einem schliissigen Konzept — dartiber
werden wir uns wohl einig sein — fir die Weiterent-
wicklung der Werftindustrie an der Ostsee, einem
zugegebenermalen schwierigen Standort. Wir brau-
chen Geld. Aber es ist sehr fantasielos, nur Geld zu
fordern. Wir brauchen mehr als Geld, namlich unter-
nehmerische Visionen fiir Produkte und Arbeits-
pléatze, die in der Zukunft gefragt sind, weil Mecklen-
burg-Vorpommern zweifellos nicht nur von der Land-
wirtschaft, den tHlandwerkern und dem Fremdenver-
kehr leben kann.

Der Staat allerdings — hierin werden wir uns wohl
unterscheiden — wdare hoffnungslos tliberfordert,
wollte er industrielle Fihrung in Unternehmen aus-
{iben. Wir haben ja genug negative Erfahrungen mit
Geldverschwendungen in Millionen- und Milliarden-
hohe in der Vergangenheit gesammelt.

Die jetzige kleine Losung kann ein Schritt in diese
Richtung sein. Billig ist sie nicht,

(Zuruf von der SPD)

weil der Staat fur Altlasten, Altkredite und fir Inve-
stitionen mehr als 3 Milliarden DM beisteuern muf}. Es
istja nicht die Rede davon, Herr Kollege, dal der Staat
hier nicht hilft, Arbeitsplatzen eine Zukunft zu geben.
3 Milliarden DM sind auch bei unseren finanziellen
Anspannungen, die wir Dank der ,erfolgreichen”
Wirtschaftspolitik der Kommunisten haben, ein ganz
schoner Beitrag.

(D)
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Rainer Haungs

In der Zukunft wird in den ncuen Bundesldndern
und gerade in Mecklenburg-Vorpommern die regio-
nale Strukturpolitik gefragt sein. Sie hat in der
Bundesrepublik in den vergangenen Jahrzehnten
durchaus Beachtliches geleistet. Es darf allerdings
keine falschverstandene Industriepolitik sein, die alte
Strukturen konserviert. Wir kénnen das Geld nur
einmal ausgeben. Eine nur besitzstandswahrende
Politik ist vielleicht Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik,
keineswegs aber zukunftsweisende Wirtschaftspoli-
tik.

SPD: Das macht kein
Menscht!)

— Wenn ich mehr als fiinf Minuten Redezeit hétte
— ich habe ja nur noch eine Minute —, koénnte ich
Ihnen reihenweise Beispiele nennen.

(Zuruf von der

Es gibt glucklicherweise auch viele erfolgreiche
Beispicle, wie in der Sozialen Marktwirtschait der
Strukturwandel bewdltigt wurde.

{Zuruf von der SPD: Das VW-Werk zum
Beispiel!)

Arme Agrarstaaten ohne nennenswerte Bodenschitze
entwickeln sich zu zukunftsreichen Standorten. Aber
ich sage Thnen auch: Manche Branche, die Tausende
Arbeiter und Angestellie beschéftigte, hat sich nach
Jahren und Jahrzehnten des Aufstiegs auch schnell
wieder im Abstieg und in der Neuorientierung gefun-
den. Die absolute Sicherheit des Arbeitsplatzes kann
es in einer welloffenen Wettbewerbswirtschaft nicht
geben. Beispiele aus Baden-Wirttemberg — aus der
Uhren-, Textilindustrie und der Unterhaltungselek-
tronik — gibt es zuhauf.

Als Wirtschaftspolitiker, licbe Kolleginnen und Kol-
legen, der sich mit Verkechrspolitik beschaftigt, sage
ich Ihnen aber auch: Entscheidend fur die wirtschaft-
liche Zukunft der neuen Bundesldnder, insbesondere
von Mecklenburg-Vorpommern in seiner deutschen
Randlage, ist der schnelle Ausbau der Infrastruktur,
vor allem der Ausbau des Eisenbahn- und StraBennet-
Zes.

90/

(Dr.  Klaus-Dieter Feige [Bundnis

GRUNE]: Das reicht aber!)
Es ist mir unverstandlich und gegen die Interessen der
Menschen in den neuen Bundesldndern gerichtet,
wenn die Opposition die Beschleunigung des Ver-
kehrswegebaus verhindern oder behindern will.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Hier ware die richtige Moglichkeit gewesen, Ver-
kehrsminister Krause zu unterstiitzen.
(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!)

Es ist die Erfahrung aller Strukturpolitiker, daB sie
ohne —

Vizeprasident Hans Kiein: Herr Kollege Haungs,
Ihre Redezeit ist beendet.

Rainer Haungs (CDU/CSU): — Verkehrswege keine
zukunftsreiche Arbeitsmarktpolitik machen konnen.
DaB Sie sich dagegen wehren, zcigt, daf Sie aus der
Vergangenheit nicht gelernt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Hans Klein: Ich bitte Sie, in der
Aktuellen Stunde besonders streng auf die beiden
Lichter zu achten, vor allem an einem Freitagvormit-
tag, sonst kommen wir wirklich ins Rutschen.

Als ndchster erteile ich der Abgeordneten Dr. Chri-
stine Lucyga das Wort.

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Prdsident, meine
Damen und Herren! Das Thema dieser Aktuellen
Stunde beschaftigt sich mit dem Schicksal der Werften
in Mecklenburg-Vorpommern. Aber es geht um mehr.
Hier geht es auf exemplarische Weise um die Siche-
rung von Industriestandorten im Osten Deutschlands
und um die Rolle, die die Treuhand dabei spielt.

Am Dienstag dieser Woche wurde die Entscheidung
der Treuhand angekindigt, die Hanse-Schiff- und
Maschinenbau-GmbH auseinanderzudividieren und
in einer sogenannten kleinen Verbundlésung zu pri-
vatisieren. Dies wird von Treuhandvertretern, von der
Bundesregierung und der Landesregierung Mecklen-
burg-Vorpommerns als optimale Lésung angepriesen.
Bei naherem Hinsehen ist diese Losung Flickschuste-
rei. Damit wird das industriepolitische Schwerpunkt-
problem Mecklenburg-Vorpommerns nicht gelost. Im
Gegenteil: Fur viele Arbeitnehmer in Rostock, Stral-
sund, Boizenburg und anderswo ist die Zukunft unsi-
cherer als zuvor geworden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
PDS/Linke Liste)

Die von der Treuhandanstalt angeflihrte Begrin-
dung, dies sei die Lésung, die ein Maximum an
Arbeitsplatzen in der Region sichert, erscheint mir
angesichts der absehbaren Folgen als reichlich schén-
gelarbt.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Nach allem, was bisher aus neutralen Guiachten
bekannt geworden ist, wdre es das vom DMS-
Vorstand im August 1991 vorgelegte, von den zustén-
digen Gremien der Treuhandanstalt gebilligte Sanie-
rungskonzept gewesen, das im Rahmen der von der
DMS nahegelegten groBen Verbundlésung die mei-
sten Arbeitspldtze sichert.

Bei der jetzigen Strukturkrise in Mecklenburg-
Vorpommern ist die Losung, die bei gleichzeitiger
Sanierung der Unternehmen die meisten Arbeits-
pldtze sichert, auch die wirtschaftlichste. Hier liegt seit
Monaten ein von erfahrenen westlichen Managern
erarbeitetes tragfdhiges Sanierungskonzept vor. Die
Treuhandanstalt hat jetzt erst dagegen entschieden.
Es sieht so aus, als wadre sie nicht in erster Linie von
industriepolitischen Gesichtspunkten ausgegangen.
Hier wurde eine politische Grundsatzentscheidung
getroffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

In der Presseerkldrung der Treuhandanstalt vom
10. Mérz wird die Katze aus dem Sack gelassen; denn
dort heiBt es wortlich, daB durch diese Lésung ,das
Vorhandensein einer Schiffbaukapazitat mit hoher
staatlicher Unterstitzung vermieden wurde”.

Andererseits laBt sich die Treuhand den Verkauf

der geteilten DMS-Unternehmen auch einiges an
staatlicher Unterstiitzung kosten. Schdtzungen fur die
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aufzubringenden Summen fiir Entschuldung, Invesli-
tionszusagen, Altlastensanierung und sonstige Zusa-
gen, insbesondere an den norwegischen Kaufinteres-
senten Kvaerner, liegen beispielsweise zwischen drei
und vier Milliarden DM, die aus offentlichen Mitteln
aufzubringen sind. Da muB doch die Frage erlaubt
sein,

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie konnen doch
nicht sagen, dall das wenig Geld ist!)

ob diese Beihilfen nicht sinnvoller fiir die im DMS-
Konzept nahegelegte groBe Verbundldsung einzuset-
zen wéren, um die Unternehmen nach erfolgter Sanie-
rung zu privatisieren.

Der wirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische Nut-
zen einer solchen Lésung mul in der augenblicklichen
Situation schwerer wiegen als angenommene wettbe-
werbspolitische Nachteile.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Noch ist Zeit, die verniinftigere Lésung vorzuziehen.
Noch hat die Treuhand nicht endgultig votiert.

Hier aber steht die Treuhandpolitik insgesamt auf
dem Prufstand. Kann die Treuhand machen, was sie
will? Wie wirkt die Bundesregierung auf ihre Ent-
scheidung ein, und wem nutzt die jetzt getroffene
Entscheidung? Nutzt sie den Arbeitnehmern und der
Region, oder werden hier Interessenkonflikte auf dem
Riicken von Arbeitnehmern und Region ausgetra-
gen?

(Zuruf von der SPD: So ist es!)

Schiffs- und Motorenbauer aus ganz Mecklenburg-
Vorpommern haben in den vergangenen Wochen auf
ihre Situation aufmerksam gemacht. Sie haben die
Wiirde und den Anspruch von Menschen reprdasen-
tiert, die es ganz einfach satt sind, zum Versuchska-
ninchen industriepolitischer Spielchen gemacht zu
werden.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Man kann sich keinen schlimmeren Kontrast denken
als die dazu parallel ablaufenden machtpolitischen
Zerrereien um die Werftenlosung in der Schweriner
Koalition, wobei auch die Bundesregierung kraftig
mitgemischt hat. Das alles war nichts anderes als eine
Abfolge von peinlichen Luftnummern, bei denen die
Herren vor allem mit sich selbst beschéftigt waren.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Noch darf das letzte Wort nicht gesprochen sein. Ich
fordere Bundesregierung, Treuhandanstalt und Lan-
desregierung Mecklenburg-Vorpommern auf, den
Kernbereich des ostdeutschen Schiffbaus als Einheit
zu erhalten und die unter dem Dach der DMS zusam-
mengefalten Unternehmen zu sanieren und erst dann
zu privatisieren.

Die Arbeitnehmer in Mecklenburg-Vorpommern
miussen ihre faire Chance erhalten, die ihnen zusteht.
Denn nichts anderes fordern sie. , Arbeit fiir Mecklen-
burg-Vorpommern — hier leben und hier arbeiten”
war ihre Willensbekundung, und dies hatviel gemein-

sam mit der Haltung entschlossener DDR-Biirger im
Jahre 1989: Wir bleiben hier.

Die Bundesregierung steht bei diesen Menschen im
Wort, denn sie gab ihnen das Versprechen: Bleibt in
eurer Ileimat, bleibt dort, es lohnt sich, der Auf-
schwung wird kommen, keinem wird es schlechter
gehen.

Vizeprasident Hans Klein: Frau Kollegin, Ihre Rede-
zeit ist ein gutes Stuick uberschritten.

Dr. Christine Lucyga (SPD): Aber: Wenn die Men-
schen in der Region bleiben sollen, dann brauchen sie
eine klare verldBliche Perspektive. Stalt dessen
kommt jetzt ein Einbruch nach dem anderen, ein
Wortbruch nach dem anderen, —

Vizepréasident Hans Klein: Frau Kollegin, Ihre Rede-
zeit ist beendet.

Dr. Christine Lucyga (SPD): — eine galoppierende
Entwicklung der Arbeitslosigkeit.

Vizeprasident Hans Kiein: Beendet!

Dr. Christine Lucyga (SPD): Noch am Montag dieser
Woche — ich bin gleich fertig! — wurde der Bundes-
kanzler so zitiert, er wolle tun, was er kénne, damit die
Region nicht auf den Hund kommt. Wir werden sehr
genau hinsehen, ob er sein Wort hélt oder ob er es auch
diesmal wieder brechen will.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Vizeprasident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, so geht es nicht. Wenn der Président sagt, die
Redezeit sei beendet, haben Sie noch einen letzten
Satz. Sie konnen dann nicht einfach so weiterreden,
als héatte ich nichts gesagt. Wenn das jeder machte,
brauchten wir keine Vereinbarungen mehr zu treffen,
wie die Debatte aufgeteilt wird. Ich bitte Sie wirklich
herzlich.

Als nachster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Uwe Luhr.

Uwe Lihr (F.D.P.): Herr Prasident! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Fur die Werften an der
Ostseekiiste ist eine Losung gefunden worden, eine
Losung, von der die F.D.P. sagt — da gebe ich meiner
Vorrednerin recht —, daB sie unter den gegebenen
Umstédnden nicht die optimale Losung ist. Denn das
waére das Einzelprivatisierungsmodell des Landwirt-
schaftsministers Conrad-Michael Lehment gewesen.

(Dr. Klaus-Dieler Feige  [Bundnis 90/
GRUNE]: Nee, nee! Da komme ich eher auf
Krauses Vorschlag!)

Leider war das nicht durchzusetzen, nicht zuletzt
deswegen, weil vor allem durch den Auftritt des
CbU-Landesvorsitzenden und Bundesverkehrsmini-
sters Gunther Krause vor den streikenden Werftarbei-
tern der letzte Rest Sachlichkeit in der Werftendisk us-
sion verlorengegangen ist.

(Zuruf von der SPD: Sehr richtig!)
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Das gipfelte in der Aufforderung an Wirtschaftsmini-
ster Lehment, seinen Hut zu nehmen. Herr Krause, das
mufBl man bemerken, hat sich dafiar mittlerweile ent-
schuldigt. Die F.D.P. nimmt das zur Kenntnis.

Aber ich sage deutlich: So 148t die F.D.P. nicht mit
sich umspringen. Ein solches Verhalten war unfair
und stillos. Geblieben ist zerschlagenes Porzellan. Die
sogenannte grofe Verbundl6sung ist geplatzt wie ein
Luftballen. Das ist kein Wunder, denn weder wollten
die Unternehmen mitspielen

(Zuruf vom Biindnis 90/GRUNE: Sie haben
sie sitzengelassen!)

noch die EG, weder die Bundesregierung noch die
Landesregierung oder die Treuhand. Hier muB Kritik
angemeldet werden: Die Treuhand hat sich mit ihrer
Entscheidung in meinen Augen viel zu viel Zeit
gelassen.

Das Verwerfliche ist, daBl bei den Werftarbeitern
unerflllbare Erwartungen geweckt wurden.

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [F.D.P.]: Sehr
wabhr!)

Ich hoffe nur, dal das wahre Motiv von Herrn Krause
nicht eine heimliche Sehnsucht nach Wiederherstel-
lung der alten VVB Schiffbau gewesen ist.

Waltemathe [SPD]:
denn?)

(Ernst Was ist das

— Dann miBten Sie sich einmal ein bichen mit
Okonomie der ehemaligen DDR beschéaftigen.

Der Konsens, der nun muhsam erarbeitet worden ist
und der viele Véter hat, ist keine groBe Verbundlo-
sung. Es isl eine verbundene Losung, mit der wieder
Hoffnung nach Mecklenburg-Vorpommern gebracht
worden ist, in eine Region, die wie kaum eine andere
in Deutschland monostrukturiert ist. Die Werftarbeiter
haben groBe Sorgen, und glauben Sie: Die F.D.P.
nimmt diese Sorgen sehr ernst.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ha, ha!)
— Das durfen Sie glauben.

Aber, meine Damen und Herren, mit populisti-
schem Gerede ist bisher noch nie ein Problem gelost
worden, mit disteren Weltuntergangsszenarien, wie
sie die Gewerkschaften in Mecklenburg-Vorpom-
mern an die Wand malen, auch nicht.

Die IG-Metall hat offensichtlich vor allem ihre
Organisationsinteressen im Auge. Da verliert man
schnell einmal den Blick fur pragmatische Losun-
gen.

{Widerspruch bei der SPD)

Das, was jetzt gefunden worden ist, ist eine pragma-
tische Losung. Sie versetzt die Werften an der deut-
schen Ostseekiiste in die Lage, sich zu spezialisieren
und ihren Platz im groBen internationalen Geschaft
des Schiffbaus zu erobern, was ohnehin noch schwer
genug sein wird. Sicherung einer groBtmoglichen
Zahl von Arbeitsplédtzen ist damit gegeben, und sie
verhindert den Marsch in die Staatsholding. Die
Staatsholding ist nichts anderes als ein staatlich
geschiitzter Uberlebensraum fir die alte DDR-Plan-

wirtschaft, ein FaBl ohne Boden in einer wettbewerbs-
freien Zone.

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Das

werden wir bei den Werftarbeitern alles

verteilen! — Zuruf von der SPD: Dann kom-
men Sie einmal nach Bayern!)

Dazu sage ich Ihnen ein klares Nein der F.D.P.

Meine Damen und Herren, der KompromiB fur die
Werften an der Ostseekiiste ist mihsam zustande
gekommen. Aber er steht, und er wird von der F.D.P,
getragen. Die Koalition in Schwerin hat die Turbulen-
zen Uberstanden und alle Versuche von aulBlen,
Unfrieden in ihre Reihen zu tragen, erfolgreich abge-
wehrt. Vernunft und Sachlichkeit habensich am Ende
gegen parteitaktische Winkelzuge durchgesetzt. Es
muB jetzt darauf ankommen, die Diskussion wieder zu
versachlichen und bei den Werftarbeitern das Ver-
standnis zu wecken, daB die gefundene Losung die
langfristig beste ist.

(Beifall bei der F.D.P.)

Vizeprasident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, auf der Tribline hat die Prasidentin der Abgeord-
netenkammer des GrofSherzogtums Luxemburg, Frau
Erna Hennicot-Schoepges, Platz genommen.

(Beifall im ganzen Hause)

Im Namen des Deutschen Bundestages begrufe ich
Sie, Frau Prasidentin, sehr herzlich in der Bundesre-
publik Deutschland. lhr Besuch unterstreicht die
guten und besonders engen Beziehungen, die zwi-
schen unseren Landern und Parlamenten bestehen.
Als unmittelbare Nachbarn in Europa, durch gemein-
same Geschichte aufs engste miteinander verzahnt
und in den letzten vier Jahrzehnten vor allem als
langjéhrige Partner in der EG, fuhlen sich unsere
Volker ganz besonders miteinander verbunden.

Wir frcuen uns, daB Thr Besuch es uns ermoglicht,
die vertrauensvolle und ausgesprochen freundschaft-
liche Zusammenarbeit weiter zu vertiefen. Ich bin
sicher, daB Sie bereits zahlreiche fruchtbare Gespra-
che fihren konnten, und wunsche lhnen, dall Sie,
bevor Sie heute mittag die Riickreise antreten, noch
weitere interessante und erfolgreiche Begegnungen
haben werden.

Ich erteile als ndchstem dem Abgeordneten
Dr. Klaus-Dieter Feige das Wort.

Dr. Klaus-Dieter Feige (Biindnis 90/GRUNE): Herr
Prasident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Wie ich den Acht-Uhr-Nachrichten entnehmen
konnte, ist der Ministerprasident von Mecklenburg-
Vorpommern, Herr Gomolka, zuruckgetreten. Im
Herbst gibt es Neuwahlen in Mecklenburg-Vorpom-
mern. So wollte ich meine Rede heute eigentlich
beginnen; sic ware die einzig angemessene Antwort
auf die Situation, die hier in Mecklenburg-Vorpom-
mern eingetreten ist.

(Ileiterkeit und Beifall bei der SPD und der
PDS/Linke Liste)

Wenn Herr Thde, den Vorsitzenden des Wirtschafts-
ausschusses im Schweriner Landtag, die Prinzipien
liberaler Wirtschaftspolitik darstellt, bedient er sich
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manchmal eines eindrucksvollen Vergleiches. Nach
Ihdes Meinung stellt er sich sinngemaB eine liberale
Regierung so vor: Man sitzt in einem prachtigen
Sessel, um einen herum Topfe mit Geld, vor einem ein
roter Teppich, und dann wartet man da auf einen
Investor. Dann kommt einer, guckt herein, findet
einen Topf oder findet keinen, und dann wartet man
wieder. Das ist liberale Wirtschaftspolitik, so Herr
Ihde.

Ich weiB nicht, wer in der F. D. P. sein Lehrer war;
aber er hat ganze Arbeit geleistet. Ein Ergebnis dieser
Abwartepolitik und des abgottischen Glaubens an die
selbstheilenden Krafte des Marktes ist es, daf} es zu so
einer katastrophalen Lage der Arbeiter in der Werftin-
dustrie im neuen Bundesland Mecklenburg-Vorpom-
mern gekommen ist.

Bereits seit fast zwei Jahren suchen die Arbeitneh-
mer dieses nahezu einzigen Industriezweiges des
nordostlichen Bundeslandes nach einer akzeptablen
Losung fir den Fortbestand ihres eigenen Berufsstan-
des. Sie haben sich ldngst damit abgefunden, daB
nicht mehr alle einen Arbeitsplatz im Schiffbau finden
werden. Sie haben es mit ehrlichem Herzen versucht.
Doch nichts hat sich getan. Die Landesregierung blieb
stumm. Der Ministerprasident selbsl gar meinte noch
im vergangenen Herbst, dall er sich aus der Vor-
standsarbeit in Sachen Werftzukunft entlassen kénne,
denn es laufe ja alles — angesichts der heutigen
Situation eine wahrlich respektable Fehleinschéat-
zung.

Manch einer in der Schweriner Landesregierung
wirft nun den Arbeitnehmern an der Ostseekiiste
Ungeduld vor. Aber haben die Arbeiter nach 400 Ta-
gen geduldigen Wartens auf eine ernsthafte Reaktion
aus Schwerin, aus dem Treuhand-Berlin oder gar aus
Bonn nicht ein Recht auf Ungeduld? Ich denke schon,
und es stimmt mich dabei wohl, daf sich die Arbeiter
des sonst so ruhigen Nordens einer Parole aus dem
Herbst 1989 wieder erinnert haben, die heiit: Wir sind
das Volk. Manch einer meinte ja, daB dieser Satz
keinen mehr hinter dem Ofen hervorlockt. Aber ich
habe selbst bei meinen christdemokratischen Kolle-
gen herausgehort, dafl so ein Satz und so eine Aktion
durchaus auch wieder eine Regierung in Bewegung
bringen konnen. Aber warum erst jetzt?

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Ich bezweifle nicht, daff die Sanierung der Werften
in den neuen Landern fir jede Regierung ein echtes
Problem gewesen wire, aber ich glaube, dafl gerade
diese Regierung sehr fahrlassig und gleichgultig auf
den Untergang eines Wirtschaftszweiges gewartet
hat.

Wenngleich ich den Auftritt von Dr. Krause vor den
Wismarer Werftarbeitern {ur ein bilichen populistisch
halte — vielleicht wollte er auch nur seinen dortigen
Ministerprasidenten etwas drgern —,

(Beifall bei der SPD)

glaube ich aber, daB die Verbundlésung, Herr Krause,
die Sie dort den Werftarbeitern direkt vom Mund
ablesen konnten, genau die richtige Lésung ist, die die

einzige Chance bietet, dort etwas in Gang zu set-
zen.

(Horst Jungmann |[Wittmoldt] [SPD]: Er hat
sich wieder mal nicht durchgesetzt!)

Diese Losung war aber offensichtlich ohne die F. D. P.
gemacht, und so begann vorden Augen der deutschen
Offentlichkeit einer der politischen Streits, die seit
Jahren die Glaubwirdigkeit der Politiker in der Bun-
desrepublik so negativ beeintrdchtigen. Von mir aus
sollen sich die Koalitionspartner in Mecklenburg-
Vorpommern untereinander verhauen, Schwarz-Gelb
schldgt sich, Schwarz-Gelb vertragt sich! Doch dieser
Streit wird leider, wie so oft, auf dem Ricken der
Arbeitnehmer ausgetragen, und davon haben die
Menschen im Osten die Nase endgiltig voll.

Betriebsbesetzungen — bitte nicht, wie in manchen
Zeitungen steht, Streiks —, bei denen weitergearbei-
tet wird, Unterschriftensammlungen {ir einen Riick-
tritt der Regierung und Machtkédmpfe in den Reihen
der Regierungsparteien sind der Sturm, den ideolo-
gisch verblendete Koalitionspolitiker selbst als Wind
gesat haben.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Die von der Treuhand vorgestellte politisch begrin-
dete Losung ist nicht akzeptabel. Sie mull zugunsten
einer nicht nur auf den Erhalt der mageren Koalitions-
regicrung in Schwerin gerichteten wirklichen Ge-
samtlosung widerrufen werden. Wir fordern die Lan-
desregierung auf, die Forderung der IG Metall nach
einem Werftenverbund Vulkan/DMS-Werften zu
erfullen. Unter den schwierigen Bedingungen der
Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern ist fiir den
verbleibenden Bestand an Werftarbeiiern eine Be-
schaftigungsgarantie bis Ende 1995 minimal.

Wenn Sie weiterhin nicht auf die Worte der Werftar-
beiter in Mecklenburg-Vorpommerm achten wollen,
dann sage ich lhnen voraus, dafl Herr Dr. Krause der
nachste Oppositionsfiihrer im mecklenburg-vorpom-
merschen Landtag werden wird.

Schonen Dank fur Thre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Vizeprasident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem
Bundesminister fir Wirtschaft, Jirgen Moéllemann,

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt das Werf-
tenkonzept! — Horst Jungmann [Wittmoldt]
[SPD]: Jetzt kommt die Lésung!)

Jirgen W. Mdllemann, Bundesminister fir Wirt-
schaft: Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Die
Auslangslage der ostdeutschen Werftindustrie ist
katastrophal. Das Erbe des zentral geleiteten staatli-
chen Werftunternehmens lastet schwer auf ihr, Im
internationalen Vergleich sind die Anlagen vdllig
unrentabel. Bei der derzeitigen Beschaffenheit der
einzelnen Betriebe hétte kein einziger Standort eine
Uberlebenschance.

Vor diesem Hintergrund sind die Sorgen der betrof-
fenen Werftarbeiter vollaul verstandlich. Notwendig
sind jetzt zwei Dinge: exzeilentes Management fir
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jeden einzelnen Standort und viel Geld. Das Manage-
ment ist fiir die Mehrzahl der Standorte gefunden. Die
Warnow-Werft, die Neptun-Werft, die Matthias-The-
sen-Werft, die Peene-Werft und das Dieselmotoren-
werk DMR werden voraussichtlich in Kiirze von kom-
petenten Eigentiimern Ubernommen. Leider konnen
noch nicht alle Standorte in necue Obhut gegeben
werden. Ich hoffe, daB dies bald der Fall sein wird.

Auch das notwendige Geld wird die Treuhandan-
stalt mit Zustimmung der Bundesregierung bereitstel-
len. Es handelt sich um Betrdge, wie sie bisher fir
Sanierungen kaum jemals aufgewendet wurden.
Aber sie sind notwendig; denn Mecklenburg-Vor-
pommern soll nicht seine industrielle Basis verlieren.
Jetzt mussen die neu eintretenden Untermehmen
schnell ihre Verantwortung tubernehmen und titig
werden konnen. Jeder Tag Verzégerung verschlech-
tert die Situation zusatzlich. Deshalb mubB im Interesse
der Standorte und der Werftarbeitsplatze der
unfruchtbare Streit um denkbare andere Lésungen
beendet werden.

Wer glaubte, das Erbe des staatlich zentral geleite-
ten Verbundbetriebes DMS kénne durch einen neuen
zentral geleiteten, staatlich beeinfluBten Verbund
uberwunden werden, hat aus der Vergangenheit nicht
das Richtige gelernt. Zudem hatte der Versuch, einen
Verbund von Staat und mehreren Unternehmen zu
bilden, ohnehin keine Chance. Dynamische Unter-
nehmer wollen gestalten und Verantwortung tragen,
nicht aber in einem breit angelegten Verbund vieler
ohne klare Entscheidungs- und Verantwortungsstruk-
tur mitwirken. Deshalb war die eindeutige Absage der
Unternehmer vorprogrammiert, die auch erfolgl ist.
Ebenso war es unmoglich, fur dieses Konzept die
Zustimmung der LCuropdischen Gemeinschaft zu
erlangen, wie diese auch klar mitgeteilt hat.

Verbindliche Entscheidungen der Treuhandanstalt
werden nun am 17. Mérz getroffen. Es sprechen viele
gute Grunde fur diesen KompromiB. Alle Standorte,
fur die Angebote abgegeben worden sind, werden
privatisiert. Das Land gewinnt zwei grole Unterneh-
men als Investor, davon ein besonderes erfolgreiches
auslandisches Unternehmen, das im Schiffbau sogar
Gewinne erwirtschaftet und viele andere Aktivitdten
hat. Die Abhéangigkeit des Landes von der zukinfti-
gen Entwicklung der Investoren ist damit weitaus
geringer, als wenn sich nur ein Unternehmen an allen
drei Standorten engagieren wiirde.

Die Gefahr, daB sich die Unternehmer durch die
Umstrukturierung bei den Managementaufgaben
uberfordern, wird durch die Aufteilung ebenfalls
gemindert. Die Ubertragung der beiden Weriten auf
zwei Bewerber ist sowohl aus nationaler als auch aus
EG-Sicht und auch wettbewerbspolitisch einer Ge-
samtverdauBerung vorzuziehen. Die Vermeidung des
Entstehens eines Grofunternehmens in Verbindung
mit der Internationalisierung wird deshalb bessecre
Voraussetzungen fur die Genehmigung bei der EG-
Kommission und die Behandlung im Ministerrat der
EG schaffen.

Die Option fur neue Investitionen im Schiffbaube-
reich an einem anderen Standort in Mecklenburg-
Vorpommern bleibt bei dieser Losung offen, wahrend
sie bei einer GesamtverdauBerung entfallen ware. Jetzt

sind schnelle unternehmerische Entscheidungen fir
alle drei betroffenen Standorte méglich. Nur so kann
die Unsicherheit fiir die Arbeitnehmer endlich been-
det werden.

Je dynamischer die Werften nach einer Privatisie-
rung betrieben werden, um so gréBer ist auch die
Chance, daB sich die Zulieferbetriebe in Mecklen-
burg-Vorpommern und an anderen Standorten giin-
stig weiterentwickeln. Eine Einheitslésung in Form
einer Zusammenfassung von Zulieferfirmen und
Werftunternehmen ware der Versuch gewesen, die
Entwicklung wieder auf den alten unbefriedigenden
Stand zurtickzudrehen.

Wir diirfen nicht vergessen, daB eine Restrukturie-
rung der ostdeutschen Weriten nur in Abstimmung
mit der EG moglich ist. Alle Hilfen fir die Werften in
den neuen Landern bedirfen der Genehmigung der
EG-Kommission und setzen zudem — das ist wirklich
sehr wichtig und bitte ich Sie nicht zu unterschat-
zen — die Entscheidung des EG-Ministerrats fur eine
Ausnahmegenehmigung zugunsten des ostdeutschen
Schiffbaus voraus. Es wird deshalb noch intensiver
weiterer Verhandlungen bedurfen, bis alles unter
Dach und Fach ist.

Die Kommission hat bereits férmlich auf den Grund-
satz hingewiesen, dab sie einen Zusammenhang zwi-
schen Hohe und Intensitdt der beantragten Hilfen und
dem Ausmal} der geplanten Kapazitatsreduzierung
sieht. Sie wird héhere Kapazitatsreduzierungen ver-
langen.

Ich stehe im Kontakt mit dem zustdndigen Kommis-
sar und werde, sobald die Konturen der neuen Kon-
zeption verlaBlich sind, auf beschleunigle Entschei-
dungen drdngen.

Die Umstrukturierung wird nicht ohne weitere
Arbeitsplatzverluste abgehen. Zudem miissen wir
vermeiden, daB an der ostdeutschen Kiiste eine
Monostruktur entsteht. Es miissen dort also auch neue
wettbewerbsfahige Arbeitspldtze auBerhalb der
Werftindustrie geschaffen werden.

Deshalb setze ich mich fur die Schaffung eines
Kiistenstandorteprogramms ein. Dazu sollte das Land
ein Strukturprogramm entwickeln, mit dem die Krafte
geblundelt und starker als bisher auf die am schwer-
sten betroffenen Kistenstandorte konzentriert und
miteinander verzahnt werden.

Ich strebe eine weitere Auistockung der Bundes-
mittel fiir die Gemeinschaitsauigabe ,Verbesserung
derregionalen Wirtschaftsstruktur” 1992 an. Vonden
angestrebten 2 Milliarden DM Mehraufwand wiirden
auf Mecklenburg-Vorpommern rund 240 Millionen
DM entfallen.

Es geht dabei insbesondere um Mafinahmen in
folgenden Bereichen: Existenzgrundungs- und Mit-
telstandsférderung, arbeitsmarktpolitische MaBnah-
men zur Qualifizierung, Stadtebauférderung, Forde-
rung der kommunalen Verkehrsinfrastruktur, Ausbau
der kommunalen Infrastruktur mit Hilfe des Kommu-
nalkreditprogramms, Beschleunigung der Planung,
Genehmigung und Durchfihrung von MaBnahmen
zur Uberregionalen Verkehrsanbindung.

(<)

D)
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Ich habe zum SchluB eine Bitte an die Kollegen der
sozialdemokratischen Fraktion. Es wird nicht leicht
sein — ich sagte das gerade —, auch fur dieses
Konzept die Zustimmung der EG zu bekommen. Das
héngt damit zusammen, daB3 wir weltweit und auch in
Europa nicht gerade ein Unterangebot an Werften
haben. Meine Bitte an Sie ist, eines nicht zu tun: Wir
dirfen hier nicht, wie die Kollegin, die hier soeben
gesprochen hat, es tat, zum Ausdruck bringen, man
musse eigentlich alles erhalten, wie es ist.

(Zurufe von der SPD: Nein! — Das sagt
keiner!)

— Ja, das war die Botschaft. Die Botschaft war: Es
reicht nicht, was ihr macht; es miafite mehr sein. —
Meine Bitte ist, hier nicht den Eindruck zu erwecken,
als sei man fir eine gréBere Losung. Zumindest diesen
Eindruck haben Sie zu erwecken versucht. Sie haben
den Eindruck erweckt, Sie seien fur eine groBere
Losung als die, die jetzt zustande kommt.

{Hinrich Kuessner [SPD]: Das sagen Sie mal
Threm Koalitionspartner, der CDU, die inzwi-
schen auch eine groBere Losung anstrebt!)

— Ich sage: Sie sind fir eine groBere Losung. Das trifft
doch zu; das ist doch so. Gleichzeitig erklart der Threr
Partei angehdérende Wirtschaitsminister des Landes
Niedersachsen, daB3 schon diese Losung problema-
tisch sei, weil sie den Bestand von Werftenin den alten
Bundesldndern geféahrde. Dieses Spiel konnen wir
nicht spielen.

{Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Wir konnen hier nicht so tun, als wollten wir in
Ostdeutschland mehr Kapazitdten erhalten, wahrend
wir vor Ort so tun, als bestehe eine Gefahr fur die
westdeutschen Kapazitaten. Meine Damen und Fler-
ren, das kann man nicht machen! Damit stoBt man die
Leute vor den Kopf. Glauben Sic nicht, daB sie so
dumm sind, daB sie das nicht merkten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU —
Zuruf von der SPD: Das ist ein Nebenkriegs-
schauplatz!)

Vizeprasident Hans Klein: Herr Kollege Hans
Koschnick, Sie haben das Wort.

Hans Koschnick (SPD): Herr Prdasident! Meine sehr
verehrten Damen! Meine Herren! Ich moéchte drei
Bemerkungen zu den Ausfihrungen von llerrn Mél-
lemann machen.

Erstens. Warum beschworen Sie, dal} die Weriten in
Mecklenburg-Vorpommern in einem Iiserablen
Zustand sind? Fast alle Industriebetriebe in der DDR
waren nicht markt{éhig im Rahmen der Européischen
Gemeinschaft, im Rahmen des freien Marktes. Aber
wir haben uns alle gemeinsam vorgenommen, aus den
alteren Bereichen, so gut es geht, moderne Betriebe zu
machen, damit die Menschen in der friitheren DDR, die
Menschen in den neuen Bundesldndern ihre Lebens-
chance behalten und die Region nicht verlassen

mussen. Das war unsere Botschaft, die wir Ubrigens
gemeinsam getragen haben.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste
sowie des Abg. Dr. Klaus-Dieter Feige
[Buindnis 90/GRUNE])

Zweite Bemerkung. Die Erkldarung des Wirtschaits-
ministers des Landes Niedersachsen kenne ich auch.
Sie bezog sich eigentlich nicht auf die Frage des
Umfangs des Schiffbaus in Mecklenburg-Vorpom-
mern. Seine groBe Sorge ist doch vielmehr, dafl ecine
westdeutsche Werft, wenn sie hiniibergeht und dri-
ben produziert, soviel an offentlichen Mitteln
bekommt, daB sie viel konkurrenzfahiger sein wird als
die niedersachsischen Werften. Sie miissen schon ein
biBchen genauer hinhéren und nachlesen.

{Beifall bei der SPD)

Herr Mollemann, da Sie alles schnell machen, werden
Sie das am Ende auch nicht voll begreifen.

Drittens. Wissen Sie, was mich aufregt? I ier werden
groBe Reden Uber Wettbewerbswirtschaft — da
mache ich mit —, Uber Marktwirlschaft — da bin ich
etwas vorsichtiger — gehalten. Ich hore viel von freier
Marktwirtschatt, aberin bezug auf die zentrale Frage,
was wir nach 1949 — insonderheit Sie von der CDU
und der F.D.P. — im Rahmen der Sozialen Marktwirt-
schaft gemacht haben, horen wir bezliglich der neuen
Bundeslander immer weniger. Nachdem die Gefahr
des Kommunismus gebannt ist, greifen Sie zurtck auf
die alten Klamotten, statt auch in diesen Bereichen
wirklich Soziale Marktwirtschaft zu betreiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der PDS/Linke Liste und des Abg. Dr. Klaus-
Dieter Feige [Bindnis 90/GRUNE])

Herr Méllemann, ich sage hier kein Wort Uber die
ideale Form der SicherungsmabBnahmen in den in
Rede stehenden Bereichen, weil ich lieber horen
wirde, was mir die Vorstande, die Betriebsréte, der
Aufsichtsrat und die Treuhand sagen. Sie alle hatten
jedenfalls eine andere Losung geplant, bevor der
politische Druck ecingesetzt hat. Es wird Koalitions-
druck in Meccklenburg-Vorpommern erzeugt, und es
wird hier Koalitionsdruck erzeugt, um zu einer ande-
ren Losung zu kommen.

(Beifall bei der SPD
Dr. Klaus-Dieter  Feige
GRUNE])

Sie haben uns immer wieder beschworen: Hort auf die
Wirtschaft! Jetzt héren wir auf sie, und dann heilBt es:
Es sind ja nur IG-Metall-Organisationsinteressen. So
billig und so einfach sollten Sie es sich nicht
machen.

sowie des
[Bindnis

Abg.
90/

(Beifall bei der SPD)

Letzte Bemerkung. Denjenigen, die gemeinsam mit
uns sagen, es komme darauf an, die Infrastrukiur in
den neuen Landern zu verbessern, sage ich: Das ist
vOllig okay. Das gilt fur die Schiene, das gilt fur die
StraBe. Aber den Leuten, die es nicht wissen sollten,
sage ich: Es gibt auch cine kiistenorientierte Ver-
kehrsinirastruktur, die iiber See geht. Wir diskutieren
uber einen Teil der Mafinahmen, die dieser Verkehrs-
infrastruktur — den Seeverkehrswegen — eine an-

©
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dere Perspektive geben sollen. Auch das ist fur
Mecklenburg von zentralster Bedeutung.

(Zuruf von der SPD: Richtig!)

Jetzt frage ich mich wirklich: Sind es parteipoliti-
sche Winkelzige, wenn sich Leute Sorgen machen,
wie man in Anerkenntnis dessen, dafl Produktionsan-
lagen heruntergefahren werden miisssen — daf3 wir die
altennicht festschreiben konnen, wissen wir doch; das
haben wir in Norddeutschland weill Gott schon vorher
erlebt —, fir den Restbestand so viel Modernes und
Zukunftstrdchtiges erhalten kann, daB far Schiffbau
und Zulieferung der Industriestandort Mecklenburg-
Vorpommern erhalten werden kann. Macht daraus
keine Oase, keinen landwirtschaftlichen Bliitebetrieb
ala 1918. Wir brauchen hier keine — Verzeihung, ich
wollte ,baltischen Grafen” sagen; das ist ein Irrtum —
adligen Vorstellungen von 1930; ich erlebe nur in
Mecklenburg die gleiche Schweinerei, die ich in
Bremen bei der AG Weser erlebt habe.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg.
Dr. Klaus-Dieter ~ Feige  [Bundnis = 90/
GRUNEY})

Es war derselbe Mann — damals war er noch
Minister —, der ohne Beziehungen zu den arbeiten-
den Menschen seine Positionen vertreten hat. Uber
die 6konomischen Fragen will ich gar nicht groB
streiten. Es geht doch aber darum, zu begreifen, daB3 es
fiir die Menschen um mehr geht als nur einen 6kono-
mischen Faktor. Sie mussen eine Lebensperspektive
haben. Sie missen arbeiten kénnen, um sie zu behal-
ten. Dies ist die zentrale Frage. Es heiBt nicht, Geld
auszugeben und Augen zu, sondern es heiflt, nachzu-
denken dariiber: Was konnen wir in diesen Raumen
machen?

Das haben Sie doch getan, die CDU, die F.D.P.
GroBartige Wirtschaftspolitiker, die selbstandige Un-
ternehmerschaft, Fabrikanten und andere haben Vor-
schldge zur Organisation in Mecklenburg-Vorpom-
mern gemacht. Die CDU-Landlagsfraktion hat sich
einstimmig dem Modell des Unternehmens ange-
schlossen, war einstimmig dafir, den ursprunglichen
Treuhandvorschlag zu realisieren. Die F.D.P. hat eine
andere Position, zugegeben; das mag berechtigt sein.
Aber wenn es am Ende heilBit: Es ist ganz egal, was
herauskommt, bloB die Koalition mul} erhalten wer-
den, wenn das das einzige Konzept zur Erhaltung der
Arbeitsplatze von 10 000 Arbeitnehmern sein soll,
sage ich: Das ist politisch zuwenig. Da kann ich mir
eher vorstellen, ein Minister nimmt seinen Hut, als daf
die Arbeitnehmer ihren Hut nehmen miussen.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste
sowie des Abg. Dr Klaus-Dieter Feige
[Bindnis 90/GRUNE])

Populistisches Gerede wird uns vorgehalten. Ja,
was ist denn daran populistisch, wenn wir ein Konzept
des Unternehmens mit ibermehmen wollen? Was ist
populistisch, wenn wir fragen: Kénnen wir nicht noch
etwas mehr machen, auch in Beachtung von Europa,
Herr Moéllemann? Ich akzeptiere, dall eine Bundesre-
gierung auch diese Dinge mit beachten muf3. Und ich

hore mit groBer Freude, Sie haben schon Kontakt in
Brissel geknipft — nach zwei Jahren.

(Heiterkeit bei der SPD)

Héatten Sie nicht viel fridher mit Ihrem EinfluB} auf die
Treuhand in Brissel Dinge vorbereiten, klar werden
lassen konnen, daB auch die Treuhand dann nicht die
Vorschldge macht, um die es geht?

Nein, viel Schwindel, viel Unehrlichkeit, lange
Diskussionen. Mal sehen, was in Schwerin heraus-
kommt. Mich interessiert diese Regierung in Schwerin
nicht so sehr.

Vizeprasident Hans Klein: Herr Kollege Kosch-
nick — —

Hans Koschnick (SPD): Ich mache SchluB. Sie
haben recht.

Ich will nur noch sagen: LaBt uns doch endlich
einmal gemeinsam nachdenken, was wir in denneuen
Bundesldndern ¢konomisch machen kénnen. Dann
kommen wir ein Stiick weiter.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Vizeprasident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Otto Graf Lambsdorff.

Dr. Otto Graf Lambsdorff (F. D. P.): Herr Prasident!
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Drei
Bemerkungen, zu Thnen, Herr Koschnick:

Wer behauptet, die Soziale Marktwirtschaft sei

vergessen worden, der scheint zu Ubersehen, was wir
an Transfers, und zwar an konsumtiven, aus sozial-
politischen Grinden in die frithere DDR Jahr fir Jahr
leiten.

(Hlorst Jungmann [Wittmoldt] [SPD}: Kon-
sumtive!)

Das einfach zu negieren ist ja wohl Unfug.

Zweitens. Es sind keine parteipolitischen Winkel-
ziige, wenn sich Leute Sorgen machen. Es sind partei-
politische Winkelzliige, wenn andere Leute aus den
Sorgen der Arbeitnehmer parteipolitisches Kapital zu
schlagen versuchen.

(Hans Koschnick [SPD]: Krausel)
— Krause und Koschnick, beide mit ,K*.

Drittens: Koalitionen erhalten. Wenn es um das
Erhalten der Koalition gegangen ware, hétte die
F.D.P. in Mecklenburg-Vorpommern gesagt: Wir
machen das, was die CDU will, gegen unsere wirt-
schaftspolitische Uberzeugung. Dann hétten wir die
Koalition, aber ein schlechtes Konzept. So machen wir
keine Wirtschaftspolitik.

Meine Damen und Herren, ich zitiere kurz:

In Wahrheit ist der aus funf Werften und einer
Reihe schiffbaufremder Firmen bestehende Ver-
bund Bremer Vulkan ein ZuschuBbetrieb par
excellence. Mit abenteuerlichen Konstruktionen
und schwindelerregenden Geschdften werden
die Steuerzahler kréaftig geschropft und die Klein-
aktiondre hinters Licht gefiihrt.
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So geht es tUber acht Seiten im ,Manager-Magazin*,
Ausgabe Mai 1991, weiter.

Waére der Bremer Vulkan wirklich die Rettung far
die Werften Mecklenburg-Vorpommerns gewesen?

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Das hat
gar keiner gesagt! Wer behauptet das?
Krause?)

Ich zitiere noch einmal, die Debatte der Volkskammer
am 21. Juni 1990:

Der Staatsvertrag schafft die notwendigen Rah-
menbedingungen fiir den raschen Ubergang von
der sozialistischen Kommandowirtschalt hin zur
Sozialen Marktwirtschaft auf allen Wirtschaftsfel-
dern. Hier vorrangig genannt: in der GroBindu-
strie durch Entflechtung der Kombinate . . .

Der Abgeordnete Gunther Krause von der Fraktion
der CDU/DA wird wissen, wer da gesprochen hat. Er
war es.

Und nun die ganz grofie Verbundlésung. Wer das
vertritt, wie SPD und IG Metall es immer noch tun
— Sie ja nicht, Herr Krause —, tduscht die Arbeitneh-
mer Mecklenburg-Vorpommerns und schadet ihren
Interessen. Er schadet auch dem wirtschaftlichen
Aufbau in der friheren DDR. Eine Staatsholding
wiurde viele andere nach sich ziehen. Wollen Sie die
Staatswirtschaft durch Staatswirtschaft ersetzen?
Oder wollen wir Wettbewerb und Soziale Marktwirt-
schaft?

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bindnis 90/
GRUNE]: Das ist doch iiberhaupt nicht ver-
gleichbar!)

— Das Interesse Ihrer Fraktion zeigt sich an ihrer
bemerkenswerten Anwesenheit, Herr Kollege
Feige.

Es stimmt, daB viele Arbeitsplitze verlorengehen.
Uberall in den fiinf neuen Bundesléndern zeigt sich
die hoffnungslose Uberbesetzung mit Arbeitsplatzen
aus der friheren DDR. In der Landwirtschaft Meck-
lenburg-Vorpommerns sind weit mehr Arbeitsplatze
gefdhrdet als auf den Werften.

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Die sind
schon weg!)

Jede Werftenlésung bedeutet Arbeitsplatzverluste. Es
istunrecht, Herr Koschnick, zu behaupten, bei der AG
Weser sei man damals mitleidslos und herzlos aufge-
treten.

(Ernst Waltemathe
Dr. Christine Lucyga
sonst?)

|SPD]: So ist es! —
[SPD]: Wie denn

Im Gegenteil: Ich bin hingegangen und habe ihnen
gesagt, was Sache ist und was nicht zu vermeiden war:
daB SchluB gemacht werden multe, und so war es
denn ja auch.

Fur eine groBe Verbundlésung gab es die Beteili-
gung von Kvaerner und MAN von Anfang an nicht,
und das Einverstdndnis der EG wére hochst unwahr-
scheinlich gewesen. Bund und Land sahen sich der
Macht eines Riesenunternehmens gegenuber — mit

allen O0konomischen und politischen Pressionsmog-
lichkeiten.

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Das hat-
ten Sie einmal bei Mercedes sagen sollen,
MBB!)

Die jetzt gefundene Antwort ist nur die zweitbeste
Losung; Herr Mollemann hat recht. Das Konzept von
Minister Lehment war besser. Aber kein noch so gutes
Konzept kann etwas daran dndern, daB keine einzige
europdische oder deutsche Werft in Ost oder West
gegeniber Koreanern oder Taiwanesen ohne staat-
liche Beihilfen wettbewerbsfahig ist. Das schaffen
heute nicht einmal mehr die Japaner. Es ist gut, daB
mit Kvaerner ein finanzstarkes norwegisches Unter-
nehmen ins Land kommt. Welche Engstirnigkeit,
wenn kommentiert wird, wir holten uns die auslandi-
sche Konkurrenz ins Land.

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Das hat
doch keiner gesagt! — Weitere Zurufe von
der SPD)

Wozu werben wir denn im Ausland fur Investitionen in
den funf neuen Bundesléndern?!

Es wére gut, wenn auch MAN gekommen ware, ein
leistungsstarkes, innovatives und investitionsbereites
Unternehmen. Das braucht Mecklenburg-Vorpom-
mern: mehr Unternehmen, mehr Investitionen, selb-
sténdige Unternehmen und nicht den Riesenverbund
mit dem Bremer Vulkan.

Naturlich bleibt noch viel zu tun; Herr Méllemann
hat uber die EG-Bedingungen gesprochen. Nur, Herr
Koschnick, man kann zur EG erst gehen, wenn man
ein Konzept hat.

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Dann

macht doch endlich eins! — Ernst Waltema-

the [SPD]: Wer regiert denn hier eigentlich?!
— Weitere Zurufe von der SPD)

Ich selber habe mit der EG gesprochen. Sie haben mir
gesagt: Entwickelt seitens Mecklenburg-Vorpom-
merns ein Konzept, und dann sprecht mit uns, mit der
EG.

Es bleiben offene Fragen an anderen Standorten
Mecklenburg-Vorpommerns. Die Ansiedlung neuer
Industrien ist nétig, regionale Wirtschaftspolitik ist
gefragt. Das Kistenstandorteprogramm, das Herr
Moéllemann erwédhnt hat, zielt in die richtige Richtung.
Aber das alles mindert nicht die Bedeutung der
jetzigen Entscheidung der Regierung und des Land-
tages von Mecklenburg-Vorpommern und die Ent-
scheidung der Treuhandanstalt. Die ,Neue Zeit" hat
vorgestern geschrieben: ,Eine unpopuldre, aber rich-
tige Entscheidung.” Und genauso ist es.

(Beifall bei der F.D.P.)

Vizeprasident Hans Klein: Herr Kollege Arnulf
Kriedner, Sie haben das Wort.

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Es wdre sehr
verwunderlich gewesen, wenn diese Debatte nicht zu
Erregung gefiihrt hétte, hat sie doch in Mecklenburg-
Vorpommern das ganze Land erregt.

)
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Ich gestehe — ungeachtet der volkswirtschaftlich
sicher richtigen Ausfihrungen, die meine Herren
Vorredner hier vorgetragen haben —, dall eine vor-
libergehende grofe Verbundldsung fiir mich die
richtigere Losung gewesen waére.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD sowie des Abg. Dr. Klaus-Dieter Feige
[Bindnis 90/GRUNE])

Genauso, Herr Kollege Feige, wie Wunschtraume —

Sie haben am Anfang lhrer Rede einen solchen

zitiert — selten Realitdt werden, so ist es auch hier.
(Dr.  Klaus-Dieter  Feige  [Bundnis 90/
GRUNE]: Na, na, nal)

— Herr Kollege Feige, ich glaube, Sie sollten sich bei
dem, was Sie hier eingangs gesagt haben, nicht sicher
fdhlen.

Wir haben gestern im TreuhandausschuB in Berlin
— unter sehr kritischen Bemerkungen, was die Infor-
mationspolitik in diesem Zusammenhang gegentiber
dem verantwortlichen Gremium des Parlaments
betrifft — drei Stunden tUber diese Frage debattiert.
Wir haben die Emotionen einmal auBen vor gelassen
und uns Uber die Moglichkeiten, Giber die Gesamtkon-
zeplion, informieren lassen. Ich nutze hier tbrigens
auch die Gelegenheit, einem Eindruck, der in der
Presse entstanden ist, zu widersprechen. Ich habe dort
nicht gesagt, dab wir unsim AusschuBl einvernehmlich
geeinigt hétten, sondern ich habe am SchluB der
Debatte noch einmal meine personliche Meinung
zusammengefalit; das ist falsch heriibergekommen.
Unter den gegebenen Bedingungen halte ich — und
ich bleibe bei diesem Wort, auch wenn dem wider-
sprochen wird — die kleine Verbundlosung fur eine
vertretbare Losung. Denn wie sich gestern ganz
deultlich herausgestellt hat, wirden auch die anderen
Losungen keinen einzigen weiteren Arbeitsplatz
erhalten.

Deshalb, meine lieben Kolleginnen und Kollegen,
mochte ich den Blick ganz gern ein bilchen nach vorn
richten. Wir haben jetzt — dem wird der frithere
Senatsprasident von Bremen nicht widersprechen —
hervorragende Partner aus Bremen. Wir haben uns
auch schlau daruber gemacht, daf der ausldndische
Partner, den wir fur die Treuhandpolitik u. a. immer
wlnschen — das ist eine der Vorgaben fir die
Treuhand, nun endlich auch potente Auslander, die
etwas konnen, hereinzuholen —, ein zweiter sehr
solventer Partnerist. In der internationalen Schiffbau-
weltist absolut unumstritten, daBl Kvaerner eine Firma
ist, mit der man sich sehen lassen kann.

Ich meine, jetzt kann man doch den Blick nach vorn
richten. Weiterhin interessieren mich ganz andere
Fragestellungen, z. B. — das sage ich so deutlich —,
ob die Landesregierung in Mecklenburg-Vorpom-
mern ihre Hausaufgaben gemacht hat.

(Zuruf von der SPD: Richtig!)

Das mahne ich hier ganz deutlich an. Was ist denn
eigentlich mit der Strukturpolitik da oben los? Ist denn

uberlegt worden, wie eine solche Losung, die bei ca.
7 000 Arbeilsplatzen landen wird, flankiert wird?

(Dr.  Klaus-Dieter ~ Feige  [Bindnis 90/
GRUNE]: Da héangen 30 000 Arbeitspldtze
hintendran!)

— Ich weib es, Herr Feige. Ich kenne die Arbeitsplatz-
zahl, die dahintersteht, und ich weil auch, was dortlos
ist. Ich bin selbst vorige Woche vor Ort gewesen und
habe mir die Situation angesehen. Deshalb mahne ich
das an. Es kann ja wohl nicht nur eine Aufgabe der
Bundesregierung sein, hier zu handeln.

Herr Minister Moéllemann, Sie haben hier Ausfih-
rungen vorgetragen, die ich unterstreiche. Wir in der
Bundesrepublik Deutschland sollten angesichts der
Entwicklung in Europa bei den Fragen der Wirt-
schaftspolitik sehr sorgsam sein, um nicht falsche
Beispiele zu geben. Ich habe den Eindruck, dab die
SPD — ich mub sie da in Schutz nehmen — nicht eine
Staatsholding, sondern eine Ubergangslgsung ande-
rer Art will. Ich sage nur: Worauf es uns jetzt ankom-
men mubB, ist, daB wir in solchen Regionen — es gibt
auch noch andere; der Raum Bitterfeld wird uns noch
einiges an Schwierigkeiten bescheren — voraus-
schauende Strukturpolitik von den Landesregierun-
gen her betreiben — das betrifft Gibrigens auch ein
politisch anders regiertes Land wie Brandenburg in
einigen Ecken — und dann Flankierung vom Bund
her geben. Das ist fur mich ausschlaggebend.

Ich mub Ihnen auch eines sagen: Die Treuhand wird
oft unglaublich kritisiert. Ich nehme sie in diesem
Punkt in Schutz. Ich glaube, sie hat dort ihren Job
getan. Was ich der Treuhand in diesem Zusammen-
hang vorwerfe, ist, dall sie nicht transparent genug
arbeitet und nicht die Grunddaten liefert, die die
Offentlichkeit braucht, um Enischeidungen zu verste-
hen. Das mussen wir als Parlament gemeinsam ver-
bessern.

Ich darf also sagen: Es gibt hier eine Losung, die als
Kompromil gangbar ist. Wir sollten diesen Kompro-
miB annehmen und in der notigen Weise volkswirt-
schaftlich flankieren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Horst Jungmann.

Horst Jungmann (Wittmoldt) (SPD): Herr Président!
Meine Damen und Herren! Ich denke, es lohnt sich,
das nachzulesen, was Graf Lambsdorff von der F.D.P.
hier gesagt hat. Denn durch diese Aussage wird
deutlich, Graf Lambsdorff, daB3 Sie Thren Parteifreun-
den Wirtschaftsminister Mollemann und dem Wirt-
schaftsminister Lehment in Mecklenburg-Vorpom-
mern, attestiert haben, dal sie eben kein Konzept zur
Lésung der Strukturprobleme und zur Eingliederung
der Werften und der mittelstandischen Industrie in
Mecklenburg-Vorpommern haben, weil sie erst mit
cinem Konzept zur EG missen. Herr Mollemann, Sie
wissen spétestens seit 1990 das, was Sie hier am
Zustand der Betriebe in den funf neuen Bundesldn-
dern beklagt haben. Es ist tiberhaupt nicht neu. Was
haben Sie denn seit dem Sommer 1990, seit der
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Wéhrungsunion, getan, um die Probleme in den Griff
zu bekommen,

(Bundesminister Jirgen W. Méllemann: Ich
bin erst seit 1991 Wirtschaftsminister!)

wenn Sie erst jetzt Kontakt zur EG aufnehmen und die
Probleme Mecklenburg-Vorpommerns zu lésen ver-
suchen. Die aktuelle Diskussion ist ja iberhaupt nicht
neu. Die Werftarbeiter haben sie in die Kopfe der
Bundesregierung und in der Regierung in Mecklen-
burg-Vorpommern erst dadurch gebracht, daB sie
tonnenschwere Anker vor die Staatskanzlei gebracht
haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Uta
Wiirfel [F.D.P.]: Das glauben Sie doch selber
nicht!)

Herr Graf Lambsdorff, Sie reden hier davon, daB wir
eine Staatsholding wollen. Der Kollege Kriedner hat
aber schon deutlich gemacht, daB das nicht der Fall ist.
Herr Dr. Krackow, der von lhnen und von der Treu-
hand

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [F.D.P.]: Von

uns?)

— mit ,von Thnen" meine ich jetzt: von der Regie-

rung —

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [F.D.P.]: Ach,
kleingeschrieben!)

nach Mecklenburg-Vorpommern geholt worden ist,
hat doch ein Konzept vorgelegt, das iberhaupt nichts
mit einer Staatsholding und tGberhaupt nichts mit der
von lhnen hier unterstellten groBen Verbundlésung
nur mit dem Konzern Vulkan zu tun hat. Das stimmt
doch Gberhaupt nicht; es sind falsche Behauptungen,
die Sie hier aufstellen. So betreiben Sie Ihre Politik. Ich
kann nur hoffen, daB sich das am 17. Mdrz bei der
Entscheidung des Aufsichtsrates noch zugunsten der
Arbeitnehmer in Mecklenburg-Vorpommern wenden
1aBt

(Dr. Otto Graf Lambsdorff {F.D.P.]: Nein!)
und daB endlich Vernunft einzieht.

Verantwortlich fiir die Politik der Treuhand, Herr
Kollege, ist ja die Bundesregierung und nicht der
Deutsche Bundestag allein. Die Bundesregierung ist
entscheidend und hier das Wirtschaftsministerium
und das Finanzministerium.

(Dr. Otto Graf Lambsdor{f [F.D.P.]: Das ist
wahr!)

Die Bundesregierung sollte endlich eine Werften-
politik mit einem Konzept betreiben, das fir die
gesamten norddeutschen Kiistenlander Kklarstellt,
welche Kapazitaten die Bundesregierung [ur erfor-
derlich hélt, um die Werflenstrukturen in der ganzen
Bundesrepublik von Emden bis Wolgast aufrechtzuer-
halten.

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [FF.D.P.]: Jetzt wird
es schon!)

Die Bundesregierung mubB endlich aufwachen und
erkennen, dal} die Werftindustrie die Zukunftsindu-
strie in Norddeutschland ist.

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [F.D.P.]: Es wdre
traurig fur Norddeutschland, Herr Jung-
mann, wenn e¢s dabei bliebe!)

Die Vorleistungen, die die Werftindustrie bisher
erbracht hat, missen durch ein gemeinsames Konzept
honoriert werden. Hier ist staatliche FHilfe im Rahmen
eines europaischen Konzepts notwendig.

Das Ziel der maritimen Verbundwirtschaft muB
konsequent weiterverfolgt werden. Sie miussen die
norddeutschen Kistenldnder dazu horen und nicht
nur Herrn Lehment aus Mecklenburg-Vorpommern.
Wenn Sie die Konzeption der norddeutschen Wirt-
schaftsminister aufnehmen und damit dem nationalen
Schiffbau und der nationalen Meerestechnologie im
europdischen Verbund eine Zukunft verschaffen,
dann haben Sie auch den Arbeitnehmern in Mecklen-
burg-Vorpommern {ir die Zukunft geholfen.

Schoénen Dank.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste
sowie des Abg. Dr. Klaus-Dieter Feige
[Bindnis 90/GRUNE])

Vizeprasident Hans Klein: Ich erteile dem Abgeord-
neten Gunnar Uldall das Wort.

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Die Diskussionen uber die Werf-
ten in den vergangenen Wochen — das zeigten auch
viele Beitrdge heute morgen — waren durch eine
Schieflage geprdagt. Es wurde viel zuviel Uber die
Gesellschafterstruktur gesprochen. Das ist zwar ein
wichtiger Aspekt; aber es ist nicht der entscheidende,
der alleinige Aspekt. Viel wichtiger fur die Zukunft
der Werften als die Frage, wer die Kapitalanteile halt,
ist die Frage nach der Wettbewerbsfahigkeit der
Weriten. Nur dann, wenn die Schiffbaubetriebe an der
mecklenburgisch-vorpommerschen Kiiste so wirt-
schaftlich arbeiten, daB sie die Konkurrenz im Aus-
land nicht zu furchten brauchen, werden sie sich
uberhaupt behaupten kénnen.

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [F.D.P.]: Warum
nur im Ausland?)

Nur dann, wenn die Werften in Ostdeutschland eine
Toptechnologie beherrschen, werden sie langfristig
ihren Marktanteil sichern kénnen. Nur dann, wenn
das Management und die Mitarbeiter auf den Werften
an der Ostsee besser sind als Management und
Mitarbeiterin anderen Werften, werden sie liberhaupt
eine Zukunft haben.

(Zuruf von der SPD: Was wollen Sie denn
nun: das Aus oder was?)

Wenn dies nicht erreicht wird, dann ist es vollig
egal, werim I landelsregister als Gesellschalter einge-
tragen ist; es ist dann gleichgiltig, ob dort als Gesell-
schafter Vulkan, Kvaerner, die Treuhand, die Landes-
regierung oder sonst irgend jemand steht.

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bindnis 90/
GRUNE]: Da gibt es Unlerschiede!)
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Gunnar Uldall

Keiner konnte bei einer langandauernden Verlustsi-
tuation der Unternechmen diese auf Dauer iber Wasser
halten.

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie doch endlich
mal etwas Uber Stralsund!)

Die Diskussion darf nicht dartber gefiihrt werden, ob

drei Kranke oder besser vier Kranke zusammenge-
fuhrt werden sollten. Keiner von ihnen wird allein
durch einen Zusammenschlufl gesund. Vielmehr muB3
die ganze Konzentration darauf gerichtet sein, még-
lichst schnell die Wettbewerbsféhigkeit der Ostsee-
werften zu erreichen. Wer dies verschweigt oder so
tut, als wenn allein mit einer Entscheidung Uber den
Gesellschafterkreis alle Probleme geldst seien, der
streut den Beteiligten und insbesondere den Arbeit-
nehmern auf den Werften Sand in die Augen.

Eine der Ostseewerften, und zwar die von der
Arbeitnehmerzahl her grofite Werft, stand aufierhalb
der Diskussionen der vergangenen Monate und stand
auch heute morgen nicht im Mittelpunkt der Diskus-
sion im Bundestag. Ich meine die Volkswerit in
Stralsund. Die Tatsache, daf3 die Stralsunder Werft
nicht {ir Schlagzeilen gesorgt hat, darf nicht zu der
falschen Annahme fiihren, daf} dieses Unternehmen
problematische Zukunftsperspektiven haben kénnte.
Genau das Gegenteil ist der Fall. Die Volkswerft
GmbH in Stralsund ist im Vergleich zu anderen
Werften in einer relativ guten Situation. Das Unter-
nehmen wurde seit Jahren zu einer Spezialwerft auf
dem Sektor des Baus von Fischerei- und hochwertigen
Sonderfahrzeugen ausgebaut. Sie befindet sich damit
in einer besseren Situation als andere Werften.

Sie hat einen Auftragsbestand von tiber 1 Milliarde
DM. Fur 1992 und 1993 ist diese Werft fast voll
ausgelastet, fir 1994 etwa zur Halfte.

(Zuruf von der SPD: Aber nur mit Verlu-
sten!)

Fast der gesamte Auftragsbestand von 25 Schiffen,
Herr Kollege, ist nach der Wende akquiriert wor-
den.

(Ernst Waltemathe [SPD]: Und wieviel Inter-
essenten gibt es dafir?)

Zur Zeit wird ein neues Investitionsprogramm erar-
beitet, das die Umgestaltung der Werlt vorsicht. Die
Treuhandanstalt unterstitzt die Werft; dafiir bedanke
ich mich. Die notwendigen Neubaukapazitdten des
Unternehmens sollen auch in Zukunft durch die
Treuhandanstalt gesichert werden.

Wenn ich eingangs darauf hingewiesen habe,
meine Damen und Herren, daB nicht die Gesellschaf-
terstruktur fir die Zukunft eines Unternehmens ent-
scheidend ist, sondern daB es viel wichtigerist, dafl die
Unternehmenskonzeption stimmt, dann kann ich fur
dieses Unternehmen nur sagen: Die Volkswerft Stral-
sund ist auf dem richtigen Weg nach vorn.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: Die
Diskussion uUber die Zukunft der Werften an der
mecklenburgisch-vorpommerschen Kuste mub jetzt
zu einem Abschlufl kommen. Das vorgelegte Konzept
ist eine tragféhige Losung. Der Blick mufl nun nach
vorn gerichtet werden, damit die eigentlichen Pro-
bleme angepackt werden koénnen, ndmlich die in

Jahrzehnten gewonnenen Schiffbauerfahrungen in
Wismar, Rostock und Stralsund optimal einzubringen,
um die Ostseewerften international wettwerbsfahig
zu machen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizeprasident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, der Parlamentarische Staatssekretar beim Bun-
desminister der Finanzen, Dr. Joachim Grianewald,
der wegen einer zwingenden Verpflichtung gehen
muBte, mochte seine Intervention zu Protokoll geben.
Ist das Haus damit einverstanden? — Das ist der
Fall.*)

Als ndchstem Redner erteile ich dem Kollegen
Hinrich Kuessner das Wort.

Hinrich Kuessner (SPDj): Herr Prdsident! Meine
Damen und Herren! Als Politiker braucht man eine
Vision. Das gilt ganz besonders in unseren Zeiten, da
die Situation sehr schwierig ist. Man muf} eine Vor-
stellung dartiber haben, wohin man gehen will.

Bei meiner Vision fiir Mecklenburg-Vorpommern
spielen die Werften eine wichtige Rolle. Mit ihnen
kann nach meiner Uberzeugung die psychologische
Trendwende fir den Aufschwung Ost erreicht wer-
den. Noch erleben die Menschen bei uns den Auf-
schwung Ost als Abstieg.

Industriestandorte sind die Grundlage flir einen
Aufschwung, fir eine Besserung. Nichts anderes kann
das leisten. Beispielsweise mit dem Straflenbau, der
hier erwdhnt wurde, wird man das nicht erreichen
koénnen. Mit dem StraBenbau wird man auch nicht
mehr die friher vorhandenen Arbeitsplatze schaffen
konnen. Es gibt keinen Reichsarbeitsdienst mehr.

Gestern horten wir im Unterausschufl Treuhandan-
stalt, daB die Verhandlungen noch gar nicht beendet
sind. Aus parteipolitischen Griinden haben von Bonn
aus Leute in einer Phase in die Diskussion eingegrif-
fen, in der die Verhandlungen noch nicht zu Ende
gefuhrt sind.

Der Hauptdrger liegt darin begrindet, daB im
Grunde nicht bis zum SchluB verhandelt wurde. Mit
Kvaerner wird heute noch verhandelt. Es besteht noch
keine Klarheit darliiber, was mit der Neptun-Werft
geschieht.

Ich denke, dies geht tiberhaupt nicht. Mein Ein-
druck aus den gestrigen Diskussionen im Unteraus-
schuBl Treuhandanstalt ist, dall es um nichts anderes
als um eine politische Losung zur Rettung der Koali-
tion ging.

(Beifall bei der SPD)

Es ist ja nicht so, daB die Treuhandanstalt nicht
saniert. Wir haben gestern Uber die Stahlindustrie
diskutiert. Das Vorstandsmitglied der Treuhandan-
stalt, Herr Dr. Kramer, hat Beispiele genannt. Die
Treuhandanstalt hat in den Betrieb in Finow 40 Mil-
lionen DM investiert, und das hat sich gelohnt.

*) Anlage 2
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Nach Einschétzung von Dr. Kramer werden dffent-
liche Gelder gespart und mehr Arbeitspldtze erhalten.
Die Treuhand macht das im ubrigen in der Stahlindu-
strie auch in anderen Betrieben, und zwar in GroBen-
ordnungen, die 100 Millionen DM und mehr ausma-
chen.

Die Philosophie der alten Bundeslander war: sanie-
ren bis zur Privatisierungsreife. Das macht Sinn fur die
Menschen der Region und spart Steuergelder.

(Beifall bei der SPD)

Zu meinem Erstaunen wird dieses Konzept auch im
Land Bayern durchgefiihrt, wo die CSU regiert. Es gibt
dort Unternehmen mit Staatsbeteiligung. Man gibt
diese Beteiligung nicht einmal ab. Vielmehr erwirt-
schaftet man Gewinne.

Ich lese zur Zeit mit Genull die Biographie von
StrauB. Ich muf sagen, ich lerne daraus gerade auf
diesem Gebiet etwas.

(Arnulf Kriedner [CDU/CSU]: Von ihm kann
man immer lernen!)

Ich wiinsche, daf3 auch die CDU in diesen Lernprozef
einsteigt. Das wdre sehr sinnvoll.

Fir die Privatisierung ist das Geld vorhanden. Drei
Betriebe werden jetzt privatisiert: 3 Milliarden DM
plus — das wird immer vergessen — das Geld, das fir
die Arbeitslosigkeit ausgegeben wird. Denn viele
Menschen bleiben arbeitslos. Das Geld ist da. Dieses
Geld zur Sanierung unter dem Dach der Treuhand
einzusetzen wére das Gebot der Stunde. Das wiirde
vor allem SelbstbewuBtsein bei den Menschen bei uns
schaffen. Denn sie kdnnten dann zeigen, was sie
konnen. Nur so und nicht mit falschen Konzepten wird
die Wende geschafft.

Aus der gestrigen Sitzung des Treuhand-Unteraus-
schusses habe ich den Eindruck mitgenommen — ich
habe das schon betont —: Die Erhaltung der Koalition
stand im Vordergrund, und die Zeit fur die Struktur-
politik wurde verschlafen.

Fir die Schaffung der Einheit Deutschlands hat
Kanzler Kohl den richtigen politischen Instinkt
gehabt. Fiur die Gestaltung der Einheit fehlt seiner
Regierung dieser Instinkt.

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Deswe-
gen mul er weg!)

Hohe Kosten flur die o6ffentliche Hand, wenige
Industriestandorte, hohe Arbeitslosigkeit, schwinden-
des Vertrauen in Worte von Politikern, der Auf-
schwung Ost bleibt im Erleben der Menschen ein
Abstieg — das ist das Ergebnis des Werftenpokers.
Der Demokratie hal dieses Schauspiel geschadet. Das
darf nicht hingenommen werden. Die Vorentschei-
dung der Treuhand dar{ nicht ihre endgiiltige Ent-
scheidung am 17. Mdrz 1992 bleiben. Der Bundesmi-
nister der Finanzen Waigel darf diese Entscheidung
nicht bestdtigen.

Noch gibt es Zeit fur die Vernunft. Noch kann das
Blatt gewendet werden. Wir sollten es tun. Ich werde
mich dafir einsetzen, daB wir in Mecklenburg-
Vorpommern viele MafBBnahmen durchfuhren. Wir
werden der Offentlichkeit zeigen, daB wir hier nicht
mitmachen, weil das der Ruin unseres Landes sein

wird. Wir wollen den Aufschwung, und wir wollen ihn
mit Thnen zusammen. Aber machen Sie es mit uns.

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und
dem Biindnis 90/GRUNE)

Vizepréasident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gunter Klein.

Giinter Kiein (Bremen) (CDU/CSU): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Auch ich befurworte diese
kleine Verbundlésung. Ich halte den KompromiB fur
tragfahig und bin der Auffassung, dall er einmiitig
unterstutzt werden sollte; denn in der Tat sind noch
wichtige, fir das Schicksal der Arbeitspldatze an der
Ostsee erhebliche Ausnahmegenehmigungen in
Brussel zu erreichen.

Ich bin der Auffassung, daB diesen beiden notlei-
denden Schiifbauunternehmen in Rostock, Warne-
miinde und Wismar zweiindustrielle Partner zugeord-
net werden, die in der Sanierung von Werften erfah-
ren sind, die Uber eine beachtliche Diversifizierung
verfugen und die beide — das gilt auch fiir den Bremer
Vulkan — Gewinne machen.

In diesem Zusammenhang, Graf Lambsdorff, halte
ich es {ur bedenklich, daB} Sie durch das Verlesen
eines nicht kommentierten negativen Zitats einen
Verdacht gegen den Bremer Vulkan streuen,

(Horst Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: So ist
- esl)
obgleich doch gerade Sie diese kleine Verbundld-

sung, diesen KompromiB erzielen wollten und erzielt
haben.

In der Tat ist der Bremer Vulkan von Anfang an fur
eine Privatisierung gewesen. Auch die groBe Ver-
bundlésung — das ist in der Diskussion nicht hinrei-
chend gewirdigt worden — wiére eine Privatisie-
rungslosung gewesen:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
bei der SPD)

keine Staatsholding und keine staatliche Beteiligung.
Was sollte denn geschehen? Dieser Vorschlag ist im
Gbrigen im Bereich der DMS in Rostock entwickelt
und erst dann vom Vulkan Ubernommen worden.

Was sollte denn geschehen? 49 % der Gesamtunter-
nehmung sollten fir einige Jahre bei der Treuhandan-
stalt geparkt bleiben. Es war durch Eckwerte sicher-
gestellt, daB die Erwerber private Erwerber sein
mubBten, keine staatlichen. Das ist nun nicht tibernom-
men worden. Ich halte die kleine Verbundlésung, die
auch eine Privalisierungslésung ist, fir tragfahig;
denn sie hat in der Tat einen Vorteil. Eine gewisse
Risikostreuung ist vorhanden. Wir haben ja an der
norddeutschen Kiste auch nicht den groBen Verbund,
sondern haben in Bremen einen Verbund und dane-
ben auch noch beachtliche andere Werftunterneh-
men, die sich ebenfalls am Wettbewerb beteiligen.

Ich mochte noch auf eines hinweisen. Durch diese
beiden Gruppierungen wird nun fir jede Gruppe eine
Ablieferungskapazitat von jeweils 5 % erreicht, bezo-
gen auf den Weltschiffbau. Damit schlieBen diese
Gruppierungen an die kleinste japanische Werft an,
die 1990 6 % abgeliefert hat. Ich rufe, um die Wettbe-
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Giinter Klein {Bremen)

werbssituation klarzumachen, in Ihre Erinnerung, daf3
Japan 1990 65 % des Weltschiffbaus ablieferte, Korea
20 %. Nur noch 15 % verbleiben in Europa. Deswegen
ist es gut, daB diese beiden Gruppen jetzt in eine
GréBenordnung hineinkommen, die eine wichtige
Voraussetzung fur Wettbewerbsfahigkeit ist.

AbschlieBend mochte ich noch auf einen fiir mich
besonders wichtigen Punkt hinweisen. Es gehort zur
Sicherung der Arbeitsplédtze in Rostock und in Wismar
nicht nur eine ordentliche Sanierung, nicht nur eine
verniinftige gesellschaftsrechtliche Strukturreform,
sondern wichtig sind auch Schiffbauauitrage gerade
bei dieser internationalen Konkurrenzsituation, wo
die Japaner praktisch den Weltmarkt beherrschen. Da
ist es unredlich, zu verschweigen, daf sich wichtige
GroBauftrage abzeichnen, die auch und gerade geeig-
net sind, die Arbeitspldtze in Wismar und Rostock auf
Jahre hinaus zu sichern.

Ich erwédhne als erstes, Herr Kollege Waltemathe,
den Auftrag der chinesischen Staatsreederei Cosco,
der sich abzeichnet:

(Horst Jungmann ([Wittmoldt] {SPD}: Die
Regierung muB} entscheiden!)

acht Containerschiffe in einem Umfang von 800 Mil-
lionen DM,

(Zurufe von der SPD)

wobei zwei Schiffe fiir 400 Millionen DM in Wismar
gebaut werden sollen. Das ist eine Jahresproduktion,
ein Jahr Arbeitspldtze in Wismar.

(Ernst Waltemathe [SPD]: Der Bundestag hat
Entscheidungen getroffen! — Weitere Zurufe
von der SPD)

Vizeprasident Hans Klein: Irritiert mir den Redner
nicht; er hat nur noch fiinf Sekunden.

(Heiterkeit)

Giinter Klein (Bremen) (CDU/CSU): Aber es wird
hier das Problem der Menschenrechte zu 16sen sein.
Wir miissen davon ausgehen, daB ein solcher Auftrag
nur akzeptiert werden kann, wenn sich ein Wandel in
der chinesischen Menschenrechtspolitik abzeichnet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Wir sollten deswegen den Besuch des chinesischen
AuBenministers insoweit sehr sorgfédltig prifen. Falls
es nicht dazu kommen sollte, meine Damen und
Herren — —

Vizeprasident Hans Klein: Herr Kollege Klein, Thre
Redezeit ist ein gutes Stiick iiberschritten.

Giinter Klein (Bremen) (CDU/CSU): Ich darf mich
bedanken, Herr Prasident. Ich werde abschlieBend
nur noch sagen, dafl sich auch aus Taiwan im Militar-
schiffbau ein derart groBer Auftrag abzeichnet, so daB
die Arbeitspldtze in Wismar und Rostock ebenfalls auf
Jahre hinaus gerettet werden kénnen.

Ich darf mich bedanken.
(Zurufe von der SPD)

Vizeprasident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem
Bundesminister fiir Verkehr Dr. Gilinther Krause.

(Ernst Waltemathe [SPD]: ,Abgeordneter”
Krause!)

— Entschuldigung, Herr Minister! Ich mufl den Kolle-
gen Waltemathe erst einmal aufkldaren: Wenn er als
Bundesminister gemeldet ist, wird er als Bundesmini-
ster aufgerufen, gleichgtiltig, ob er im Saal sitzt oder
auf der Regierungsbank. Dies, Herr Kollege Walte-
mathe, zu Threr Beruhigung.

Dr. Giinther Krause (Borgerende) (CDU/CSU): Ich
bin als Abgeordneter gemeldet, 1lerr Prasident; ich
widerspreche Thnen da ungern, aber ich bin {iir meine
Fraktion gemeldet.

Vizeprdsident Hans Klein: Entschuldigung! Jetzt
habe ich mich bei dem Kollegen Waltemathe zu
entschuldigen.

Dann haben Sie, Herr Abgeordneter Dr. Krause, das
Wort.

Dr. Giinther Krause (Borgerende) (CDU/CSU):
Meine schr verehrten Damen und Herren! Lieber Graf
Lambsdorff, ich habe den Einigungsvertrag vor mir
liegen. Sie haben damals in den historischen Tagen
dem Einigungsvertrag zugestimmt.

In Art. 28 haben wir gemeinsam die Wirtschaftsfor-
derung vereinbart. Ich zitiere:

Die zustdndigen Ressorts
— des Bundes —

bereiten konkrete MaBnahmenprogramme zur
Beschleunigung des wirtschaftlichen Wachstums
und des Strukturwandels in dem in Artikel 3
genannten Gebijet vor. Die Programme erstrek-
ken sich auf folgende Bereiche: . .. MaBnahmen
zur verstdrkten Modernisierung und strukturel-
len Neuordnung der Wirtschaft auf der Grund-
lage von in Eigenverantwortung der Industrie
erstellten Restrukturierungskonzepten (zum Bei-
spiel Sanierungsprogramme . . .).

Nun will ich hier heute diese Moglichkeit nutzen
und zuerst Herrn Dr. Krackow und Herrn van Hooven
fur die erfolgreiche Arbeit bei der DMS danken.

(Beifall bei der CDU/CSU, der E.D.P., der
SPD und dem Biindnis 90 /GRUNE)

Denn was uns in dieser Region gelungen ist, mu3 man
einfach einmal sagen: Innerhalb von anderthalb Jah-
ren haben wir von 55 000 Beschaftigten gerduschlos
auf 20 000 reduziert. Wer wiirdigt das in diesem Land
Uberhaupt? Es wird so getan, als wurde es im Osten
nur Penner geben, die nichts geleistet haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben schon umstrukturiert. Wir haben entfloch-
ten. Wir sind auf dem Weg, wirtschaftlicher zu wer-
den. Ich bitte darum, daB die Leistung der Menschen
beim Umstrukturierungsprozef in Rostock, Stralsund
und an anderen Stellen schlicht und einfach gewir-
digt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Dr. Giinther Krause (Borgerende)

Man mub natiirlich ein Stiick Geschichte akzeptie-
ren. Die Treuhandanstalt hat mit einer Verwaltungs-
ratsentscheidung im Sommer 1991 eine wesentlich
groBere Losung als das Verbundkonzept, eine
Gesamtlésung zur Sanierung mehrheitlich bestatigt.
Das ist der MaBstab, an dem uns die Menschen in
Mecklenburg-Vorpommern messen. Im ubrigen war
das auch die Geschaftsgrundlage der Landesregie-
rung bis Mitte Januar 1992. Dann sind einige Ereig-
nisse passiert, die ich nicht in der Form kommentiere,
wic es der eine oder andere von Ihnen soeben
gemacht hat.

Ich bitte darum, daB die Geschaftsgrundlage, die
der KoalitionsausschuB des Landes gefunden hat, zur
Kenntnis genommen wird. Der KoalitionsausschuB3 hat
beschlossen — hier bin ich meinem Kabinettskollegen
Rainer Ortleb, der u. a. Landesvorsitzender in Meck-
lenburg-Vorpommern ist —, dal CDU und F.D.P.
gemeinsam eine Gesamtlésung anstreben, die uber
das diskutierte Verbundkonzept hinausgeht.

Zum zweiten haben wir in der Koalition in Meck-
lenburg-Vorpommern gemeinsam verabredet, dal
sich samtliche Konzepte an den Zielen des Sanie-
rungskonzepts der DMS messen lassen miissen. Auch
das ist ein wichtiger Punkt.

Zum dritten haben wir gemeinsam entschieden, daB
bei der Entscheidung zur Werftenfrage am 17. Mdrz
1992 die Treuhandanstalt auch Aussagen hinsichtlich
der anderen Schiffbaustandorte im Rahmen dieser
Gesamtlosung treffen moge.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mir geht
es vor allem darum, die Perspektiven des Struktur-
wandels zu diskutieren. Es kann doch nicht unser
Anliegen sein, in Mecklenburg-Vorpommern aus-
schlieBlich die Schiffbaustandorte zu formieren. Des-
halb ist es {iberlegenswert, dariiber zu diskutieren, ob
man nicht einen dickeren Standort einfacher abspek-
ken kann, als von vornherein zwei schlanke zu formie-
ren, die man zu einem bestimmten Zeitpunkt iiber-
haupt nicht mehr umstrukturieren kann. Das ist die
eigentliche Krackowsche Idee: nicht die Werften-
standorte ins Jahr 2000 zu bringen, sondern die
Industriestandorte — von denen es in Mecklenburg-
Vorpommern ohnehin zuwenig gibt —zu garantieren,
um Industrieproduktion zu sichern und nicht zu ent-
industrialisieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ich denke, es ist eine angenchme Aufgabe, in
diesem Sinne und auf der Grundlage des Einigungs-
vertrages zu kdmpfen. Graf Lambsdorff, ich meine,
das, was ich in der Volkskammer damals zur Wirt-
schafts-, Wdahrungs- und Sozialunion gesagt habe, ist
mit der Reduzierung von 55 000 auf 20 000 Arbeits-
krdfte geleistet. Wir haben im {brigen in Mecklen-
burg-Vorpommern bereits eine Neubauwerft ge-
schlossen. Darliber wird Uiberhaupt nicht diskutiert.
Wir haben es aber schon geleistet. Wir konnen die
weitere Umstrukturierung nur mit dem Volk machen,
das wir in Mecklenburg-Vorpommern haben. Davon
bin ich iberzeugt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasident Hans Klein: Die Aktuelle Stunde ist
beendet.

(Die Anwesenden erheben sich)

Gestern, wenige Wochen nach seinem 80. Geburts-
tag, ist der frithere Ministerprasidenl des Landes
Nordrhein-Westfalen, Heinz Kiihn, verstorben.

Mit Heinz Kiihn ist eine der groBen Politikerperson-
lichkeiten von uns gegangen, die nach der schwersten
materiellen und moralischen Niederlage unserer
Geschichte die Deutschen wieder an die Demokratie
und unsere Nachbarn an ein demokratisches Deutsch-
land glauben lieBen.

Mit 16 Jahren trat Heinz Kiihn — Vater Giberzeugter
Sozialist, Mutter konservative Katholikin — aus der
katholischen Jugendbewegung Neues Deutschland
aus und in die Sozialistische Arbeiterjugend ein. An
seinem 18. Geburtstag wurde er SPD-Mitglied. 1933,
nach nur zweijahrigem Studium der Volkswirtschaft
und der Staatswissenschaften an der Universitdt Koln,
verlieB er Deutschland. Er tauchte in Gent, in Prag, in
Brissel unter. Als Geheimkurier mit falschem PaB
reiste er im Laufe der zwolfjahrigen NS-Herrschaft
aber mehrmals in sein Vaterland, das seine Mutter als
Vergeltung flr die politische Arbeit des Sohnes im
Konzenlratrionslager leiden lieB.

Nach dem Krieg wurde Heinz Kiihn zunachst
auBenpolitischer Ressortchel und dann Chefredak-
teur des Kolner SPD-Blattes ,Rheinische Zeitung". Er
ging in die Landespolitik, und von der zweiten Legis-
laturperiode an gehorte er fast zehn Jahre lang dem
Deutschen Bundestag an.

Als brillanter Redner und scharfer Debatter, der
dem politischen Gegner nichts schenkte, ihn aber nie
verlelzte und nie herabwirdigte, hat er den parlamen-
tarischen Stil des Hohen Hauses in jener Zeit entschei-
dend mitgeprdagt.

1962 in den nordrhein-westfalischen Landtag
gewadhlt, Fraktionsvorsitzender und Landesvorsitzen-
der der SPD, von 1966 bis 1978 Ministerprdasident von
Nordrhein-Westfalen, danach noch Abgeordneter des
Europaischen Parlaments und Vorsitzender der Iried-
rich-Ebert-Stiftung.

In dieser Stunde konnen wir dem langjdhrigen
Kollegen, dem populdren, doch nie populistischen
Politiker, dem prinzipienfesten, aber stets kompro-
miBfahigen Demokraten, dem hilfsbereiten und
kameradschaftlichen Menschen nur unseren tiefen
Respekt fur seine Lebensleistungen nachrufen.

Wir trauern mit seinen Angehoérigen und Freunden
um einen deutschen Politiker, dessen Leben Dienst an
der Allgemeinheit war, der am Aufbau unseres frei-
heitlich-demokratischen Staates wichtigen Anteil
hatte.

Der Deutsche Bundestag wird Heinz Kithn in ehren-
der Erinnerung bewahren.

Sie haben sich zu Ehren des Toten erhoben. Ich
danke Thnen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 aufl:

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines
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Vizeprdsident Hans Klein

Neunten Gesetzes zur Anderung dienstrechtli-
cher Vorschriiten

— Drucksache 12/544 —

BeschluBempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschub)

— Drucksache 12/2201 —

Berichterstattung:

Abgeordnete IFritz Rudolf Korper
Otto Regenspurger

Dr. Burkhard Hirsch

(Erste Beratung 31. Sitzung)

Nach ciner interfraktionellen Vereinbarung ist fir
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. —
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist das
so beschlossen.

Ich eroffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Erwin Marschewski das Wort.

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Président!
Meine Damen und Herren! Das lhnen heute zur
Beratung vorlicgende Neunte Geselz zur Anderung
dienstrechtlicher Vorschriiten war inhaltsgleich be-
reits im 11. Deutschen Bundestag von der Bundesre-
gierung eingebracht worden. Damals — das wissen
Sie — verzogerte sich die Beratung aus datenschutz-
rechtlichen Bedenken. Der Gesctzentwurf verfiel der
Diskontinuitdt.

Der jetzt zur Verabschiedung anstehende Gesetz-
entwurf hat diese Bedenken ausgerdumt. Die Vor-
schlage des Bundesbeauftragten fir den Datenschutz
wurden ubernommen.

Kern des Gesetzes sind drei Ziele, die ich kurz
cerlautern will.

Erstens. Das zur Zeit noch fast untberschaubar in
zahlreichen Vorschriften des Bundes und der Lander
geregeltc Personalaktenrecht wird vereinheitlicht,
unmittelbar fir den Bund selbst und mittelbar fur die
Bundeslander. Diese Vercinheitlichung  schafft
Rechtsklarheit und damit Rechtssicherheit.

Dariber hinaus wird das Personlichkeitsrecht der
Beamten gestarkt und, die Verwaltungsgerichte wer-
den entlastet.

Dies, meine Damen und tlerren, war einfach nolig;
denn die Entscheidungsgrundlage fir das Fortkom-
men eines Beamten, fir seine Versetzung, fur seine
Beforderung, ist einfach das, was in den Personalak-
ten vermerk! ist. Die Personalakten sind ein Spiegel-
bild seines Werdegangs, seiner Eignung, seiner Befa-
higung und Leistung. Damit kénnen und miissen sie
nalurlich auch Grundlage einer objektiven, gerechten
Personalverwaltung sein.

Das Geselz — diese Aus{ihrungen sind zwar elwas
formal, aber ich mup das einfach sagen — dienl auch
dazu, in den neuen Bundeslindern eine weitere
Zersplitterung des Personalaktenrechtes zu verhin-
dern. Die neuen Bundeslander bekommen dadurch
far ihre Personalverwaltung ein wichtiges Instrument
in die Hand, die unselige Aktenpraxis der ehemaligen
DDR durch ein rechtsstaatlich eindeutig geregeltes
Verfahren flir den 6ffentlichen Dienst abzuldsen.

Nicht zuletzt regelt das Gesetz auch, ob und inwie-
weit Personalakten flir elektronische Datenverarbei-
tung ubernommen werden konnen. Es palit damit das
Personalaktenrecht moderner Technik und ihren
Bedingungen an.

Zweitens. Das Haftungsrecht fiir Beamte — auch
dieser Punkt ist sicherlich von Wesentlichkeit — wird
in diesem Geselz geregcelt. Das Gesetz beseitigt den
schwer nachvollziehbaren, bisher noch bestehenden
Unterschied, daBl ein Beamter nur fiir Vorsatz oder
grobe Fahrldssigkeit haftet, wenn er unmittelbar fir
den Staat als Staat handelt, dariber hinaus aber auch
fir leichte Fahrldssigkeit, wenn er [Ur den Staat
privatrechtlich tatig wird. Ich weif}, meine Damen und
Herren, diese Unterschiede sind in der Praxis, insbe-
sondere fur den Biirger, kaum zu erkennen.

Mir tallt bei dieser Betrachtung eine weitere Posi-
tion ein. Das geht zwar nicht den Bundesinnenmini-
ster an, jedoch den Bundesjustizminister. Ich meine,
man sollte in diesem Zusammenhang einmal dariiber
nachdenken, auch das Staatshaitungsrecht entspre-
chend zu novellieren. Zumn Beispiel ware es vonnoten,
da sich das Verhaltnis Staat/Biirger erheblich gewan-
delt hat, eine Beweislastumkehr ins Gesetz zu schrei-
ben. Ich glaube, es wadre sicherlich richtig — ein
Appell an den Bundesjustizminister —, dies vielleicht
einmal im Zusammenhang mit dieser Gesetzesdande-
rung zu regeln.

Drittens. Zum Schlul} darf ich eine erfreuliche, aber
auch nolwendige Anderung des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes erwdhnen. Denn kinftig— es geht dabei
um die Frauen — sind Ausnahmen von dem Verbot
der Beforderung wdhrend der Probezeit fur Frauen
zuldssig, dic aus Grunden der Kindererziehung zeit-
weilig aus dem Berufsleben ausscheiden. Damit, so
meine ich, erflllt dieses Gesetz ein sehr wichtiges
familienpolitisches Ziel. Es beseitigtauch die spezielle
Benachteiligung von Frauen.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, vor dem I lintergrund unserer grofien politi-
schen Themen mag dieses Gesetz cher unbedeutend
erscheinen. Aber ich meine, wir dirfen nicht auler
acht lassen, daB3 wir auch unsere politische Alltagsar-
beit erledigen missen und dall wir insbesondere den
6ffentlichen Dienst den neuen, gednderten Realitdten
anzupassen haben. Ich meine, dazu leistet gerade
dieses Gesetz einen wichtigen Beitrag.

Ich bitte daher um Thre Zustimmung und danke fir
die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizeprasident Hans Klein: Ich erteile dem Abgeord-
neten Iritz Rudolf Kérper das Wort.

Fritz Rudolf Korper (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Diecser uns vorliegende Gesetz-
entwurl zieht zwar verspétet, aber — so denke ich —
doch in richtiger Weise Konsequenzen aus dem uns
vorliegenden Volkszdhlungsurteil. Hauptbestandteil
ist, daB das Personalaktenrecht neu geordnet werden
soll. Vorrangiges Anliegen der Neuordnung ist, das
Personlichkeitsrecht der Beamtinnen und Beamtenim
Rahmen einer effektiven Verwaltung von Personal-
akten moglichst umfassend zu sichern. Dabei wird
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Fritz Rudolf Kérper

auch dem Wunsch der Lander Rechnung getragen,
ubereinstimmende Regelungen des Personalakten-
rechts fir alle Betroffenen und fur alle Dienstherren zu
schaffen.

Dieser Gesetzentwurf hat eine lange Wegstrecke
hinter sich, denn er wurde bereits in der vergangenen
Legislaturperiode vorgelegt. Er konnte aber u. a.
deshalb nicht verabschiedet werden, weil die Bundes-
regierung offenbar notwendige Abstimmungen mit
dem Datenschutzbeauftragten unterlassen hatte.

Der jetzt vom Innenausschull des Bundestages
beschlossene Entwurf trédgt den datenschutzrecht-
lichen Bedirfnissen wohl weitgehend Rechnung.
Allerdings bleiber trotzdem nach wie vor Fragen
offen, wie selbst die Bundesregierung in ihren Erldu-
terungen einrdumt. Auch nach Auffassung der Bun-
desregierung sind lber die in dem Gesetzentwurf
vorgesehenen Bestimmungen hinausgchende gesetz-
liche MaBnahmen erforderlich, um den Datenschutz
bei Arbeits- und Dienstverhdltnissen umfassend zu
regeln.

Bereits in der vergangenen Wahiperiode erklérte
die Bundesregierung deshalb, daBl die Schaffung
eines allgemeinen Arbeitnehmer-Datenschutzgeset-
zes besonders dringlich sei. Ich verweise insoweit auf
die Begriindung des urspringlichen Entwurfs aus der
11. Wahlperiode.

Es ist die Frage zu stellen, warum dieser Entwurf
jetzt immer noch nicht vorliegt. Nach Auffassung der
SPD-Bundestagsfraktion hatte es doch nahegelegen,
diesen Entwurf eines allgemeinen Arbeitnehmer-
Datenschutzgesetzes in dieser Wahlperiode gemein-
sam mit dem Entwurf des Neunten Gesetzes zur
Anderung dienstrechtlicher Vorschriften einzubrin-
gen, um eine zusammenhéngende Beratung zu
gewadhrleisten.

Keinesfalls sind wir damit einverstanden, dal das
Vorhaben eines allgemeinen Arbeitnehmer-Daten-
schutzgesetzes wiederum vertagt und in die néchste
Wahlperiode verschoben wird. Wir benutzen diese
Gelegenheit hier und heute erneut, um das genannte
Geseltz nachdricklich anzumahnen.

Die Mitglieder der SPD-Bundestagsfraktion im
Innenausschuf hatten im Zuge der Beratungen Uber
den vorliegenden Gesetzentwurf den Antrag gestelit,
§ 12 Abs. 4 des Bundesdatenschutzgesetzes zu strei-
chen, was allerdings von der Koalitionsmehrheit
abgelehnt worden ist. Die vorgeschlagene Streichung
des Teilparagraphen wirde in der Tat zu einer Ver-
besserung des Schutzes personenbezogener Daten
fiuhren. Verbessert wiirde insbesondere der Schutz
personenbezogener Daten von Angestellten und
Arbeitern im offentlichen Dienst des Bundes. Dies
ware ein weiterer Schritt in die richtige Richtung
gewesen.

Allerdings mochte ich an dieser Stelie betonen, daB
uns dies nicht veranlaBt, den gesamten Gesetzentwurf
abzulehnen. Denn neben den Fragen des Personal-
aktenrechts werden in der vorliegenden Regelung
einige andere und wichtige Fragen mit erledigt. Wir
begriifien es auBerordentlich, dal die RegrefBirege-
lung gegentiber Beamten in den Féllen, in denen cine
Haftung wegen Pflichtverletzung des Beamten ein-

tritt, vereinheitlicht wird. Bisherist es so, daB der nicht
hoheitlich handelnde Beamte wegen Vorsatz und
jeder Fahrldssigkeit in Regrell genommen werden
kann, der hoheitlich handelnde Beamte dagegen nur
bei Vorsatz und grober Fahrldssigkeit. Diese Unter-
scheidung ist unserer Auffassung nach nicht sachge-
recht und hat schon seit lingerem zu unverstdndli-
chen Ergebnissen gefuhrt, zumal die Differenzierung
zwischen hoheitlicher und nicht hoheitlicher Tatig-
keit in vielen Bereichen fragwirdig geworden ist.

Auch soll mit dem vorliegenden Entwurf das Verbot
der Beféorderung wahrend der Probezeit mit dem Ziel
eingeschrénkt werden, laufbahnrechtliche Nachteile,
die durch Kinderbetreuungszeiten eingetreten sind,
durch entsprechende laufbahnrechtliche Regelungen
auszugleichen. Im Interesse der Gleichbehandlung
mit anderen Beamten, fir die solche Regelungen
schon gelten, sollen beispielsweise Bundesrichter und
Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz wéh-
rend der Zcit des familienpolitischen Urlaubs Leistun-
gen der Krankenfursorge erhalten.

Zu bemerken meinerseits bleibt noch, dafl der
Bundesrat eine Reihe von Einzelheiten zwar aufgreift,
aber wesentliche Grundzige des Geselzentwurfes
nicht in Frage stellt. Die lange Beratungsdauer hat
doch zur Folge gehabt, daB besonders datenschutz-
rechtlich notwendige Regelungen aufgenommen
wurden.

Wir von der SPD-Bundestagsfraktion werden in der
sich anschlieBenden SchluBabstimmung dem Gesetz
zustimmen, da immerhin auf einem wichtigen Gebiet,
dem Personalaktenrecht der Beamtinnen und Beam-
ten, wesentliche Fortschritte erreicht werden. Wir
hatten uns in der Tat noch Besseres vorstellen konnen,
wollen aber mit unserem Stimmverhalten dokumen-
tieren, dafl wir Gutes und Richtiges nicht ablehnen.

Schonen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Burkhard Hirsch.

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Dainen und Herren! Es handelt sich
hier um eines der Gesetze, bei denen jede Rede
eigentlich in die Art einer Berichterstattung rickt, da
man — ganz im Gegensatz zu den Ublichen Debat-
ten — beim besten Willen keinen findet, den man von
Herzenslust beschimpfen mochte.

{Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]:
Das sagen Sie?)

Herr Kollege Korper, Sie haben geradezu eine
rhetorische Glanzleistung vollbracht, indem Sie kriti-
sche Bemerkungen zu Regelungen gemacht haben,
die gar nicht zur Debatte stehen, die Sie zwar gern
haben mochten, dic aber heute nicht Gegenstand der
Debatte sind.

Der Kerndieses Gesetzentwurfesist die umfassende
Neuregelung des Personalaktenrechtes. In der Tat
haben wir langere Zeit darauf gewartet, was aber —
das mufl man sehen — auch mit den Abstimmungs-
schwierigkeiten mit den Ldndern, die teilweise mit
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Dr. Burkhard Hirsch

ithrem Personalaktenrecht vorausgegangen sind, zu-
sammenhing. Es wére schon wiinschenswert, wenn
die hier gefundene Regelung dazu fiihren wiirde, daf3
nun in allen Bundesldndern vergleichbare Personal-
aktenregelungen eingefiithrt werden, damit auch dort
die datenschutzrechtlichen und beamtenpolitischen
Fragen, die damit verbunden sind, in verniinftiger
Weise geregelt werden, also auch die Akteneinsichts-
rechte der Betroffenen, die Moglichkeiten, nachtei-
lige Akteninhalte gegebenenfalls auch wieder entfer-
nen zu lassen, usw.

Der zweite Teil, der eigentlich mehr ein Anhéngsel
ist, iber den Sie mit Recht gesprochen haben, ist die
Neuregelung des Regresses bei Haitungsifillen. Uber
den bisherigen klassischen Unterschied in dem
RegreB je nachdem, ob ein Beamter hoheitlich oder
privatrechtlich handelt, haben wir alle, glaube ich,
schon wéhrend des Studiums gestaunt, und wir haben
uns gefragt

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Deswegen
sage ich ja: nebenbei das Staatshaftungs-
recht &ndern! Das wadre sinnvoll!)

— richtig; auch das ist ein Punkt, bei dem wir uns
schon einmal um eine Verfassungsdnderung bemuht
haben —, was eigentlich der Sinnist. Wir begriien es,
daB das Ganze in einer verniunftigen Weise neu
geregelt ist, ebenso wie das nachste Anhdngsel: die
von Thnen erwdhnten Félle der Betreuungsregelung
und der Gewahrung von Beihilfen in Kinderbetreu-
ungsfallen. Das ist alles sehr begriiBenswert.

Ich freue mich insbesondere — ich glaube, im
InnenausschuBl hatte sich die Fraktion der SPD der
Stimme enthalten —, dafl es nun zu einer gemeinsa-
men Zustimmung zu dem Entwurf kommt. Das finde
ich sehr begriiBenswert, und ich bedanke mich fir die
Beratungen.

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der
SPD)

Vizeprasident Hans Klein: Ich erteile dem Parlamen-
tarischen Staalssekretdr beim Bundesminister des
Innern, Eduard Lintner, das Wort.

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretdr beim Bundes-
minister des Innern: Sehr geehrter Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Beiso viel Zustimmung hat
man fast ein schlechtes Gewissen, auch noch fur die
Bundesregierung zu sprechen. Aber ich glaube, es ist
richtig, die Dinge auch noch einmal aus der Sicht des
Bundesinnenministeriums zusammenzufassen.

Im Mittelpunkt des Gesetzentwurfs steht die Neu-
ordnung des Personalaktenrechts. Durch tiberein-
stimmende Regelungen im Bundesbeamtengesetz
und im Beamtenrechtsrahmengesetz soll die Grund-
lage fur ein einheitliches Personalaktenrecht fir die
Beamten aller Dienstherrn geschaffen werden. Ver-
gleichbare Vorschriften sind im iibrigen auch fur die
Soldaten vorgesehen.

Mit der Vorlage kommt die Bundesregierung auch
einem mehrfach geduBerten Wunsch des Parlaments
nach. Ziel dieser Vorlage ist es, den Schutz des
Personlichkeitsrechts der Beamten und Soldaten zu
stdrken, gleichzeitig mehr Rechtssicherheit und

Rechtsklarheit zu schaffen und die Effektivitit und
Praktikabilitat bei der Verwaltung der Personalakten
zZu verbessern.

Ein gewisser Schutz der personalbezogenen Daten
im Rahmen des besonderen Dienst- und Treueverhélt-
nisses zwischen Dienstherrn und Beamten wurde vom
Gesetzgeber bereits lange vor der Schaffung eines
allgemeinen Datenschutzrechts als ein notwendiges
Normierungsziel erkannt und auch aufgegriffen. Ich
erinnere an den Art. 129 Abs. 3 in der seinerzeitigen
Weimarer Verfassung, der dem Beamten das Recht
auf Einsicht in seine Personalunterlagen bereits ein-
raumte und bestimmte, dal Eintragungen von ungun-
stigen Tatsachen in die Personalakte erst vorgenom-
men werden durften, wenn dem Beamten Gelegen-
heit gegeben war, sich hierzu zu dufern.

Dieses Anhorungs- und Einsichtsrecht des Beamten
ist bis heute eigentlich der einzige Regelungsinhalt
des § 90 des Bundesbeamtengesetzes geblieben, der
das Personalaktenrecht fiir die Bundesbeamten in drei
knappen Satzen zusammenfalBt.

Der Gesetzentwurf, meine Damen und Herren, tiber
den wir heute in zweiter und dritter Lesung beraten,
erstreckt das Einsichtsrecht auch auf Bevollméchtigte
des Beamten und seine Hinterbliebenen, dehnt das
Anhorungsrecht im tibrigen auch auf Werturteile aus
und enthalt zusdtzlich insbesondere Bestimmungen
uber die Pflicht zur Fihrung von Personalakten, den
Inhalt und die Gliederung der Personalakten, die
besondere Abschottung der Beihilfeakten, den
Zugang zur Personalakie, deren Vorlage an andere
Behorden und die Auskunfterteilung hieraus, die
Entfernung von Vorgangen aus der Personalakte, die
Aufbewahrungsdauer und die Verarbeitung und Nut-
zung von Personalaktendaten in Dateien.

Auf Wunsch des Bundesbeauftragten fir den
Datenschutz wurde der Gesetzentwurf insbesondere
um Regelungen liber die Erhebung von personalbe-
zogenen Daten Uiber Bewerber, Beamten und ehema-
lige Beamte sowie Uiber das Einsichtsrecht des Beam-
ten in Sachakten erganzt.

Damit tragt nun der Gesetzgeberiiber das im Gesetz
zur Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des
Datenschutzes vom 20. Dezember 1990 neugestaltete
Bundesdatenschutzgesetz hinaus im Wege einer
bereichsspezifischen beamtenrechtlichen Normie-
rung den vom Bundesverfassungsgericht im Urteil
zum Volkszdhlungsgesetz von 1983 entwickelten
Grundsatizen zum Rechtauiinformationelle Selbstbe-
stimmung Rechnung.

Im Bereich der beamtenrechtlichen Haftung soll
— auch darauf ist bereits hingewiesen worden — die
als nicht mehr sachgerecht empfundene und vom
Bundesverwaltungsgericht seit ldngerem kritisierte
unterschiedliche RegreBregelung fur Beamte je nach
der Art ihres Handelns — némlich hoheitlich oder
nicht hoheitlich — beseitigt und damit der Rechtszu-
stand wiederhergestellt werden, wie er auf Grund des
Staatshaftungsgesetzes bestand und wie er in einigen
Bundesldndern ja immer noch besteht.

Nach der derzeit geltenden Rechtslage besteht ein
RegreBanspruch gegen den nicht hoheitlich handeln-
den Beamten, auch wenn dieser nur leicht fahrlassig
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gehandelt hat. Demgegeniiber hat ein Beamter bei
hoheitlicher Tétigkeit far unmittelbare und mittelbare
Schéadigung seines Dienstherrn nur bei Vorsatz oder
grober Fahrlassigkeit einzustehen.

Durch das Haftungsprivileg fir hoheitliche Tétig-
keit sollen die EntschluBkraft und die Verantwor-
tungsfreude des Bediensteten gestidrkt werden. Dies
ist jedoch nicht nur bei hoheitlichem Handeln, son-
dern fir die gesamte staatliche Téatigkeit erforderlich.
Auch die Risikolage im hoheitlichen Bereich ist gene-
rell nicht groBer als bei sonstiger staatlicher Tétigkeit,
so daB auch unter diesem Gesichtspunkt eine Sonder-
stellung nicht gerechtfertigt ist.

So ist es einfach nicht mehr nachvollziehbar, meine
Damen und lerren, daf} ein Beamter, der etwa die
Lohne und Gehalter fir Angestellte und Arbeiter der
offentlichen Hand errechnet, also nicht hoheitlich
tatig wird, fur einen Bearbeitungsfehler voll haftet,
wahrend derjenige, der die Beamtenbezlige hoheit-
lich festsetzt, nur bei Vorsatz oder grober Fahrléssig-
keit in Anspruch genommen werden kann.

Hinsichtlich der Gibrigen Regelungen des Entwurfs
darfich auf dielhnen vorliegende Drucksache und die
BeschluBlempfehlung des Innenausschusses verwei-
sen.

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf
macht deutlich, daB das 6ffentliche Dienstrecht flexi-
bel genug ist, sich neuen Gegebenheiten anzupassen.
In diesem Zusammenhang mochte ich besonders
darauf hinweisen, daB die Neuordnung des Personal-
aktenrechts und die Vereinfachung der beamten-
rechtlichen Haftung vor allem auch in den neuen
Bundesldandern dazu beitragen werden, die Anwend-
barkeit dienstrechtlicher Vorschriften erheblich zu
erleichtern und den Befiirchtungen wegen des hohen
Haftungsrisikos der dort handelnden Bediensteten
wirksam entgegenzutreten. Eine funktionierende,
efiektive Verwaltung beruht nicht zuletzt eben auch
auf der Entscheidungsireude der Mitarbeiter im
offentlichen Dienst. Wird jedoch der Wille zu schnel-
len und sachgerechten Entscheidungen durch ein
wirkliches oder vermeintliches Haftungsrisiko ge-
bremst, so treffen die Auswirkungen schlieBlich alle
Burger.

Zusammenfassend bitte ich Sie deshalb um Ihre
—ja bereits zugesagte — Zustimmung zu diesem
Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizeprasident Hans Klein: Herr Parlamentarischer
Staatssekretdr, Sie hatten zwar bei dem Redner der
SPD eine Bemerkung tber die antizipierte Redeldnge
gemacht, aber die eigene angemeldete Redezeit
ordentlich Giberschritten.

(Parl. Staatssekretar Eduard Lintner: Ich

bekenne mich schuldig!)

— Nein, nein; wir haben das sehr begriift, weil noch
nicht alle Redner fir die nadchste Debatte anwesend
sind.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

— Beiallem Respekt vor der starksten Fraktion: Es gibt
ja noch mehr Fraktionen in diesem Hause!

{Zuruf des Abg. Peter Conradi [SPD])

— Verehrter Herr Kollege Conradi, der als erster
Redner von Ihrer Fraktion gemeldete Abgeordnete ist
auch noch nicht da. Wir wollen jetzt vom Bestand
ausgehen.

Zunéchst einmal schliee ich die Aussprache tber
den Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Anderung
dienstrechtlicher Vorschriften.

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim-
mung uber den von der Bundesregierung eingebrach-
ten Gesetzentwurf, Drucksachen 12/544 und 12/2201.
Diejenigen Kollegen, die dem Gesetzentwurf in der
Ausschulifassung zustimmen wollen, bitte ich um das
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt
sich? — Der Gesetzentwurf ist angenommen. Damit ist
die zweite Beratung abgeschlossen.

Wir treten in die
dritte Beratung

ein und kommen zur SchluBabstimmung. Ich bitte
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. — Wer ist dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Gesetzentwurf ist angenommen.

Ich rufe Punkt 13a bis h der Tagesordnung sowie
die Zusatzpunkte 11 und 12 auf:

13. a) Erste Beratung des von den Abgeordneten
Dr. Wolfgang Ullmann, Christina Schenk
und der Gruppe BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN eingebrachten Entwurfs eines Ersten
Gesetzes zur Herstellung des Rechtsirie-
dens im Bereich des Wohneigentums in den
neuen Bundesldndern

— Drucksache 12/2073 —

Uberweisungsvorschlag:

RechtsauschuB (federfithrend)

Innenausschuf

Ausschuf fiir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
Haushaltsausschufl

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Hans Martin Bury, Achim GroBmann, Nor-
bert Formanski, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion der SPD

Bericht der Bundesregierung iiber das
Zusammenwirken finanzwirksamer, woh-
nungspolitischer Instrumente (Instrumen-
tenbericht)

— Drucksache 12/1277 (neu) —

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuf} fiir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
(federfithrend)

Finanzausschuf}

AusschuB} fur Wirtschaft

Haushaltsausschufy

¢) Beratung der BeschluBempfehlung und des
Berichts des Ausschusses fiir Raumordnung,
Bauwesen und Stadtebau (19. AusschuB}) zu
dem Antrag der Abgeordneten Achim GroB-
mann, Norbert Formanski, Iris Gleicke, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der
SPD

(<

(D)



(A)

Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Marz 1992

6873

Vizeprasident Hans Klein

d)

g)

Verbilligte Abgabe von Grundstiicken so-
wie von Wohnungen aus Bundesbesitz fir
den sozialen Wohnungsbau und fiir andere
gemeinniitzige Zwecke

— Drucksachen 12/884, 12/1676 —

Berichterstattung:
Abgeordnete Hans-Wilhelm Pesch
Otto Reschke

Beratung der BeschluBempfehlung und des
Berichts des Ausschusses flir Raumordnung,
Bauwesen und Stadtebau (19. Ausschul) zu
dem Antrag der Abgeordneten Achim GroB3-
mann, Norbert Formanski, Iris Gleicke, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der
SPD

Belebung des Neubaues und der Moderni-
sierung von Wohnungen in den alten und
neuen Bundeslandern

— Drucksachen 12/338, 12/1687 —

Berichterstattung:
Abgeordnete Peter Gotz
Achim GroBmann

Beratung der BeschluBempfehlung und des
Berichts des Ausschusses fiir Raumordnung,
Bauwesen und Stadtebau (19. AusschuB}) zu
dem Antrag der Abgeordneten Achim Grof3-
mann, Norbert Formanski, Iris Gleicke, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der
SPD

Entschuldung der kommunalen und genos-
senschaitlichen Wohnungsunternehmen in
den neuen Bundesldandern

— Drucksachen 12/614, 12/1772 —
Berichterstattung:

Abgeordnete Rolf Rau

Achim GroBmann

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. llja Seifert, Dr. Barbara Holl und der
Gruppe der PDS/Linke Liste

Gesetzgeberische Mafinahmen zur Miet-
preisbindung in den neuen Bundeslan-
dern

— Drucksache 12/1953 —

Uberweisungsvorschlag:

Ausschul} fiir Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau
(tederfihrend)

Rechtsausschuld

Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Ilja Seifert, Dr. Barbara Holl und der
Gruppe der PDS/Linke Liste

Verlangerung der Regelungen iiber den
erweiterten Kiindigungsschutz fiir Mieter
in den neuen Bundeslindern und in Ost-
Berlin

-— Drucksache 12/1974 —

Uberweisungsvorschlag:

Rechtsausschuf} (federfiihrend)

Ausschuf} fiir Familie und Senioren

Ausschul} fir Raumordnung, Bauwesen und Stddtebau
Beratung der Beschlulempfehlung und des
Berichts des Ausschusses fiir Raumordnung,
Bauwesen und Stdadtebau (19. Ausschull) zu
dem Antrag der Abgeordneten Achim GroB-

mann, Norbert Formanski, Iris Gleicke, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der
SPD

Mietentwicklung in den neuen Bundeslan-
dern

— Drucksachen 12/313, 12/1994 —

Berichterstattung:
Abgeordnete Gabriele Wiechatzek
Iris Gleicke

ZP11 Erste Beratung des von den Abgeordneten
Achim GroBmann, Iris Gleicke, Dr. Eckhart
Pick, weiteren Abgeordneten und der Fraktion
der SPD eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Anderung des Einfithrungsgesetzes
zum Burgerlichen Gesetzbuch — Artikel 232

(Eigenbedariskiindigungsanderungsgesetz)
— Drucksache 12/2194 —

Uberweisungsvorschlag:
Rechtsausschuf (federfithrend)
Ausschuf} fir Raumordnung, Bauwesen und Stédtebau

ZP 12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr.-
Ing. Dietmar Kansy, Georg Brunnhuber, Wer-
ner Dorflinger, weilerer Abgeordneter und der
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordne-
ten Dr. Walter Hitschler, Lisa Peters, Uwe Liihr,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der
F.D.P.

Einsetzung einer unabhangigen Experten-
kommission zur Uberpriifung der Instrumente
der Wohnungspolitik

— Drucksache 12/2231 —

Nach einer Vereinbarung im Altestenrat sind fiir die
gemeinsame Aussprache zweieinhalb Stunden vorge-
schen. — Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.
Dann ist das so beschlossen.

(Gerlinde Hammerle [SPD]: Die, die etwas

dagegen haben, sind gar nicht gekomment!

-— Zuruf von der CDU/CSU: Verklrzen wir
doch einfach, wenn keiner da ist!)

Die erste Vorlage, die auf der Tagesordnung steht,
ist von der Gruppe Biindnis 90/DIE GRUNEN einge-
bracht, die zur Zeit nicht im Saal vertreten ist. Die
sozialdemokratische Fraktion hat eine Reihe von Vor-
lagen eingebracht.

{Gerlinde Hammerle [SPD}: Aber die Bun-
desregierung hat auch einen Bericht gege-
benl)

— Die Bundesregierung hat einen Vorschlag einge-
bracht.

Ich erdffne die Aussprache. Das Wort hat der Kol-
lege Dr. Dietmar Kansy.

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Herr Prasident!
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wie vom
Préasidenten eben angesprochen, sind neun verschie-
dene Initiativen und Antrédge von Fraktionen und
Gruppen des Deutschen Bundestages Grundlage die-
ser verbundenen Wohnungsbaudebatte. Sie betreffen
Themen von der Belebung des Neubaus und der
Modernisierung utber die Entschuldung der Woh-
nungsunternehmen und die Mietentwicklung in den
neuen Bundesléndern, die verbilligte Abgabe von

©
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Grundstiicken des Bundes fiir den sozialen Woh-
nungsbau, die Verlangerung des erweiterten Kiindi-
gungsschutzes in den neuen Bundeslandern bis zur
Forderung eines Berichtes uber die Wirkung der
Finanzierungsinstrumente im Wohnungsbau und die
Einsetzung einer unabhédngigen Regierungskommis-
sion zu Fragen der Wohnungspolitik.

Die Vielzahl und die Vielfalt der Antrége hat einen
gemeinsamen wohnungspolitischen Nenner: In den
alten Bundesldandern schlo sich an die Phase des
Wiederaufbaus im Wohnungs- und Stiadtebau nach
dem Zweiten Weltkrieg in den 80er Jahren nur eine
kurze Spanne ausgeglichener Wohnungsmairkte an.
400 000 leerstehende Wohnungen Mitte der 80er
Jahre, damals als ,Wohnungshalden” und ,Ver-
schwendung offentlicher Mittel" vielfach kritisiert,
waren aus heutiger Sicht paradiesische Zustdnde.

Ende der 80er Jahre wurde schnell erkennbar, daB3
die Nachfrage auf den Wohnungsmadrkten kréaftiger
zunahm als der Neubau. Mit vielfdltigen MaBnahmen
und erheblich erhdhtem Mitteleinsatz haben die Bun-
desregierung und auch die Lander und Gemeinden in
den letzten Jahren auf diese Entwicklung reagiert und
dem Wohnungsbau wichtige Impulse gegeben.
— Meine Kollegen aus der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion werden aus unserer Sicht noch darauf einge-
hen. — Eine starke Aufwartsentwicklung der Neu-
bautdtigkeit war die Folge.

Aber, verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir alle
wissen es: Es reicht nicht aus, denn die Rahmenbedin-
gungen haben sich in kurzer Zeit wesentlich veran-
dert. Im Zuge der allgemeinen Einkommensentwick-
lung der letzten Jahre hat sich zunéchst einmal die
quantitative und qualitative Nachfrage nach Wohn-
raum wesentlich verstarkt. Mehr als die Halfte des neu
geschaffenen Wohnraums ging an Haushalte, die
wohnungsmaéBig bereits ausreichend oder gar gut
versorgt waren.

Weiter sind durch die groe Zuwanderung der
letzten Jahre in den alten Bundesldndern — derzeit
600 000 bis 700 000 Personen pro Jahr — alle langfri-
stigen Bevolkerungsprognosen, die von einem Riick-
gang der Bevolkerung ausgingen, Makulatur. Das
statistische Material ist Uberholt und mangelhaft.

Die Nachfragestruktur selber hat sich hinsichtlich
der Haushaltsgrofien, der gewunschten Lebens- und
Wohnformen, der Einkommenssituation und des
Anspruchs an GroBe und Ausstattung wesentlich
verdndert.

Umwelt- und Naturschutzbelange werden heute
gegeniiber dem Wohnungsbau hinsichtlich der Aus-
wirkungen der Inanspruchnahme von Bauland, der
Bodenversiegelung und der Emissionen wesentlich
wichtiger eingeschdlzt als friher, ja oft wichtiger als
der Wohnungsbau selber. Eine erhebliche Verknap-
pung und Verteuerung des Baulandes ist das Ergeb-
nis.

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen fir den
Wohnungsbau, insbesondere fir die Finanzierungs-
und Baukosten, haben den erforderlichen Aufwand so
erhoht, dall die Investitionsbereitschaft nachlie und
die Versorgung bestimmter Gruppen der Bevolke-

rung mit Wohnraum auBerordentlich erschwert
wird.

In den neuen Bundeslandern haben wir ein kata-
strophales wohnungspolitisches Erbe des SED-Staa-
tes Ubernommen. Von knapp 7 Millionen Wohnungen
waren etwa 1,5 Millionen Wohnungen voéllig oder
weitgehend unbewohnbar. Etwa die Haélfte davon
durfte nicht mehr zu retten sein. Meine Damen und
Herren, vor diesem Hintergrund sage ich: Die woh-
nungspolitischen Belehrungen der SED-Nachfolgeor-
ganisation PDS in diesem Zusammenhang kann man
wohl nur als blanken Zynismus empfinden.

Die Bundesregierung hat speziell fiir die neuen
Bundesldnder eine ganze Kette wohnungspolitischer
Initiativen ergriffen, auf die meine Kollegen ebenfalls
noch zurtickkommen werden.

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]:
Genau das ist Zynismus!)

Dennoch ist sowohl die Neubautéatigkeit als auch die
Instandsetzungs- und Modernisierungstétigkeit in
den neuen Bundesliandern zu gering, als daB} eine
schnelle und durchgreifende Verbesserung der Situa-
tion erreicht werden konnte.

Vizeprasident Hans Klein: Herr Kollege Kansy,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Sei-
fert?

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Ja, bitte.

Dr. llja Seifert (PDS/Linke Liste): Herr Dr. Kansy,
warum bezeichnen Sie es als Zynismus, wenn ich
immer wieder anmahne, dal3 das Recht auf Wohnen
als Menschenrecht in der Verfassung dieses Landes
verankert werden sollte?

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Ich bezeichne
esals Zynismus, weil Sie in diesem Hause verdréangen,
dal Sie die Nachfolgeorganisation der SED sind, die
uns das groBte Chaos in der Wohnungs- und Stadte-
baupolitik Deutschlands in den letzten Jahrzehnten
hinterlassen hat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. —

Otto Reschke [SPD]: Das hat doch nichts mit

den 2 Millionen fehlenden Wohnungen im

Westen zu tun! Da haben doch Sie das Chaos
hinterlassen!)

— Viele Fragen, Herr Kollege Reschke, von der
Verfliigbarkeit der Grundstiicke tiber die Altschulden
bis zu mangelnder Verwaltungskraft und fehlenden
Investitionsmoglichkeiten, sind wegen aus verstandli-
chen Griinden gedeckelter Mieten nicht abschlieBend
beantwortet.

Meine Damen und Herren, angesichts dieser
schwierigen wohnungspolitischen Lage in Ost- und
Westdeutschland — wenn auch aus vollig unter-
schiedlichen Griinden — kénnte man — damit komme
ich zu Ihnen, Herr Reschke; tiber lhre Art, Politik zu
machen, werden wir heute sicherlich noch elwas
detaillierter sprechen — eigentlich annehmen, dafB
Bund, Ldnder und Gemeinden, die mit unterschiedli-
chen Mehrheiten politischer Parteien regiert werden,
in einer gemeinsamen Kraftanstrengung versuchen,
der Herausforderung gerecht zu werden. Auf vielen

(D)
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fachpolitischen Tagungen, vor den kritischen Augen
und Ohren von Fachleuten, geschieht das dankens-
werterweise auch zunehmend offen. Diese Offenheit
reicht selbst bis in manche nichtoffentliche AusschuB-
sitzung in diesem Haus. Aber wie lange noch, terr
Reschke und meine Kolleginnen und Kollegen aus der
SPD, wollen wir vor diesem Hintergrund dem deut-
schen Volk dieses Schwarzer-Peter-Spiel von Woh-
nungsbaudebatten im Deutschen Bundestag nach
dem Motto ,Haust du meinen Jungen, haue ich
deinen Jungen” bieten, wie das schon aus Ihren ersten
Zwischenrufen heute wieder erkennbar war und wie
es leider auch im Vorfeld der Debatte wieder feststell-
bar war?

(Brigitte Schulte [Hameln}] [SPD]: Bis wir eine
andere Regierung haben, Herr Kollege!)

Was hilft es denn, Herr GroBmann, meinetwegen
einer Familie in Kdln, wenn Sie hier zum xten Male mit
grofem Pathos sagen, diese Bundesregierung habe
angesichts dieser Bedingungen, die ich lhnen eben
Fakt tiir Fakt vorgetragen habe, vollig versagt, sie tue
nichts in der Wohnungspolitik,

(Beifall des Abg. Peter Conradi [SPD})

wenn die CDU und die F.D.P. in Nordrhein-Westfalen
mit demselben Pathos Woche fiir Woche feststellen,
die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen habe
versagt, und wenn die Kommunen sich beide vorneh-
men und das fir Bund und Lédnder behaupten? Wir
kénnen angesichts der Grofie der lerausforderung
auf diese Art und Weise hier im Plenum des Deutschen
Bundestages, meine ich, keine Wohnungspolitik mehr
machen, wenn wir glaubwirdig sein wollen.

(Otto Reschke |SPD]: Das ist aber eine Ban-
krott-Erkldrung lhrerseits!)

— Herr Reschke, Sie werden sich mit Polemik nicht
aus der Sachdiskussion herausmogeln konnen.

Ich hatte eigentlich vor, eine Hoffnung auszuspre-
chen. Aber es ist wirklich schwierig, mit unseren
Kollegen von der SPD im Plenum des Deulschen
Bundestages vor den Augen der Offentlichkeit
genauso zu diskutieren wie hinter verschlossenen
Turen, wo sie bereit sind, Sachprobleme zu erdrtern
und, vor allen Dingen wenn Fachleute dabei sind, zu
sagen: Es geht nicht anders.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. —
Achim GroBmann [SPD|: Warten Sie erst mal
unsere Reden ab!)

Meine Damen und Herren, die Mehrheit der Bevol-
kerung — und dies sind die Widerspriiche, die wir
ansprechen miissen, auch hierin dieser Debatte —hat
nicht zuletzt durch unzéhlige staatliche Forderungen
von Bund, Ldndern und Gemeinden ihre Wohnraum-
versorgung standig verbessert. Mit dem Durchschnitt
von 36,5 qm pro Person hat sich der veriugbare
Wohnraum in den letzten 20 Jahren um mehr als 50 %
erhoht. Die Qualitét ist iberhaupt nicht vergleichbar
mit der der Wohnungen vor 20 Jahren.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

Auf der anderen Seite — und das ist die neue
Herausforderung — ist der Anteil derer, die im wahr-
sten Sinne vor der Tur stehen und teilweise bis zur

Obdachlosigkeit unterversorgt sind, immer groéBer
geworden.

(Peter Conradi [SPD]: So ist es!)
Diese Probleme mitissen wir ansprechen,

(Peter Conradi [SPD]: Und das nach zehn
Jahren!)

nicht aber alte Debatten, die wir schon vor drei, vier
oder finf Jahren gefihrt haben, Herr Conradi, hier
immer wiederholen.

Wenn man Umfrageergebnisse zu der Frage , Wel-
chen Stellenwert geben Sie der Wohnungspolitik?”
betrachtet, landet der Wohnungsbau immer auf Spit-
zenplédtzen, gerade in der letzten Umfrage auf Platz
zwei. Fragt man jedoch am Anfang des Jahres, in
Silvesterstimmung, in vo6llig anderem Zusammen-
hang: , Woliir beabsichtigen Sie in diesem Jahr mehr
Geld auszugeben?”, landet das Wohnen hinter
Urlaub, hinter Auto, hinter Nahrung, hinter Kleidung
und hinter vielen anderen Sachen unter ferner liefen,
abgeschlagen.

Die Frage, die wir hier gemeinsam beantworten
miissen, wenn wir in der Zukunft erfolgreich handeln
wollen, ist: Mussen wir nicht denen, die es kénnen, ein
Stiick mehr Eigenverantwortung zumuten, als wir es
in Vergangenheit gemacht haben, um wirklich denen
zu helfen, die sich nicht alleine helfen konnen? Das ist
die Frage, tiber die wir heute reden wollen, nicht iiber
Thre abgedroschenen Vorwlrfe.

Meine Damen und Herren, ein anderes Problem:
Vier bis fiinf Millionen Wohnungen, so wird gesagt,
miissen bis zum Jahre 2000 gebaut werden. Verlang
man das erforderliche Bauland fiir diese Wohnungen,
wird quer durch die Republik gemauert. Das ist die
Wahrheit.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist esl)

In Quantitét und Qualitat, beim Warme- und Larm-
schutz, bei Stellplatzen, bei kommunalen Gebuhren
werden standig neue Forderungen gestellt, Vor-
schriften erlassen, Abgaben erhoben, und dann
beklagt man sich: In Deutschland ist der Wohnungs-
bau europaweit am teuersten; wir sollten gefalligst
doch einmal Uber Aachen in die Nachbarlander fah-
ren, um zu sehen, wie man billig Wohnungen baut.
Das sind die Widerspriiche, die wir ansprechen mis-
sen.

(Eduard Oswald [CDU/CSUJ: Sehr gut!)

Meine Damen und Herren, nicht zuletzt: Der
Umfang der direkten und indirekten staatlichen For-
derung des Wohnens durch Bund, Lander und
Gemeinden hat von Jahr zu Jahr zugenommen. Zwi-
schen 40 und 50 Milliarden DM diirften es zwischen-
zeitlich sein. Trotzdem nimmt die Zahl derer, die die
Forderung am ndtigsten brauchen, aber am wenigsten
erhalten, weiter zu und nicht ab. Das sind die Themen,
Uber die wir uns unterhalten mussen.

Meine Damen und Herren, wir haben in einer Kette
von MafBnahmen, die ich hier im einzelnen jetzt nicht
aufzahlen will, sehr viel getan. Aber nicht nur wir,
sondermn auch die Lander und Gemeinden haben,
wenn wir ehrlich sind, im Rahmen ihrer Moglichkei-
tenindenletzten Jahren unglaublich viel Zusdtzliches
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versucht. Dennoch: Haben wir wirklich die Gewifheit,
daB all diese Aktivitdten und Milliarden treffsicher
dort ankommen, wo wir sie eigentlich hinhaben wol-
len? — Wir wissen, es gibt Grund zum Zweifeln. Und
deswegen: Die Forderunyg, meine Kolleginnen und
Kollegen aller Oppositionsparteien, in das vorhan-
dene System noch mehr Milliarden hinecinzustecken,
ohne es zu hinterfragen, noch mehr staatliche Regle-
mentierung einzufthren, wie z. B. die Minister der
SPD-regierten Bundesldnder es gerade wieder
gemacht haben, in gleichem Atemzug dann noch Gber
zu hohe Staatsverschuldung und zu hohe Steuern zu
klagen und dabei noch festzustellen, daB} diese ver-
meintlichen staatlichen Wohltaten bei den Falschen
ankommen,

(Otto Reschke [SPD]: Richtig!)

kann doch nicht Grundlage der weiteren Wohnungs-
baupolitik von Bund und Landern ein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Meine Damen und Herren, die Wohnungspolitiker
aller Fraktionen und auf allen staatlichen Ebenen, die
fir den Wohnungsbau gemeinsam Verantwortung
tragen — das ist nicht nur der Bund —, haben cine
Bringschuld, insbesondere jetzt, wo die offentlichen
Haushalte in Bund, Landern und Gemeinden fast bis
an ihre Leistungsgrenze strapaziert sind.

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]:
Nicht ,fast”!)

Und selbst wenn die 6ffentlichen Kassen etwas voller
wdren, meine Damen und Herren: Alle Anstrengun-
genvonBund, Landern und Gemeindcen allein werden
nicht ausrcichen, das Problem zu losen. Wir sollten
gemeinsam den Mut haben, den Menschen das zu
sagen, und uns nicht gegenseitig immer vormachen,
bei etwas gutem Willen lasse sich das Problem mit
dem Einsatz staatlicher Mittel lésen.

Vor diesem Hintergrund legen die Koalitionsfrak-
tionen heute cinen Antrag auf ,Einsetzung einer
unabhédngigen Expertenkommission zur Uberpriifung
der Instrumente der Wohnungspolitik” vor.

(Peter Conradi [SPD]: Das ist ja tolll)

Meine Damen und Herren, das hoért sich vielleicht
elwas technokratisch an. Ich sage es deswegen etwas
bildhafter: Alles, was Bund, Lander und Gemeinden
fur direkte oder indirekte Férderung des Wohnens in
Deutschland ausgeben oder was den Wohnungsbau
wesentlich beeinfluBt, gehort jetzt auf den Tisch
gelegt. Seine ZeitgemaBheit, die 6konomische Effi-
zienz, die soziale Treffsicherheit und die Flexibilitat
bei verdnderten Bedingungen und auch im Hinblick
auf Gerechtigkeit sind zu tberprafen.

(Peter Conradi [SPD}: Dazu braucht man
doch keinen Bundestagsbeschlufi!)
— Herr Conradi, Sie kénnen gerne weiter Zwischen-

rufe machen. Es belebt vielleicht ein bilichen die
Initiativen lhrer Fraktion.

(Peter Conradi [SPD]: 1hre Rede belebt nichts
mehr!)

Die Uberpriffung der Finanzierungsinstrumente,
meine Damen und Herren, wie die SPD sie fordert,

wird allerdings nicht ausreichen, dem Problem

gerecht zu werden.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie ist zwar richtig, aber nicht ausreichend. Denn
neben der Uberprifung von Instrumenten wie Wohn-
geld, steuerliche I'érderung und vieles andere mehr
mussen wir auch noch, soweit es das Wohnen betrifft,
rechtliche Rahmenbedingungen im Baurecht, im
Bodenrecht, im Mietrecht und anderen Rechtsmate-
rien so weit mit Uberprufen, dafl wir endlich dahin
kommen, neben der Tagesarbeit Grundlagen zu fin-
den, die es ermoglichen, mit der véllig verdnderten
Situation in Ost- und Westdeutschland fertigzuwer-
den. Und hier, meine Damen und Herren, schlagen
wir vor, diese Aufgabe in einer Expertenkommission
uberprifen zu lassen, in einer Kommission, die uns
dann auch Vorschldge flr unsere Arbeit macht. Diese
Kommission — viclleicht kann ich den Zuruf jetzt
beantworten —ist eben kein Ersatz, Herr Conradi, fur
die laufenden Anstrengungen von uns, den Landern,
den Gemeinden und der Wirtschaft und bietet auch
keinen Grund fur Attentismus.

Vizeprasident Hans Klein: Herr Kollege Kansy, Ihre
Redezeil ist abgelaufen.

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Meine verehr-
ten Kolleginnen und Kollegen, wir bitten alle Parteien
um Mitwirkung im Bund, in den Landern und in den
Gemeinden. Wir wollen hier nicht Friede, Freude,
Eierkuchen — denn parlamentarische Demokratie ist
Auseinandersetzung —, aber was wir winschen, ist
— neben platten Spruchen und neuen Milliardenfor-
derungen, die ecin altes System standig weiterlaufen
lassen, ohne daB es effizient ist — ein Stick Mindest-
konsens, wie wir es in der Nachkriegszeit im Woh-
nungsbau schon einmal gchabt haben. Sonst werden
wir die Probleme nicht lésen konnen.

Schénen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizeprasident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, ich muB Sie noch einmal darauf hinweiscen: Jede
starkere Redezeitiberschreitung geht natirlich auf
Kosten der Redezeit der Kollegen der eigenen Frak-
tion.

Als nachster hat der Kollege Achim Grofmann das
Wort.

Achim GroBmann (SPD): tlerr Prasident! Meine
Damen und Herren! Die Regierung Kohl hat den
Wohnungsmarkl unseres Landes innerhalb weniger
Jahre in die tiefste Krise der Nachkriegszeit
gefihrt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD
bei der CDU/CSU)
Es fehlen 2 Millionen bis 2,5 Millionen Wohnungen.
Nie nach den 50er Jahren hatten wir eine derart groBie
Wohnungsnot.
(Hans Raidel [CDU/CSUJ: Er redet bei einer
Juso-Konferenz!)
Nur knapp uUber 200 000 Wohnungen sind in den
letzten Jahren pro Jahr gebaut worden. Nie wurden in
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der Nachkriegszeit weniger Wohnungen als Mitte der
80er Jahre gebaut.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]J: Damals
hatten wir 400 000 leerstehende Wohnun-
gen! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU)

— Ich habe damit gerechnet, daB3 Sie mit hektischen
Zwischenrufen reagieren. Es kommen noch ein paar
Punkte, die lhnen wehtun werden. Die mussen Sie
sich anhéren, weil die deutsche Offentlichkeil ein
Recht darauf hat, zu erfahren, wie wir in diese
Situation gekommen sind.

(Ilans-Wilhelm Pesch [CDU/CSUJ: Aber
doch nicht durch diese Bundesregierung!)

1983 haben Sie das Mietrecht ,liberalisiert”, wie Sie
das bezeichnet haben. Es wurden aber nicht mehr
Wohnungen, sondern weniger Wohnungen gebaut.
Die Mieten dagegen sind explodiert.

(Zuruf von der CDU/CSU: Es wurde weniger
nachgefragt!)

Sie stiegen teilweise pro Jahr um einen zweistelligen
Prozenltsatz. Jetzt, knapp zehn Jahre spater, missen
Sie die Kappungsgrenzen fiir Mieten herunterschrau-
ben.

Noch etwas haben Sie geschafft. Trotz mehrjahriger
guter Konjunktur steigt die Zahl der Obdachlosen
steil. Mehr Milliondre und gleichzeitig mehr Men-
schen, die auf der Stralle leben missen, das ist die
beklemmende Bilanz lhrer Politik.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSU|: Olle Kamellen! — Hans Raidel [CDU/
CSUJ: In welchem Haus wohnen Sie?)

Vollig erfolglos ist auch lhre Bauland- und Boden-
politik. Der Baulandbericht 1983 blieb fur Sie ohne
Wirkungen. Registriert wurden damals zweistellige
Preissteigerungen, das Horten von Boden und das
Phinomen, dal3 die Kommunen ihr baureifes Land
lieber der Industrie als Bauwilligen gaben.

Heute, fast zehn Jahre spater, kommen regierungs-
amllich eingesetzte Kommissionen zum selben Ergeb-
nis. Kein Wunder: Zehn Jahre lang haben Sie nichts
getan; Sie haben das einfach laufenlassen.

(Zuruf von der SPD: Unerhort!)

Bereits 1984 haben die wohnungswirtschaftlichen
Institute hier in Bonn vor einer kommenden Woh-
nungsnot gewarnt, die Ende der 80er Jahre eintreten
werde. Die Ursache, saglen sie, seien dic geburten-
starken Jahrgange, die dann auf den Wohnungsmarkt
dréngen wirden.

Llhr Bauminister sall bei dieser Konferenz dabei.
Zwei Jahre spater, 1986, hat er es dann sogar amtlich
gemacht. Er hat zugegeben, daB durch die Anderung
der Altersstruktur der Bevélkerung in den nachsten
zehn Jahren eine Zunahme der Haushalte um 800 000
zu erwarten sei; dies sei entscheidend fur die Entwick-
lung der Wohnungsnachfrage.

Horen Sie also endlich auf, so zu tun, als hatten Sie
alles nicht gewubBt!

{Zuruf von der SPD: Richtig!)

Sie haben es gewuBt. Sie haben aber genau das
Gegenteil von dem getan, was Sie hadtten tun mussen.
Sie haben keine zusatzlichen Wohnungen gebaut,
sondern Sie haben die Mittel fiir den sozialen Woh-
nungsbau radikal gekiirzt: von 2,29 Milliarden DM
1983 Uber rund 1 Milliarde 1985 auf schlieBlich
0.5 Milliarden DM 1988, also um 80 % innerhalb von
sechs Jahren.

(Zuruf von der SPD: So war es! — Weilere
Zurufe von der SPD: Der freie Markt!)

Damit die Unterschiede deutlich werden, weise ich
darauf hin: In den letzten sieben Jahren der SPD-
Regierung Schmidt wurden 781 000 Sozialwohnun-
gen gefordert. In den ersten sieben Jahren von CDU-
Kanzler Kohl waren es nur noch 453 000. Das ist ein
Riickgang um fast die Halfte,

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUJ: Uns geht es doch wirtschaftlich ganz
gut!)

Ich weiB, spatestens an dieser Stelle — das haben
wir ja soeben schon gehort — kommt Ihr Marchen von
den Wohnungshalden. Das bemuhen Sie in Ihrer Not
immer wieder zur Ablenkung von lhrem politischen
Versagen. Nun, zu den Leerstdanden Mitte der 80er
Jahre sagte ein ausgewiesener Fachmann der Baufi-
nanzierung Mitte Mai 1991 bei einem sehr renom-
mierten offentlichen Seminar,

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUJ: War der von der Neuen Heimat?)

sie seien auch nichts Spektakuldres, sondern nicht viel
mehr als eine an sich ganz normale Fluktualions-
reserve, die fur das Funktionieren eines Wohnungs-
markts notwendig ist.

Er hat lhnen noch mehr ins Stammbuch geschrie-
ben. Er hat namlich wortlich gesagt:

Rickblickend auf die 80er Jahre konnen wir
feststellen, daB uns ziemlich genau die Zahl der
Wohnungen fehlt, um die die Neubauproduktion
in den 80er Jahren eingeschrankt worden ist.

IHeute stehen Sie, meine Damen und Herren von der
Koalition, vor dem Scherbenhaufen von zehn Jahren
falscher Wohnungspolitik, einer Politik, die an Ver-
antwortungslosigkeit und Leichtfertigkeit nicht zu
liberbieten ist, einer Politik zu Lasten von Millionen
von Menschen, die keine Wohnung finden und die
ihre Miete kaum noch bezahlen kénnen.

Vizeprasident Hans Klein: Gestlatten Sie eine Zwi-
schenfrage?

Achim Grof3imann (SPD): Nein, ich mochte im Kon-
text reden.

(Dr. Wolfgang Weng |[Gerlingen] |[F.D.P.}:
Nein, lesen!)

Meine Damen und Herren, wer hun gedacht hatte,
mit der dritten Bauministerin in drei Jahren werde sich
das dndern, der sieht sich enttauscht. Das Jahr 1991
war cine wohnungspolitische Null-Runde. Ihre erste
Amtshandlung, Frau Ministerin, war ein Wortbruch.
Anstatt IThr vor der Wahl gegebenes Versprechen,
2,2 Milliarden DM fiir den sozialen Wohnungsbau zur
Verfligung zustellen, einzuhalten, haben Sie das Geld
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far den preiswerten Wohnraum kurzerhand um fast
25 % auf 1,76 Milliarden DM gekurzt.

1991 — die Zahlen sind gestern von Thnen selber
bekanntgegeben worden — sind ganze 0,9% Woh-
nungen mehr im sozialen Wohnungsbau gebaut wor-
den, nur 825 Wohnungen mehr als im Jahr zuvor. Man
will es kaum glauben.

Auch die Mieterhaben Sie getduscht. Das von Thnen
mehrfach genannte Datum f{ir eine Begrenzung der
Mietsteigerungen, der 1. Januar 1992, ist lange vor-
bei. Geschehen ist bisher nichts. Sie setzen lediglich
die Ankundigungsserie lhrer Vorganger fort.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSU]J: Es gibt auch gar keine Baustellen in
der Bundesrepublik!)

Den Sozialabbau, den Thr Kollege Méllemann vor
wenigen Tagen noch gefordert und propagiert hat,
fuhren Sie klammheimlich bereits seit einem Jahr
durch.

Am 20. Februar 1991 haben Sie vor dem Bauaus-
schuB ausgefuhrt:

Aullerdem werden wirim Laufe der Legislaturpe-
riode die Einkommensgrenzen im sozialen Woh-
nungsbau anheben, damit nicht immer mehr und
mehr Haushalte aus der Forderung herausfal-
len.

In Wirklichkeit weigern Sie sich, dem Bundestag
einen Bericht uber die Entwicklung der Einkommens-
grenzen vorzulegen, den alle Fraktionen einstimmig
gefordert haben. Sie wollen die Einkommensgrenzen
nicht anheben; Sie wollen, daBl immer mehr Haushalte
aus der Forderung herausfallen. Sie brechen auch an
dieser Stelle ein gegebenes Versprechen,

Bei der Forderung des selbstgenutzten Eigentums
haben Sie, wohl einmalig in der Geschichte der
deutschen Wohnungspolitik, den Hauslebauerpara-
graphen in einem Jahr gleich mehrfach gedndert. Das
Ergebnis ist klar: Einbruche beim Eigenheimbau.
Viele haben abgewartet, wie denn die neue Forde-
rung aussieht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Steuerdnderungs-
gesetz!)

Herausgekommen ist eine Verscharfung der sozialen
Ungerechtigkeit. Jemand mit einem wirklichen guten
Einkommen bekommt vom Staat auf Grund Ihrer
Politik doppelt soviel wie eine Familie mit Kindern mit
einem mittlerem Einkommen. Das ist das Ergebnis
Threr Politik. Viele Arbeitnehmerfamilien, die Doppel-
verdienereinkommen haben, denen es also ganz gut
geht, konnen trotzdem nicht bauen, weil sie keine
addquate Forderung des Staates bekommen.

SchlieBlich haben Sie im o6kologischen Bereich
Tabula rasa gemacht. Ein paar Demonstrationsob-
jekte reichen hier sicher nicht aus. Sie haben den
§82a, den letzten Rest eines friher wirklich guten
Einsparprogramms, zum 31.Dezember 1991 auslaufen
lassen, ohne Alternative.

Zur Losung der Probleme bei der Baulandauswei-
sung hat die Regierung — Sie versuchen es heute
wieder auf einem anderen Level — eine Kommission
eingesetzt. Experten haben die Képfe zusammenge-

steckt und Mitte letzten Jahres eine Reihe von wirk-
lich guten Vorschldagen auf den Tisch gelegt. Reali-
siert wurde bis zum heutigen Tage kein einziger
dieser Vorschldge.

(Peter Conradi [SPD]: So ist esl)

Die Koalition hat nicht die Kraft, iberféllige bodenpo-
litische MaBnahmen durchzusetzen.

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Dietmar
Kansy [CDU/CSUJ: Sie blockieren doch mit
ihren rot-grinen Leuten vor Ort!)

Meine Damen und Herren, in den neuen Bundes-
landern ist kein Problem gel6st. Die Altschulden-
frage, monatelang verschleppt, wird immer brisanter.
Sie ist zusammen mit den ungekldrten Eigentumsira-
gen ein Investitionshemmnis erster Klasse. Die Woh-
nungswirtschaft steht finanziell mit dem Rucken an
der Wand. Milliardenbetrdage, die in die Instandset-
zung und Modernisierung investiert werden kénnten,
flieBen nicht ab und sind blockiert. Sie verhindern
damit, daB Tausende in den neuen Bundeslandern
neue Arbeit finden koénnen. Zusdtzlich haben die
Mieter Angst.

Wir beantragen heute eine Verlangerung des Kiin-
digungsschutzes fir die neuen Bundeslander. Stim-
men Sie wenigstens diesem Antrag zu! Machen Sie
diesem Wechselspiel mit den Mietern endlich ein
Ende!

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und
dem Bundnis 90/GRUNE)

Die Wohnungsnot in Ost und West wéchst. Die
alleinerziehende Frau, die Familie mit drei oder vier
Kindern, der Facharbeiter mit seiner Familie, der
keine Sozialwohnung bekommt und die Mieten auf
dem freien Markt nicht zahlen kann, aber auch der
wirklich gut dotierte Ingenieur, der von Miinchen
nach Hamburg ziehen muB, alle finden keine Woh-
nung mehr, eine bezahlbare sowieso nicht. Ich habe
damit klar gemacht, daBl die Wohnungsnot quer durch
alle Schichten unserer Bevolkerung geht. Fur all diese
Bevolkerungsgruppen haben Sie kein Konzept. Ein
paar Notreparaturen, das ist alles. Sie haben nichts,
was Konturen hat, nichts, was fiir die Zukunft tragt.

Einer der Griunde fiir den wohnungspolitischen
Offenbarungseid ist die Handlungsunféhigkeit der
Koalition. Hier blockiert jeder jeden: Die Wohnungs-
politiker der F.D.P. blockieren die der CDU/CSU, und
wenn sie sich doch einmal zusammengefunden
haben, gibt es immer noch ein paar Finanzpolitiker,
die dann wiederum die Wohnungspolitiker blockieren
— eine ausweglose Situation.

Die Bundesbauministerin hat bereits im Herbst des
letzten Jahres den SchluBstrich gezogen: Das war's
— so ihre Botschaft in der Pressekonferenz, in der sie
ihr gestutztes Notprogramm vorgestellt hat. Deutli-
cher, Frau Ministerin, kann man nicht sagen, daB bei
Ihnen in der Wohnungspolitik nichts mehr lauft.

Trotz der drangenden Probleme vergeuden Sie
wertvolle Zeit. Ich will das an einem Beispiel klarma-
chen, das Ihnen auch sehr wehtun wird. Wie sah die
BeschluBlage der Koalition und der Opposition zu
Anfang der Legislaturperiode des neugewdhlten Bun-
destags aus? Man braucht nur in zwei Papiere hinein-

(€

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Mdrz 1992

6879

Achim GroBmann

zuschauen, um die unterschiedlichen Ausgangs-
punkte zu erkennen: einmal in die Koalitionsverein-
barung und zum anderen in den Ausblick der SPD auf
die Wohnungspolitik der 12. Legislaturperiode. In der
Koalitionsvereinbarung findet sich lediglich eine Auf-
zahlung geplanter Korrekturen. Fir die SPD habe ich
im Februar 1991 formuliert:

Das System der Wohnungsbauférderung mub
grundlegend uberarbeitet werden . . . Dieses For-
dersystem weist enorme Fehlentwicklungen in
bezug auf Wirksamkeit, Stetigkeit, Neubauorien-
tierung, Ubersichtlichkeit, soziale Gerechtigkeit
und ¢kologische Komponenten auf. Es bedarf in
der kommenden Legislaturperiode einer grund-
legenden Uberarbeitung und Umorientierung.

(Hans Raidel [CDU/CSU|: Das heilit, Sie
stimmen dem Antrag zu?)

Steigende Wohnungsnot und zunehmende
Knappheit an offentlichen Mitteln erzeugen
einen FHandlungsdruck, dem die Wohnungspoli-
tik nicht wird ausweichen kénnen. Der Umbau
des wohnungspolitischen Instrumentariums er-
fordert einen breiten Konsens zwischen den Par-
teien, zwischen Bund und Landern und auch mit
der Bau- und Wohnungswirtschaft und ihren
Organisationen.

Die Diskussion, die wir heute fihren, hatten wir also
bereits vor einem Jahr fuhren kénnen. Sie haben
damals unsere Vorschldge verworfen. Zur Zusam-
menarbeit waren Sie nicht bereit. [ {eute, nach einem
weiteren Jahr erfolgloser Wohnungspolitik, mussen
Sie Thre Koalitionsvereinbarung in den Papierkorb
schmeillen. Statt auf den SPD-Vorschlag einzugehen,
haben Sie eigenbrétlerisch versucht, Ihre Wohnungs-
politik notdurftigst zu flicken.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Meine Damen und Herren, heute folgt nun Ihr
Offenbarungseid. Sie verabschieden sich endgultig
aus der Wohnungspolitik. Nach lhrem Willen soll der
Bundestag heute beschlieBen, seine wohnungspoliti-
sche Arbeit einzustellen.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sie
haben ja iiberhaupt nicht zugehort! Armes
Deutschland!)

Der heute von den Koalitionsfraktionen vorgelegte
Antrag zur Einsetzung einer unabhdngigen Experten-
kommission dokumentiert die Flucht dieser Regie-
rung und der sie tragenden Parteien aus der Verant-
wortung fur diese katastrophale Wohnungsnot.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Die Bauministerin selbst hat am 21. Januar verkun-
det, dafl die Vorschldge der Kommission — hort!
hort! — in dieser Legislaturperiode nicht mehr umge-
setzt werden. Sie schieben die Verantwortung auf die
Wissenschaftler und die Wohnungswirtschaft ab. Sie
suchen also nicht den moéglichst breiten Konsens, wie
wir ihn schon seit einem Jahr fordern. Sie taklieren
und vergeuden wertvolle Zeit.

Viele der nétigen Reformen kénnten wir von heute
auf morgen durchfiihren. Sie sind in der Diskussion
bereits so ausgereift, dal man nun wirklich keine
Expertenkommission braucht. Einiges bedarf sicher
der Diskussion. Dabei sind nattirlich auch Experten
willkommen, mit denen wir dbrigens seit Jahren
vernunftig zusammenarbeiten. Auch fur diese schwie-
rigeren Fragen braucht man allenfalls acht bis zwolf
Monate, um zu Lésungen zu kommen.

Das Hauptproblem — ich habe bereits darauf hin-
gewiesen — ist ein ganz anderes: Die Expertenkom-
mission kann beschlieen, was sie will, die Koalition
ist handlungsunféhig und kann die Ergebnisse nicht
umsetzen.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)
Ich will Thnen auch nach dieser scharfen Analyse

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.}:

Dieses Geschwétz nennen Sie eine Analyse?

— Hans Raidel [CDU/CSU]: Wissen Sie, was
eine Analyse ist?)

trotzdem und erneut die Zusammenarbeit in woh-
nungspolitischen Fragen anbieten. Ich wiederhole
noch einmal unsere zentralen Eckpunkte sozialdemo-
kratischer Wohnungspolitik. Sie sind ein konstrukti-
ves Angebot zur Losung der anstehenden Probleme.

Erstens. Wir brauchen eine unverziigliche Uberprii-
fung des gesamten Férderinstrumentariums in der
Wohnungspolitik. Das Ziel mussen Einsparungen bei
ineffektiven Forderinstrumenten sein, damit wir
finanzielle Spielrdaume fir langfristig wirksame und
sozial gerechte Programme schaffen.

Zweilens. Wir brauchen neue, langfristig kalkulier-
bare Rahmenbedingungen fur den notwendigen Bau
neuer Wohnungen.

(Hans-Wilhelm Pesch [CDU/CSU]: Was ist
das denn anderes als das, was Kansy gesagt
hat?)

Befristete Programme — Herr Pesch, Herr Raidel —
sind Gift firden Wohnungsmarkt und treiben die Bau-
und Bodenpreise in die Hohe.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSUJ: Wollen
Sie hier die Zustimmung zu unserem Antrag
ankundigen?)

Drittens. Stetigkeit im Wohnungsbau bedeutet die
Festschreibung der Bundesfinanzhilie fiir den sozia-
len Wohnungsbau auf ldngerfristige Zeit auf einer
Hoéhe von jahrlich 5 bis 6 Milliarden DM, damit wir
wirklich preiswerten Wohnraum mit langen Bindun-
genschaffen konnen. Machen Sie sich doch nichts vor:
Es laufen jede Menge Bindungen aus. Wir haben
immer weniger sozial gebundene Wohnungen, und
wir kénnen das Problem nicht losen, indem wir jetzt
mit 6 oder 7 Jahre Bindung bauen. Wir brauchen
lange Bindungen.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Wir

brauchen Wohnungen! Das ist das Wichtig-

stel Dann koénnen wir Uber Bindungen
reden!)

Viertens. Wir wollen die Umstellung der sozial
ungerechten und ineffizienten steuerlichen Foérde-

(©)
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rung des Eigenheimbaus auf einen einkommensunab-
hangigen Abzugsbetrag von der Steuerschuld und
ein erhohtes Baukindergeld. Beenden Sie doch end-
lich den Eiertanz zwischen CDU/CSU und F.D.P. und
machen Sie eine vernunftige, steuerlich gerechte
Forderung fir die Eigenheimbauer!

Flnftens. Privates Kapital fur Investitionen in den
Wohnungsbau gewinnen wir durch eine Verbesse-
rung der Rentabilitit. Dazu brauchen wir einen flexi-
bilisierten sozialen Wohnungsbau mit je nach Ein-
kommen unterschiedlichen Bewilligungsmieten, kor-
respondierend dazu auch ein qualifiziert neues Wohn-
geld und naturlich eine Uberpriifung der Einkom-
mensgrenzen.

Sechstens. Derseit Jahren andauernde koalitionsin-
terne Streit iber das Mietrecht verunsichert Investo-
ren mehr als die Uberfdllige Korrektur. Mietrechtsan-
derungen im Miecthdhegesetz und beim Schutz vor
Umwandlungen miussen schnell beschlossen werden,
um Investoren, aber auch Mietern Klarheit zu geben.
Die unter der sozialdemokratisch gefuhrten Bundes-
regierung bis 1982 geltende Regelung fur Mieterho-
hungen hat sich damals bewdahrt. Es wurde mehr
gebaut als heute. Nichts spricht dagegen, sie wieder
einzuftihren.

Siebtens. Wir brauchen ein stadtubergreifendes
regionales Bodenmanagement,

(Zuruf von der CDU/CSU: Thre Rede dirfen
Sie auf keinem FachkongreB auslegen!)

eine neuorganisierte Bodenvorratspolitik und ein
zoniertes Satzungsrecht fiir Stadte und Gemeinden
mit der Madoglichkeit stcuerlicher Instrumente zur
Bodenmobilisierung. Die stddtebauliche Entwick-
lungsmaBnahme muB Dauerrecht werden.

Achtens. Wir brauchen neue AnstoBe in der Stddte-
baupolitik. Die Finanzierung der Stadtebauférderung
mub auf einem hoheren Niveau verstetigt werden.
Statt unzureichender Ubergangslésungen miissen
neue rechtliche Rahmenbedingungen gesetzt wer-
den.

(Hans Raidel [CDU/CSU]: Das heifit also:
nicht auf IThrem Niveaul)

Neuntens. Einc Novellierung des Baugesetzbuches
soll die Erfahrungen mit diesem Geselzeswerk auf-
nehmen und eine schnellere Umsetzung von Bauvor-
haben moglich machen.

Zehntens. Angesichts der Tatsache, daB der Ener-
gieverbrauch fir Raumheizungen und Warmwasser-
aufbereitung etwa ein Drittel des gesamten Energie-
verbrauchs ausmacht, dieser aber insgesamt Hauptur-
sache fir die Klimaverschlechterung und den Treib-
hauseffekt ist, muB} ein liberzeugendes und stringen-
tes Okologisches Wohnungsbaukonzept erarbeitet
werden.

Elftens. Die Probleme — und darauf gehen gleich
meine Kollegen noch intensiver ein — des Wohnungs-
marktes in den neuen Bundesldndern erfordern eine
radikale Kurskorrektur. Dazu zdhlen insbesondere die
Losung der Altschuldenirage, die Losung der unge-

klarten Eigentumsifragen und die Herstellung der
Liquiditat der Wohnungswirtschait.

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]:
Alles auf Staatskosten sicher!)

Vor wenigen Tagen haben Sie, Frau Schwaetzer,
sich bitter dariber beklagt, wir hatten keine Alterna-
tiven und Vorschlage. Thre Botschaft habe ich wohl
verstanden. Sie meinen: Ich weil nicht mehr, bitte
helft mir weiter! Dabei kennt alle Welt unsere Vor-
schldge, die ich gerade noch einmal wiederholt habe,
und wir finden dafir viel Lob. Esist schon fast peinlich,
daB Sie mit solchen Tricks arbeiten.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU}: Kennt
die auch Frau Matthdus-Maier, die immer
die zu hohe Verschuldung beklagt?)

— Deshalb habe ich Thnen heute erneut gesagt, dafl
wir sofort anfangen kénnen, daB wir sofort anpacken
missen. — Ich bin in der SchluBiphase. Sie haben
vielleicht gleich die Méglichkeit, das Wort zu ergrei-
fen.

Wir mussen sofort anpacken, und wir konnen das
auch. Ich habe eben schon gesagt: Es gibt viele
ausgereifte Plane. Horen Sie auf, Frau Schwaetzer, in
der Offentlichkeit Luftschlésser zu bauen, in denen
wirklich niemand wohnen kann! Eine entscheidende
Wende in der Wohnungspolitik ist moglich und drin-
gend notwendig, gerade angesichts knapper Finan-
zenund der groBen Umbriiche in unserem Land und in
Europa: Eine Wohnungspolitik mit langem Atem kal-
kulierbar und stetig, eine Wohnungspolitik 6kono-
misch verniunltig, eine Wohnungspolitik, die konjunk-
tur- und beschaltigungspolitisch wirksam ist, eine
finanzpolitisch serivse und sozial gerechte Woh-
nungspolitik und eine Wohnungspolitik, die 6kologi-
schen Anspruchen wirklich gerecht wird. Nur eine
solche Politik kann die Wohnungsnot wirksam und
nachhaltig bekdmpfen. Nur eine solche Politik wird es
schaffen, daf} alle Menschen in unserem Land wieder
gut wohnen und leben kénnen. Das ist unsere Alter-
native. Dasist die Alternative zur gescheiterten Politik
der Regierung Kohl.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. llja

Seifert [PDS/Linke Liste] — Hans-Wilhelm

Pesch [CDU/CSU]: Stimmen Sie unserem
Antrag zu oder nicht?)

Vizeprasident Hans Klein: Mcine Damen und Her-
ren! Ich muB jetzt erst einen kleinen Fehler in Ord-
nung bringen. Unter dem Antrag auf Einsetzung einer
unabhéngigen Expertenkommission zur Uberpriifung
der Instrumente der Wohnungspolitik steht in der
vorlaufig verteilten Drucksache irrtimlicherweise
offenbar auch der Name des Kollegen Dieter Maal}
(Herne), der der sozialdemokratischen Fraktion ange-
hort. Nun war die Parlamentarische Geschaftsfihrerin
der SPD-Fraktion Gerlinde Hammerle bei mir und hat
gesagt: Der gehort uns. Da der Kollege Maal3 offen-
sichtlich weder diesen Antrag mittragen noch die
Fraktion wechseln will,

(Heiterkeit und Zurufe)
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sage ich hier offentlich zu Protokoll, dab es sich
zweifellos um den Kollegen Erich MaaB (Wilhelmsha-
ven) handelt, der hier mit dem ,MaalB" gemeint ist.
Das muf also entsprechend geédndert werden.

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.}:
Lieber zwei MaB als keines!)

— MabB fur MaB!

Ich erteile als nachstem das Wort dem Abgeordne-
ten Dr. Walter Hitschler.

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich hatte den
Eindruck, Herr Kollege GroBmann, dal Sie eher ein
Gemalde eines unbekannten Meisters des modernen
Destruktivismus interpretiert haben denn zur Woh-
nungspolitik dieser Bundesregierung gesprochen
haben.

(Otto Reschke [SPD]: Das haben die Woh-

nungssuchenden beim Wohnungsamt jetzt

verstanden! — Achim GroBmann [SPD}: Sie

sind der Manta-Fahrer der Wohnngsbaupoli-
tik!)

Dietmar Polaczek schrieb diese Woche in der FAZ
so trefflich, die italienischen Verhéltnisse skizzierend:
Auch die Neigung des Schiefen Turms von Pisa nimmt
in Wahlkampfzeiten — z. B. jetzt — stets besonders
bedrohlich zu. Unser Turm von Pisa scheint die
Schieflage an den Wohnungsmarkten zusein, die stets
zur Sehenswiurdigkeit in bevorstehenden Wahlkdamp-
fen — wie jetzt in Baden-Wirttemberg und Schles-
wig-Holstein — erkoren wird.

(Peter Conradi [SPD]: Eine zynische Rede!)

Im Unterschied zum Schiefen Turm von Pisa, der
schief bleiben soll, méchten wir — die Koalitionspar-
teien und die Bundesregicrung — die Wohnungs-
madrkte geraderiicken,

(Achim GroBmann [SPD}: Jeder von lhnen
will doch etwas anderes!)

wiéahrend die Opposition im Bund und in verschiede-
nen Ldndern offenbar Gefallen an diesem Zustand
findet und uns deshalb Rezepte anempfiehlt, welche
die bedrohliche Neigung noch viel bedrohlicher
machen wurden. Wohnungsnot in Bonn zu beklagen
und Wohnungsbau in den Gemeinden zu behindern,
erscheint in der Tat nur demjenigen als perfide, der
sich redlich miiht, das Angebot an Wohnungen dra-
stisch zu verbreitern.

(Otto Reschke [SPD]: Das ist ja das Schlimm-
ste, jetzt Stadte und Gemeinden zu
beschimpfen!)

Die in den vorliegenden Antrdgen der Opposition
formulierten Forderungen lassen sich kurz zusam-
menfassen: gesetzliche Deckelung der Erlése aus der
Wohnungsvermietung, héhere Steuern fir Haus- und
Grundbesitzer, mehr Subventionen und Entlastung
der kommunalen Wohnungsbaugesellschaften in den
neuen Bundeslandern dadurch, daB der Bund 50 Mil-
liarden DM Altschulden tibernehmen soll.

Das ist so paradox, als bliesen die Erzengel auf dem
Blocksberg zum Dixie-Konzert. Der Opposition in der
Wohnungspolitik das Handeln in Bonn zu Gberlassen

hieBe, auf die wohnungspolitische Katastrophe zuzu-
steuern, geben Sie sich doch schon in manchen
Landern und Kommunen durch eine aktive Bauver-
hinderungspolitik — gottlob nicht durchgéngig er-
folgreich — redliche Miihe, ihr nahezukommen.

Die Fakten sind: Die Baukapazitdten im Wohnungs-
bau sind weitgehend ausgelastet. Die Arbeitsmérkte
sind von Baufacharbeitern leergefegt. Die Bauwirt-
schalt investiert kraftig in Ausriistung. Bauland ist
schwer zu bekommen. Die Baupreise steigen. Die
Kreditzinsen sind auf Grund der hohen Beanspru-
chung des Kapitalmarkts hoch. Trotzdem wird kréftig
gebaut. Wenn Sie sich die gestern verodffentlichte
Bilanz der Hypothekenbanken anschauen, kénnen
Siean Hand der Entwicklung der Hypothekarkredite,
die in diesem Jahr beantragt sind und ausgeliehen
werden, ablesen, wie erfolgreich die Wohnungspolitik
dieser Bundesregierung ist.

Nur, Bauen kostet Zeit, und monatlich ziehen mehr
Menschen von aufien nach Deutschland zu, als wir
Wohnungen bauen koénnen. Ohne nachhaltige
Losung dieser Zuzugsfrage werden wir daher auch
keine Entspannung auf den Wohnungsmarkten
bekommen. Das muB uns klarsein. Die Ubernachfrage
ist kurzfristig nicht abzubauen, weshalb sich die
Wohnungspolitik auf eine dauerhafte Wohnungsbau-
forderungspolitik einstellen und den Investoren vor
allem konstante Rahmenbedingungen bieten mub.

Die Freien Demokraten werden sich dabei von
folgenden Zielsetzungen leiten lassen, die unsere
Wohnungspolitik maBgeblich bestimmen. Erstens.
Wir méchten die Bildung von selbstgenutztem Wohn-
eigentum fordern. Der Mensch soll ,mein” sagen
konnen, um frei zu sein. Diesen Kernsatz der Denk-
schrift der Evangelischen Kirche zur Eigentumsfrage
in der Bundesrepublik Deutschland wollen wir in der
Wohnungspolitik beherzigen.

(Brigitte Schulte [Hameln] Wann

denn?)

[SPD}:

Er gilt in den alten wie in den neuen Bundesldn-
dern.

(Achim GroBmann [SPD]: Aber nur fur die,
die viel verdienen!)

Wir wollen aus Mietern Eigentiimer machen und
selzen uns daher nachdriicklich auch fir eine Privati-
sierung des kommunalen Wohnungsbestandes in den
neuen Landern ein,

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger-
lingen] [F.D.P.])

wie wir in den alten fir eine Verbesserung der
Forderung der Wohneigentumsbildung gesorgt ha-
ben, beispielsweise durch die Einfuhrung eines
begrenzten Schuldzinsenabzugs, durch die Verbesse-
rung der steuerlichen Abschreibung und des Baukin-
dergeldes.

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Weng [Ger-
lingen] [F.D.P.])

Die Eigenheimférderung ist im tlibrigen fir den
Staat die billigste Moglichkeit zur Unterstiitzung des
Wohnungsbaus. Eine selbstgenutzte Wohnung von
80 m? kostet den Staat in 15 Jahren 33 200 DM an
Steuerausfallen. Eine offentlich geférderte Sozial-
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wohnung erfordert im gleichen Zeitraum 260 000 DM
Subvention.

(Vorsitz: Vizeprasident Helmuth Becker)

Die Wohneigentumsquote ist sowohlin denalten als
insbesondere auch in den neuen Bundeslandemn
unbefriedigend.

(Achim Grofmann [SPD]: Nach zehn Jahren
Threr Regierung!)

Die Garantie des Privateigentums nehmen wir auch in
schwierigen Zeiten ernst, weshalb wir zu dem Grund-
satz ,Ruckgabe vor Entschddigung” stehen.

(Achim GroBmann [SPD}: Eine Katastro-
phel)

Ihre Haltung in dieser Frage offenbart, daf das Eigen-
tum an Grund und Boden in der SPD immer noch
keinen verlaBlichen Partner gefunden hat. Ihre Bereit-
schaft, ein Rechtsgut wie das Privateigentum an
Grund und Boden von heute auf morgen zugunsten
anderer Interessen und Anspriiche aufzugeben, ent-
larvt Ihr gestortes Verhdlinis zu diesem Kernelement
unserer marktwirtschaftlichen Ordnung.

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]:
Es herrscht doch eine ganz besondere Situa-
tionl)

Zweitens. Wir mochten den sozial Schwachen Miet-
wohnungen verschaffen. Deshalb haben wir die Mittel
fiir den sozialen Wohnungsbau kréftig aufgestockt
und vor allem mit dem Instrument des dritten Forder-
weges dafur gesorgt, daB mit den gleichen Mitteln
mehr Wohnungen gebaut werden koénnen. Leider
wird dieser Weg von einigen sozialdemokratisch
regierten Landern blockiert.

(Achim GroBmann [SPD]: Die machen das
alles im zweiten Forderweg!)

Eine grofe Chance zur Schaffung von Sozialwoh-
nungen sehen wir auch in der Nutzung von frei
werdenden Kasernenanlagen. Die Kommunen durfen
sich diese Chance nicht entgehen lassen. Wir verwei-
sen auf das Verbilligungsprogramm, das die Bundes-
regierung beschlossen hat.

(Beifall bei der F.D.P. — Achim Grolmann
[SPD]: Das wird ja nicht umgesetzt!)

Das Wohngeld wurde von uns in mehreren Schrit-
ten durch verschiedene Anhebungen und strukturelle
Verbesserungen zu einem wirksamen Instrument der
sozialen Absicherung entwickelt. Allerdings mussen
wir auch feststellen, daB rund 30% aller Sozialwoh-
nungen gegenwdrtig fehlbelegt sind. Das ist ein
Skandal. Die Lander sind deshalb aufgerufen, endlich
wirksame Mafinahmen gegen diese Fehlsubventio-
nierung zu ergreifen.

(Beifall bei der F.D.P.)

Drittens. Die Bereitstellung von zusétzlichem Bau-
land wird unumganglich notwendig. Die Kommunen
haben mit dem Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz
ein vorzugliches Instrumentarium erhalten. Sie wer-
den aber auch durch Gemarkungsgrenzen und die
Bestimmungen des Landesplanungsrechtes sowie
durch die Handhabung der Eingriffsregelungen der

jeweiligen Landesnaturschutzgesetze an der Bau-
landausweisung gehindert. Nachverdichtungen im
beplanten Bereich werden durch die Bauaufsichtsbe-
hérden unter Berufung auf Umweltschutzbelange oft
verhindert. Neue Baulandausweisungen scheitern,
weil man sich in vielen Gemeindevertretungen nicht
einig wird. Rot-griin blockiert. Gerade jene aber,
welche den Wohnungsmangel am lautstarksten
beklagen, gerieren sich als die Verhinderer des Woh-
nungsbaus,

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sehr
wahrl)

indem sie bei der Abwégung der Entwicklungsgrund-
sitze dem Umweltschutz einen Vorrang vor den
Wohnbediirfnissen der Menschen einrdumen wol-
len.

Typisch und praxisbewdéhrt ist ferner die Erfahrung.
daB die Aufstellung eines Bebauungsplanes flr
gewerbliche Nutzung insonderheit dann in kurzester
Frist bewerkstelligt ist, wenn ein namhafter Betrieb
ansiedlungswillig ist. Ein Bebauungsplan fir die
Wohnbebauung ist freilich vor funf Jahren kaum zu
haben.

Das ist die Crux in der Baulandfrage: Die Preise
klettern, weil das Angebot an baureifen Grundstik-
ken knapp ist und viele Lander und Gemeinden die
Bemithungen des Bundes um mehr Baulandbereitstel-
lung konterkarieren. In den neuen Bundeslandern
scheinen manche Kommunalverwaltungen Gefallen
an dem, was man Bodenspekulation zu nennen pflegt,
wenn es Privatleute tun, gefunden zu haben, ohne zu
erkennen, wie sehr sie damit der Belebung der Bau-
konjunktur schaden.

Wir halten wenig von allerlei Zusatzsteuern oder
Steuererhéhungen, weil sie nicht geeignet sind, mehr
Bauland zu mobilisieren, aber durchaus dazu geeig-
net sind, es zu verteuern. Wir sind aber Uberzeugt
davon, daB es bei dem sparsamen Umgang mit dem
Faktor Boden durchaus intelligente und phantasie-
volle Losungen gibt, die die Bodeninanspruchnahme
und Bodenversiegelung minimieren.

Ferner meinen wir viertens, daB es erforderlich ist,
den ganzen Wust von baurechtlichen Vorschriften zu
durchforsten und zu entbiirokratisieren. Dies wirde
nicht nur der Planungsbeschleunigung dienen, son-
dern unter Umstdnden auch eine Verbilligung der
Baukosten mit sich bringen. Nicht alles das, was sich
im Laufe der Jahre an ordnenden Eingriffen angesam-
melt hat, macht heute noch Sinn.

Angesichts der auf uns zukommenden Verteuerung
des Bauens, beispielsweise auf Grund der bevorste-
henden Wérmedammverordnung, sind MalBnahmen
zur Verbilligung durch den Abbau tberflissiger Bau-
vorschriften dringend geboten.

Wir mochten den Wohnungsmangel dadurch
bekdmpfen, dall wir alles meiden, was Investitionen
hemmen konnte. Dazu gehoren eine Flexibilisierung
der Férderinstrumente, um tradilionelle Anleger
durch bedarfsgerechte Gestaltung der Forderele-
mente wiedergewinnen zu kénnen, ebenso wie ein
stabiles Mietrecht und zeitgemdBere Landesbewilli-
gungsmielen im sozialen Wohnungsbau.
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Die Schere zwischen den zuldssigen Sozialmieten
und den echten Kostenmieten ist zu groll geworden.
Sie zu tberbricken Gbersteigt die Moglichkeiten der
offentlichen Haushalte, so daB sie sich gegenwartig
als Investitionshindernis erweisen. Bund, Lander und
Gemeinden missen in der Wohnungspolitik im
Gleichschritt gehen, sonst bleibt der nachhaltige
Erfolg aus.

(Peter Conradi [SPD]: ,Im Gleichschritt”!?)

In den neuen Landern stehen wir vor der besonde-
ren Aufgabe der dringend erforderlichen Instandhal-
tung und Modernisierung des Wohnungsbestandes
und seiner Finanzierung bei einer Mietgestaltung, bei
der wir laut Einigungsvertrag an die Einkommensent-
wicklung gebunden sind. Nach unserer Uberzeugung
ist dies nur durch eine nennenswerte Privatisierung
aus dem kommunalen Bestand heraus zu leisten;

(Beifall bei der F.D.P.)

denn die auf den Grundstiicken lastenden Altschul-
den missen letztlich nach einer Ubergangszeit aus
den Mieteinnahmen bedient werden. In Einzelfdllen
— keineswegs aber generell — werden dabei Uber-
briickungshilfen geleistet werden konnen.

Die gegenwdrtige Grundmiete betragt im Durch-
schnitt 2 DM/m? Wohnfldche; sie macht damit nur ein
Drittel der Bruttomiete aus, die zu zwei Dritteln aus
Heizkosten, Wasser- und Betriebskosten besteht.
Diese Kosten sind vergleichsweise viel zu hoch. Mie-
ter wéren deshalb besser beraten, gegen die hohen
Betriebskosten ihrer Kommunen zu demonstrieren
denn gegen die wirklich minimale Grundmiete, deren
Festsetzung wir hier lediglich zu vertreten haben.

(Franz Miintefering [SPD]: Blaudugig! Sie
wissen nicht, was in den Kommunen los
ist!)

Die Senkung der Betriebskosten eréffnet mehr Dek-

kungsspielrdume fiir Instandsetzung, Modernisierung
und den Kapitaldienst.

Wir sind nicht ideologisch fixiert.

(Lachen bei der SPD — Peter Conradi [SPD]:
Nein! — Achim GroBmann [SPD]: Das ist der
Witz des Tages!)

Wir sind v6llig offen, was die kiinftige Gestaltung und
den Mix der Forderinstrumente angeht. Wirlassen uns
dabei auch von allgemeingtltigen Kriterien wie bei-
spielsweise der Gerechtigkeit einer MaBnahme leiten,
aber nicht ausschliellich von diesem Aspekt, sondern

auch von dem Aspekt der Wirksamkeit.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir
haben heute einen Antrag vorgelegt, mit dem wir
erreichen wollen, dafl durch die Bundesbauministerin
eine unabhédngige Expertenkommission einberufen
wird. Wir bitten Sie, diesen Antrag zu u.riersiuizen.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren, ich erteile jetzt unserer Kollegin Dr. Dagmar
Enkelmann das Wort.

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Herr
Prisident! Meine Damen und Herren! Am gestrigen
Tag hatten sich mehr als 1 900 Brandenburger und

Berliner Burgerinnen und Burger auf den Weg nach
Bonn gemacht, um hier verantwortliche Politikerin-
nen und Politiker auf ihre Sorgen und Probleme
aufmerksam zu machen. Bei Hearings, Gesprachen,
auf der Kundgebung auf dem Munsterplaz forderten
die Burgerinnen und Burger Verldngerung der
Schutzfristen fur Mieterinnen und Mieter, generellen
Kiandigungsschutz fir Schwerbeschddigte und Bur-
ger ab dem 70. Lebensjahr, ein Mietenmoratorium,
die Umkehr des Prinzips Riickgabe vor Entschadi-
gung, die Aufhebung der vollig unsinnigen Stichtags-
regelung — bei der die Redlichkeit eines Kaufs nach
dem 18. Oktober 1989 generell in Frage gestellt
wird —, die gesetzliche Neuregelung der Uberlas-
sungsvertrdage, eine angemessene Entschdadigung von
Alteigentimern.

Als Buargerin des Landes Brandenburg unterstitze
ich diese Forderungen voll und ganz. Ich verstehe z. B.
die Verbitterung der jungen Frau aus Potsdam, deren
Kaufvertrag nur deshalb, weil die Notarin krank
wurde, plétzlich nach dem Stichtag liegt, die Unred-
lichkeit somit durch Krankheit begriindet wird. Ich
verstehe die Verbitterung derer, die mit maBlosen
Forderungen, Rechtsanwélten, Kameras, Drohbriefen
und dhnlichen ,rechtsstaatlichen Hilfsmitteln” verun-
sichert und aus ihren Wohnungen und Hausem ver-
trieben werden sollen,

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ihr
habt euch zu Tausenden die Wohnungen
zugeschanzt!)

in die sie Arbeit, Zeit und oftmals ihr ganzes Geld
gesteckt haben. Sie haben im Gegensatz zu den
Alteigentumern kein Geld, tiber Jahre Prozesse fiih-
ren zu kénnen.

Ich habe genauso viel Unverstdndnis fiir AuBerun-
gen der Bundesregierung wie z. B. die von Kanzler
Kohl: ,Hatte sich Herr Dalk" — das ist, zu lhrer aller
Erinnerung, der Abgeordnete aus dem Kreistag Ber-
nau, der in den Freitod gegangen ist — ,an mich
gewandt, ich hitte ihm geholfen.” Auch die AuBlerun-
gen von Frau Schwaetzer, Herrn Kinkel und anderen
— die Palette liefie sich fortllihren — sprechen eher
dafiir, dab ihnen die Befiirchtungen und Angste der
betrofienen Menschen vollig egal sind, daB sie weder
Herz noch Verstand fur diese Menschen haben.

(Beifall beim Biindnis 90/GRUNE sowie des

Abg. Peter Conradi [SPD] — Dr.-Ing. Dietmar

Kansy [CDU/CSU]: Der Beifall von Conradi

war symptomatisch! Das ist klar, jetzt hat er
seine ldeale!)

~Mieterinnen und Mieter im Osten Deutschlands
auf den Bund gekommen", wie auf einem der Plakate
gestern zu lesen war? Meine Damen und Herren,
nehmen Sie die Sorgen der Menschen im Osten
Deutschlands ernst. Es geht um mehr als 1 Million
Betroffene. Thre Entscheidung zu den vorliegenden
Antrdgen wird nicht im Bundestag bleiben. Sie mis-
sen sich vor Thren Wéhlerinnen und Wdhlern verant-
worten. Es darf hier nicht um Parteienprofilierung
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gehen, sondern einzig und allein um die Biirgerinnen
und Biirger in den neuen Bundesldndern,

(Bundesministerin Dr. Irmgard Schwaetzer:
Dann sollen Sie nicht so einen Qualtsch
reden!)

um ihr Recht auf Wohnung, um den Schutz ihrer
Interessen.

Ich danke fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS/Linke Liste und dem
Biindnis 90/GRUNE sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Vizeprasident Helmuth Becker: Ich erteile jetzt der
Frau Ministerin fiir Raumordnung, Bauwesen und
Stadtebau, Dr. Irmgard Schwaetzer, das Wort.

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin fir
Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau: Herr Prési-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Aus
Umfragen wissen wir, daf3 fir drei Viertel der Men-
schen in den ostdeutschen und den westdeutschen
Bundeslandern das Problem ,mehr Wohnungen
bauen” ganz oben steht. Die Ursachen fiir die Woh-
nungsmisere im Osten, aber auch fur die Wohnungs-
probleme im Westen liegen dabei deutlich auf der
Hand.

Im Osten hat es ganz komplexe Auswirkungen, aber
eigentlich eine einzige Ursache, namlich 40 Jahre
Sozialismus und staatliche Verteilwirtschaft, die den
Wohnungsbestand haben verrotten lassen. Wer allen
elwas geben will, wird niemandem wirklich etwas
geben. Das ist die Konsequenz, die wir jetzt dort
aufzuarbeiten haben.

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]:
Und womit ist die Wohnungsnot im Westen
zu begrunden?)

Die Ursachen im Westen liegen ebenfalls auf der
Hand. Herr GroBmann, noch einmal zum Mitschrei-
ben: Seit 1988 gab es 3 Millionen Zuwanderer, Aus-
und Ubersiedler, in die westlichen Bundeslander, die
nach Wohnungen und Arbeit fragen. Seit 1988 ver-
zeichnen wir 1 Million Single-Haushalte zusétzlich.

(Achim GroBmann [SPD]: Das haben Ihnen
alle Fachleute gesagt!)

Dies ist im wesentlichen nicht nur eine Auswirkung
der geburtenstarken Jahrgange, sondern auch eine
Auswirkung des steigenden Wohlstandes in den west-
lichen Bundeslandern — Wohlstandsanspriche, die
fur jeden von uns 0,5 m? Wohnflache pro Jahr als
zusatzlich erreichbar hinsteliten und auch erreichen
lieBen.

(Achim GroBmann [SPD]: Das war alles seit
Jahren erkennbar!)

Aus diesen Zahlen wird schon vollig klar: Ihr
Vergleich mit 1985, Herr GroBmann, lag voll daneben.
Die F'undamentalpolemik, die Sie vorgetragen haben,
hat lediglich deutlich gemacht, wie komplex und
kompliziert die Losung der Probleme, die sich in den
letzten Jahren —im wesentlichen nichl vorherseh-
bar — angehduft haben, ist.

(Beifall der Abg. Uta Wiirfel [F.D.P.])

Deswegen, denkeich, sind Sie wohl ganz froh, daB Sie
Opposition sind und nicht an Ihren eigenen Worten
und Forderungen gemessen werden.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU —
Achim GroBmann [SPD]: Keine besonders
starke Rede!)

Die Bundesregierung kennt die Probleme, und sie
handelt konsequent.

(Lachen bei der SPD — Achim GroBmann
[SPD]: Schlimm wére nur, wenn Sie auch
glauben, was Sie sagen!)

Seit 1989 sind die Fordermethoden und die Fordermit-
tel konsequent nach oben gefahren worden. Die
Fertigstellungszahlen seit 1989 betragen 256 000 Fer-
tigstellungen im Westen im Jahre 1990, 300 000 im
Jahre 1991, 1992 voraussichtlich etwa 350 000.

(Achim GroBmann [SPD]: Frau Hasselfeldt
hat auch Zahlen genannt, die waren genauso
falsch!)

Diese Zahlen wollen und werden wir versteligen,
nicht nur durch unsere Foérderpolitik, sondern auch
dadurch, daB wir die Bauwirtschaft durch stabile
Rahmenbedingungen ermutigen, ihre eigenen Kapa-
zitdten auszuweiten, damit zusdtzliche Fordermittel
nicht in Baupreise gehen, sondern sich in zusatzlichen
Fertigstellungen auswirken.

Ich bitte, eines wirklich nicht zu ubersehen: Eine
Wohnung ist nicht ein Wirtschaftsgut wie ein Kiihl-
schrank. Wenn Kiihlschrdnke am Markt fehlen, dann
kann man in relativ kurzer Zeit zusétziiche beschaf-
fen. Wenn Wohnungen am Markt fehlen und — wie
ich ausgefiihrt habe — viele Wohnungen auf einen
Schlag zusétzlich nachgefragt werden, dann dauert es
bedauerlicherweise etwas langer;

(Otto Reschke [SPD]: Um das zu begreifen
haben Sie lange gebraucht: finf Jahre!)

denn die Vorbereilungs- und Fertigstellungszeiten in
den westlichen Bundeslandern betragen im Durch-
schnitt nun einmal zwischen einem Jahr und drei
Jahren.

Deswegen, meine Damen und Herren: Das beste
Mittel gegen Polemik sind Zahlen. Die Baugenehmi-
gungen im Wohnungsbau betragen Jahr fir Jahr
400 000, die jetzt zum groBen Teil noch auf Realisie-
rung warten.

(Zuruf von der SPD: So ist es!)

Die Hypothckenbanken haben gestern ihre Zahlen
veroffentlicht. Daraus geht hervor — das streichen sie
auch besonders heraus —, daB Kredite fir den frei
finanzierten Mielwohnungsbau in den letzten Jahren
kontinuierlich hochgegangen sind und die Zahl fiir
Kredite in diesem Bereich inzwischen wieder so hoch
wie in den 70er Jahren ist, d. h. so hoch wie zu einem
Zeitpunkt, als der absolute Hochststand an Zubau im
frei finanzierten Mietlwohnungsbau in der Bundesre-
publik erreicht war.

(Otto Reschke [SPD]: Das Preisniveau hat

sich seitdem mehr als verdoppelt! Deshalb

sind die Kredite hoher! Das ist eine Volks-
wirtschaftlerin ersten Ranges!)

(D)
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Die Nachfrage nach Eigentumswohnungen hat sich
im letzten Jahr um 45 % erhoht, und das vorwiegend
nach Gebrauchtimmobilien. Das ist auch ein Grund,
weshalb wir die steuerliche Forderung des Erwerbs
von Gebrauchtimmobilien nicht einschranken wer-
den, weil wir diese Birger nicht enttduschen wol-
len.

(Zuruf von der SPD: Wann kommt denn
cinmal etwas Neues?)

Die Zahlen, die der Gesamtverband der Wohnungs-
wirtschaft immerhin der bedcutendste Verband
von wohnungswirtschaftlichen Unternehmen in West
und Ost — fir Fertigstellungen veréffentlicht hat,
weisen fur 1991 gegentber 1990 ein Plus von 45 % und
gegeniiber 1989 ein Plus von 72 % aus.

Meine Damen und Herren, das zeigt nichts anderes,
als daB die Politik der Bundesregierung nicht nur
gegriffen hat, sondern durchgreifend fir die Trend-
wende am Wohnungsmarkt sorgt.

{Achim GroBmann [SPD]: Wenn Sie statt
einem Haus zwei bauen, sind das sogar
100 %"

Deswegen werden wir diese Politik konsequent wei-
terfihren.

Wir haben in der Baulandpolitik Mafistabe fur
Lander und Gemeinden gesetzt. Unser eigenes Ver-
billigungsprogramm — 50 % Abschlag fur die Nut-
zung im sozialen Wohnungsbau bei bisher militarisch
genutzten Flachen — muB ein Vorbild fur Lander und
Gemeinden sein.

Die Eigenheimforderung ist jetzt, nachdem die SPD
endlich ihre Blockade — zumindest in einem Land —
aufgegeben hat,

(Dr.-Ing. Dietimar Kansy [CDU/CSUJ: So ist
esl)

in Kraft getreten. Deswegen ist die Eigenheim{orde-
rung gerade fir den Erwerb und den Bau von Immo-
bilien [Gr Familien mit mittleren Einkommen deutlich
und drastisch verbessert worden. Mittlere Einkom-
men liegen bei uns zwischen 50 000 und 90 000
DM.

(Achim GroBmann [SPD]: Nur bei Vielver-
dienern!)

Diese Familien kénnen bei uns mit einem Plus netto
bar aul die Hand pro Jahr von etwa 4 000 DM rechnen,
und das tber den Forderzeitraum von 8 Jahren. Es
rechnet sich nun wieder, auch ecin Eigenheim zu
bauen.

(Achim GroBmann [SPD}: Das stimmt doch
nicht! Die Schuldzinsen fallendoch weg nach
drei Jahren!)

Die Mittel [iir den sozialen Wohnungsbau West sind
auf 2,7 Milliarden DM pro Jahr heraufgefahren wor-
den. Das ist ein deutliches Plus, das zu einer Bewilli-
gung von etwa 130 000 Sozialbauwohnungen pro Jahr
fihren wird.

Unser besonderer Schwerpunkt ist hier der Ansatz
in den Ballungszentren, denn dort kumulieren die
Wohnungsprobleme. Das wissen wir. Deswegen wer-
den wir unseren ncuen Forderansatz besonders dort
umsetzen. Dieser Forderansatz ist die Antwort auf die

verdnderten Anspriche der Familien mit mittleren
Einkommen, aber auch auf die verdnderte Leistungs-
fahigkeit von Familien. Wir wollen mit privatem
Kapital und 6ffentlicher Férderung marktnéahere, ein-
kommensorientierte Mieten und durch kirzere Bele-
gungsbindung keine Fehlbeleger wie in der Vergan-
genheit.

Herr GroBmann, wenn Sie das, was wir machen, was
ich mihsam unter Androhung von Verfassungsklagen
von seiten der Lander mit diesem Sonderprogramm
durchgesetzt habe und dem Sie nun offensichtlich
zustimmen,

(Achim GroBmann [SPD]: Nein, das kann

man alles auf dem zweiten Forderweg

machen! Drehen Sie mir nicht das Wort im
Mund herum!)

Threr Kollegin Bruses in Nordrhein-Westfalen einmal
weitersagten,

(Achim GroBmann [SPD]: Die macht das alles
vernunftig im zweiten Forderweg!)

wire es leichter, in der Bundesrepublik Deutschland
sozialen Wohnungsbau zu betreiben.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Die Lage in den ostdeutschen Bundeslindern ist
sehr viel komplizierter. Aber auch hier muBl auf Grund
der Bilanz des Jahres 1991 eines gesagt werden: Die
Forderprogramme von Bund, Ldndern und Gemein-
den haben schon eine Menge bewirkt. Wir sind langst
noch nichtam Ende dieses Weges angekommen. Aber
alleince die Investitionen, die diese Forderprogramme
bewirkt haben, sind mit 25 Milliarden DM ein deutli-
cher Ausweis dafur, daB wir den richtigen Weg
beschritten haben und daB die Bauwirtschaft in den
ostdeutschen Bundeslandern zum Konjunkturmotor
werden wird.,

(Beifall bei der F.D.P. — Achim GroBmannn
[SPDJ: Nennen Sie einmal ein paar Zahlen
zum Wohnungsbau!)

Im Bereich der Instandsetzung und Modernisierung
sind durch 10 Milliarden DM zinsverbilligte Kredite
der Kreditanstalt fur Wiederaufbau, 1 Milliarde DM
Bundesmittel, erganzt durch Lander- und Gemeinde-
mittel, etwa 1,1 Milliarden DM ZuschuBbmittel aus
dem Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost und steuer-
lichen Abschreibungen 600 000 Wohnungen moder-
nisiert und instand gesetzt worden.

(Otto Reschke [SPDJ: Jetzt sagen Sie doch
einmal, warum 2,5 Millionen f{ehlen! Das
durfte doch gar nicht sein!)

— Herr Reschke, ich habe liberhaupt keinen Zweifel
daran gelassen, daB die Miscre, die 40 Jahre Sozialis-
mus hinterlassen haben, nicht in einem Jahr zu
beseitigen ist, sondern daB dies eine Generationen-
aufgabe ist.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU —
Peter Conradi [SPD]: Quatsch! Dirftig!)

Wer wie Sie den Menschen in den ostdeutschen
Bundesldndern suggeriert, daB es schneller ginge, der

(1)
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macht sich an den Angsten und an der Verunsiche-
rung mitschuldig.

(Beifall bei der F.D.P. — Widerspruch bei der
SPD)

80 % dieser Mittel, vor allen Dingen fir die Instand-
setzung und Modernisierung, sind bereits in energie-
sparende Investitionen geflossen. Dies ist vielleicht
nicht sehr deutlich sichtbar am &uBeren Aussehen der
Hauser, aber sehr schnell sichtbar am Geldbeutel der
Mieter, die in diesen Wohnungen wohnen. Denn
dadurch wird die Senkung der Betriebskosten, die
dringend notwendig ist, eingeleitet.

Wenn wir dann noch erreichen kénnen, dal3 in einer
gemeinschaftlichen Anstrengung mit den Gemeinden
die Wasser- und Abwasserkosten gesenkt werden
konnen, dann kénnen wir den Mieternin den ostdeut-
schen Bundesldandern auch die Hoffnung geben, da3
ihre eigene Belastung aus Betriebskosten in der
Zukunft, so wie wir uns das winschen, abnimmt.

Frau Enkelmann, die Sorgen und Noéte der Mieter-
innen und Mieter aus Brandenburg, die gestern hier
gewesen sind, nehmen wir in der Tat sehr ernst. Ich
will iberhaupt keinen Zweifel daran lassen, dal uns
alle der Freitod des Kommunalpolitikers Dalk getrof-
fen hat. Ich will auch Uberhaupt keinen Zweifel daran
lassen, daB ich es fur skandalds halte, wie manche
Alteigentiimer aus den westlichen Bundesldndern in
den ostlichen Bundesléndern bei den Mietern, die
damit rechnen konnten, daB sie in den Immobilien
noch lange wohnen wiirden, auftreten.

(Beifall beider F.D.P., der CDU/CSU und der
SPD)

Wir missen die Angste der Menschen, die von
einem auf den anderen Tag — in den meisten Féllen
gewollt; denn die Rechtsordnung der Bundesrepublik
Deutschland ist von der Mehrheit der Burger aus den
ostdeutschen Bundesldndern gewollt worden —, in
unsere Rechtsordnung eingetreten sind, ernst neh-
men.

(Christina Schenk [Biindnis 90/GRUNE]: Die

Birgerinnen und Burger haben die Rechts-

ordnung doch gar nicht gekannt, Frau
Schwaetzer!)

— Dabl Sie sie vielleicht nicht wollten, will ich nicht
ausschlieBen. Aber die Mehrheit der Blrger in den
ostdeutschen Bundeslandern wollte die Rechtsord-
nung des Grundgesetzes.

Jetzt geht es darum, diese Umbruchsituation ange-
messen, menschlich und ertraglich zu gestalten. Dazu
gehort auch, daB die Menschen in den ostdeutschen
Bundeslandern umfassend uber ihre Rechte, die sie
schon heute haben, informiert werden. Es war einer
der Punkte, denich ebenfalls in meinem Gesprédch mit
den Mieterinnen und Mietern aus Brandenburg klar-
zumachen versucht habe: daB viele der Angste, die
dort jetzt aufgebrochen sind,

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Ge-
schurt wurden!)

schon deshalb zuriuckgestellt werden koénnen, weil
der Einigungsvertrag umfassende, und zwar mehr
Schutzrechte, vorsieht, als bisher dort bekannt ist. Ich

sehe hier die Aufgabe, in umfassenden Informations-
veranstaltungen dafiir zu sorgen, daB alle Menschen
wissen, wo und wie sie geschiitzt sind.

(Beifall der Abg. Uta Wirfel [F.D.P.])

Aber wir werden die Liicken, die jetzt noch im
Schutz bestehen, mit zwei Gesetzesentwiirfen, die
gerade vorbereitet werden, schlieBen: mit dem zwei-
ten Vermoégenssrechtsanderungsgesetz, bis Mitte die-
ses Jahres auf den Weg gebracht, und mit dem
Sachenrechtsbereinigungsgesetz, das wir bis Ende
dieses Jahres auf den Weg gebracht haben werden.
Wir werden durch angemessene Moratorien fiir die
Mieter, Erwerber und Eigentiimer dafiir sorgen, daB
hier keine Angste unzumutbarer Art bestehenblei-
ben.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Vizeprasident Helmuth Becker: Frau Minister,
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten
Frau Dr. Enkelmann?

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin fur
Raumordnung, Bauwesen und Stadtebau: Wenn sie
nicht angerechnet wird, Herr Prasident, ja.

Vizeprasident Helmuth Becker: Bitte sehr, Frau
Dr. Enkelmann.

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Frau
Ministerin, akzeptieren Sie auch, daB es in der ehe-
maligen DDR besondere rechtliche Verfugungen und
Gesetze — Stichwort Uberlassungsvertrage — gege-
ben hat? Akzeptieren Sie, dall es notwendig ist, im
Interesse der Sicherheit der Mieterinnen und Mieter
hier klare gesetzliche Regelungen zu treffen? Die
bisherigen sind nicht anwendbar auf die gesetzlichen
Regelungen in der Bundesrepublik.

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/
CSUJ: Das hat sie doch gerade ausgefiihrt!)

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin fur
Raumordnung, Bauwesen und Stddtebau: Frau Enkel-
mann, ich habe gerade ausgefiihrt, daB sich die
Bundesregierung intensiv darum kiimmert, das ohne
Zweifel sehr komplizierte Geflecht der rechtlichen
Hinterlassenschaft des alten DDR-Regimes aufzudré-
seln und angemessenen Regelungen zuzufthren. ich
muB Thnen immer wieder sagen, wie erstaunt wir sind,
daB dieses alte DDR-Regime zwar Gesetze erlassen,
sie aber zum Teil gar nicht selber durchgefihrt hat.
Bei der Ubertragung von Grund und Boden an die
Wohnungsunternehmen Ost stellen wir fest, daB zwar
enteignet werden sollte, aber diese Enteignung nie
durchgefiihrt worden ist. Es sind zwar Bescheide
herausgegangen, aber nie umgesetzt worden. Ein
blrokratischer Staat war zwar burokratisch fur seine
Birger, hat aber seine eigenen Gesetze offensichtlich
nicht ernst genommen. Wir allerdings nehmen die
Hinterlassenschaft im Interesse der Menschen schon
so ernst, daBl wir uns darum kimmern werden, ange-
messene Moratorien auszusprechen.

(Achim GroBmann [SPD]:
Jahr!)

Nach einem

(€
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— Herr GroBmann, vor einem Jahr wuBiten auch Sie
nicht, welches komplizierte Rechtsgeflecht das war.

(Achim GroBmann [SPD]: Sie haben in einem

Brief geschrieben, daB gesetzliche Anderun-

gen nicht nétig seien! Das wissen Sie offen-
bar nicht mehr!)

— Herr GroBmann, Sie wie wir haben in diesem einen
Jahr ungeheuer dazugelernt, wie kompliziert dieses
Rechtsgeflecht ist. Ich wére Thnen dankbar, wenn Sie
endlich in Thre eigene Post hineinsehen und nicht
ganz so an der Oberfldche argumentieren wiirden.

(Achim Grofimann [SPD]: Ich schicke Ihnen
die Korrespondenz zu!)

Die Probleme, meine Damen und Herren, die noch vor
uns liegen, sind wie ein gordischer Knoten, den wir
jetzt durchhauen: Altschulden, Grundstiicksiibertra-
gung, Eigentumsanspriche. Bei den Altschulden
kann man nicht so tun, als kénnten sie einfach mit
einem Federstrich wegradiert werden. Man kann sich
lange dartliber streiten, wie die rechtliche Qualitat
ist.

(Dr. Ilja Secifert [PDS/Linke Liste]: Das ist
doch gar nicht wabhr!)

Der Rechtsstreit dariiber wiirde sieben bis zehn Jahre
dauern. Ich denke, wir sollten ihn nicht fithren,
sondern uns um praktikable Regelungen bemiihen.
Angebote haben wir gemacht. Ich hoffe, dab die
neuen Lander auf diese Angebote eingehen, damit die
Wohnungsunternehmen kreditfadhig werden.

Fir die Grundstiickstiibertragung haben wir gerade
praktikable Wege der Erledigung entworfen und sind
dabei, sie umzusetzen. Dieser Proze wird nach unse-
rer Einschatzung Mitte des Jahres abgeschlossen
sein.

Zuden Eigentumsanspriichen. Die wohl{eile Forde-
rung, das Prinzip Riickgabe vor Entschidigung umzu-
kehren, kann ich nicht unterstiitzen. Dazu bekenne
ich mich. Ich kénnte den Menschen, die jetzt die
Hoffnung darauf haben, das ihnen Enteignete zurtick-
zubekommen, nicht sagen, dal sie in einer rechts-
staatlichen Ordnung ein zweites oder drittes Mal von
einer rechtsstaatlichen Regierung enteignet werden.

(Beifall bei der F.D.P. — Dr. Ilja Seifert [PDS/
Linke Liste]: Und wenn die Neffen kommen
und Anspriiche erheben?)

Deswegen wird am Prinzip nicht geriittelt.

AuBerdem hilft dies in dem Bereich, um den es
heute geht, im Bereich des Wohnungsbaus, der Woh-
nungswirtschaft, iberhaupt nicht. Hier geht es um
etwa 1 Million Immobilien, die unter sogenannter
staatlicher oder anderer Verwaltung stehen. Das
bedeutet, bei Aufhebung dieser Verwaltung muf}
einmal Uber jede dieser etwa 1 Million Immobilien
eine Entscheidung entweder zugunsten eines Neuer-
werbers oder zugunsten des Alteigentiimers getroffen
werden. Da liegt der Haken: Die Regelungen fir die
Vermoégensamter miissen praktikabler gestaltet wer-
den — das tun wir bis Mitte des Jahres —, und die
Vermogensamter miissen besser ausgestattet werden.
Hier liegt der Flaschenhals. Nicht das Prinzip ist der
Hemmschuh, sondern die mangelnde Ausstattung der

Vermégensamter. Dies, meine Damen und Herren,
sind die Probleme, die wir jetzt angehen.

Ein letztes Wort zu den Mietern: Mieterhdhungen
wird es im Einklang mit dem Einigungsvertrag nur
dann geben, wenn die Einkommen steigen. Deswe-
gen wiederhole ich: Ausschlaggebend wird eine Pri-
fung der Ergebnisse der laufenden Tarifverhandlun-
gen sein. Wir werden selbstverstandlich die beson-
dere Situation von Rentnern und Arbeitslosen nicht
aus den Augen verlieren, und wir werden eine ange-
messene Ausgestaltung des Wohngeldes als flankie-
rende Mafinahme vornehmen. Eine ndchste Mieten-
erh6hung — wannimmer sie kommt — muf} auerdem
starker nach der Qualitat der Wohnungen differenzie-
ren. — Dies zeigt die Fiille der Probleme, die wir zu
16sen haben.

Ich bin dartber hinaus mit einer ganzen Reihe von
Gemeinden im Gespréach, wie man die Baulandaus-
weisung fiir den Neubau verbessern kann; denn daf
es einen erheblichen Nachholbedarf an Wohnraum
gibt, wissen wir. Es gibt auch potentielle Investoren.
Jetzt geht es darum, die ErschlieBungskosten, wenn es
geht, vorzufinanzieren und Bauland auszuweisen,
damit auch der Neubau in den neuen Bundeslandern
in Gang kommt.

Die Bundesregierung nimmt sich aller dieser Pro-
bleme mit groBer Konsequenz und Ernsthaftigkeit
an.

(Franz Miintefering [SPD]: Wann?)

Wir werden bis zur Lésung sicherlich noch einige Zeit
brauchen; das wird nicht von heute auf morgen gehen.
Aber Hoffnung diirfen die Menschen haben, und sie
haben sie auch; das weil} ich aus vielen Gesprachen.
Wir werden alle unsere Kraft zur Losung dieser
Probleme weiter einsetzen.

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserem Kollegen
Peter Conradi.

Peter Conradi (SPD): Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Wenn ich vor zehn Jahren, als CDU/CSU
und F.D.P. die Bundesregierung iibernahmen, voraus-
gesagt hétte, 1992 gibt es in allen Stddten, nicht nurin
den GroBstadten der Bundesrepublik Wohnungsnot,
wennich vorausgesagt hdtte, 1992 gibt es in einem der
reichsten Ldnder der Welt wachsende Obdachlosig-
keit, wenn ich vorausgesagt hdtte, 1992 erwdgen
Tausende von Frauen einen Schwangerschaftsab-
bruch wegen ihrer Wohnungsprobleme, wenn ich das
gesagt hitte, hdtten Sie darauf entgegnet, das sei eine
ible Hetzrede,

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie
aber nicht gesagt!) )

und der amtierende Prdsident hatte mich hier zur
MaiBigung angehalten. Nur, dies ist die wohnungs-
politische Wirklichkeit im Jahr 1992.

(Beifall bei der SPD)

Nach zehn Jahren eines wirtschaftlichen Booms ist
Westdeutschland — iiber Ostdeutschland reden nach-
her Frau Gleicke und Herr Janzen — im Wohnungs-
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bau das Schlufilicht in Europa. In keinem anderen
westeuropéischen Land sind in den letzten funf Jah-
ren weniger Wohnungen gebaut worden als hier in
Deutschland. Das ist der Erfolg Threr Politik.

Jetzt haben Sie sozusagen den Bankrott Threr Politik
vor Augen, und jetzt kommen Sie und sagen, wir
bilden eine unabhangige Kommission. Weil die Koali-
tion nicht mehr weiter weiB, griindet sie 'nen Arbeits-
kreis — das ist vielleicht Politik! — und sagt dann
noch, dieser Arbeitskreis, diese Kommission soll in
dieser Legislaturperiode keine Verdnderungen mehr
herbeifihren. Frau Ministerin, fir Sie ist das eine
Ohrfeige. Sie haben mit Thren vier Staatssekretdren —
ein stark beselztes Ministerium — offenbar nichts
zuwege gebracht. Jetzt kommen die beiden Koali-
tionsfraktionen und sagen: Wir missen eine Sachver-
standigenkommission einsetzen, damit etwas auf den
Weg kommt — irgendwann nach 1994.

Das eigentliche Problem ist, daB3 sich CDU/CSU und
F.D.P. in der Wohnungspolitik in keinem Fall einigen
kénnen. Es gab ja Warnungen, nicht nur von uns: Herr
Dr. Kansy hat vor Jahren, noch vor der Einheit, dem
Bundeskanzler einen drdngenden Brief geschrieben
und zur Umkehr in der Wohnungspolitik aufgefordert.
Ich fand das richtig, was er damals geschrieben hat.
Ich habe keinen Zweifel: Wiirden wir beide uns eine
Nacht hinsetzen, dann wirden wir uns auf weite Teile
der Wohnungspolitik einigen.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist
ein zweifelhaftes Kompliment!)

Aber jeder Versuch einer vernunftigen Wohnungs-
politik in diesem Land scheitert an der F.D.P., an der
Partei der ,Regierigen”.

Hatteich 1982 vorausgesagt, daB 1992 die Abgeord-
nete Adam-Schwaetzer Bauministerin wére, hatte ich
hier im Plenum einen Lachsturm geerntet; denn die
F.D.P. hat damals die Abschaffung des Bauministeri-
ums und den Riickzug des Staates aus der Wohnungs-
politik gefordert. War es Bosheit oder war es Wursch-
tigkeit, daB der Bundeskanzler thnen, Frau Schwaet-
zer, das Bauministerium tbertragen hat? Mit Ihnen
hat er doch im wahrsten Sinne des Wortes den Bock
zum Gartner gemacht.

(Beifall bei der SPD)

— Die weibliche Form kann ich nicht verwenden,
denn sonst bekomme ich einen Ordnungsruf.

(Bundesministerin Dr. Irmgard Schwaetzer:
Dann hatten Sie sich diese unpassende
Bemerkung vielleicht sparen sollen!)

— Zwischenrufe von der Regierungsbank sind nicht
ublich, aber wenn Sie einen Zwischenruf von Ihrem
Abgeordnetenplatz aus machen wollen, dann werde
ich gerne darauf eingehen.

(Hans Raidel [CDU/CSU]: Die weibliche
Form ist kein Bock mehr!)

— Ich habe gesagt, die weibliche Form hétte mir hier
einen Ordnungsruf eingetragen; deswegen habe ich
die ménnliche Form gewdhlt.

Wann werden Sie und die F.D.P. endlich begreifen,
daB in den Landern, in denen sich der Staat aus der
Verantwortung fiir die Wohnungspolitik zurickge-

zogen hat und vor allem auf die Marktwirtschaft setzt,
z. B. in den USA, in Grofbritannien und in Deutsch-
land, Wohnungselend und Obdachlosigkeit herrschen
und daB in den Léndern, deren Regierungen sich
angesltrengt um Wohnungspolitik kummern, z. B.
Skandinavien oder die Niederlande, jedenfalls kein
Wohnungselend herrscht?

Man hat den Eindruck, Frau Ministerin, Sie 1463t das
alles kaltl. Sie sind Bauministerin auf Durchreise zu
héheren Amtern. Sie hoffen, sich mit immer neuen
Ankindigungen, mit einer Pressepolitik, die dem
Flrsten Potjomkin Ehre gemacht hétte, iber die Jahre
bis 1994 hinwegzuretten und dann in héhere Amter zu
verschwinden. Das werden wir nicht zulassen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja
Seifert [PDS/Linke Liste})

Ich will an drei Punkten aufzeigen, wie konzep-
tionslos Thre Wohnungspolitik ist.

In Westdeutschland gibt es 26 Millionen Wohnun-
gen. Im Jahr werden 260 000 Wohnungen — 1 % —
hinzugebaut. Es ist toricht, die Wohnungsnot allein
mit dem einen Prozent der jahrlich hinzukommenden
Wohnungen bewéltigen zu wollen. Zu den 99% im
Bestand fallt thnen nichts ein. Noch immer geht in
Westdeulschland fast die Halfte der Investitionen in
den Bestand und nicht in den Neubau. Was féllt Ihnen
dazu ein? Nichts.

Von den 4 Millionen Sozialwohnungen bei uns in
Westdeutschland werden bis 2000 3 Millionen aus
den Bindungen herausfallen. Es ist billiger, eine
Sozialmietwohnung in der Bindung zu halten, notfalls
Rechte anzukaufen. Aber wo sind die gesetzlichen
Grundlagen dazu? Wo sind die finanziellen Hilfen fir
die Gemeinden? Dazu fallt Ihnen nichts ein.

1988 wurden 208 000 Wohnungen gebaut, aber
628 000 Wohnungen verkauft. Noch immer werden
bei uns viel mehr Wohnungen verkauft als neu
gebaut. In allen Stddten blihte das Umwandlungsge-
werbe — zu Lasten der Staddte und zu Lasten der
Mieter. Dann haben einige mutige Stadte versucht,
die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen
durch die Abgeschlossenheitspriifung zu bremsen.
Wir haben dazu einen Gesetzentwurf eingebracht,
denn jetzt droht der Gemeinsame Senat der obersten
Bundesgerichte, diesen Damm zu durchléchern. Was
fallt Ihnen dazu ein? Nichts. Thre Bestandspolitik ist
eine einzige Fehlanzeige.

Das gleiche gilt fiir die Wohnungspolitik Uber das
Finanzamt. In Westdeutschland gibt der Staat im Jahr
rund 70 Milliarden DM fiir das Wohnen aus: 10 Milli-
arden DM direkte Forderung und Wohngeld, 60 Mil-
liarden DM tber die Finanzdamter. Die Wohnungspo-
litik der Finanzamter folgt dem Grundsatz: Je teurer
einer baut und je mehr er verdient, um so starker wird
er gefordert.

Die steuerlichen Verluste aus Vermietung und
Verpachtung wurden 1989 auf 66 Milliarden DM, die
Gewinne auf 19,5 Milliarden DM geschatzt. Was fir
ein eigenartiges Gewerbe ist das, das solche ,Verlu-
ste” jahrelang durchstehen kann?

Sie belohnen den Neubau einer Wohnung mit einer
steuerlichen Abschreibung von 85% in den ersten
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zehn Jahren. Roland Stimpel sagt in seinem Buch , Der
verbaute Markt”: 85 % Abschreibung in zehn Jahren,
das ist schneller als das Verfallstempo eines Hauses in
Beirut.

Und dann behaupten Sie, nach zehn Jahren wirden
die Steuern flieBen. In Wirklichkeit wissen Sie ganz
genau: Nach zehn Jahren wird die Wohnung an den
nachsten verkauft, und der schreibt wieder seine
Verluste ab; dann wird wieder verkauft, und es
werden wieder Verluste abgeschrieben. Das ist ein
Tollhaus, aber es rentiert sich. Sie fiihren diese Rie-
sensubventionen nicht einmal im Subventionsbericht
der Bundesregierung auf, denn es sind ja Ihre
Freunde, die da kassieren.

Sie streiten mit dem Bundesfinanzminister um ein
paar 100 Millionen DM fiir den Wohnungsbau, und zu
den Milliarden, die im Bestand versickern, sagen Sie
nichts. Kein Wort tiber die Begrenzung der Verluste
aus Vermietung! Kein Wort zu einer Besteuerung der
Wertzuwdchse beim Verkauf! Kein Wort von Thnen
zur Verschleuderung von Staatsgeldern.

SchlieBlich: Bodenrecht und Bauland. Bis zum
Jahre 2000 sollen finf Millionen neue Wohnungen
gebaut werden. Das ist so viel wie der ganze Woh-
nungsbestand Bayerns. Sie werfen den Gemeinden
vor, sie wiirden da nicht genug tun. Aber was haben
Sie denn getan, die Sie doch sonst so auf die Markt-
wirtschaft schworen, um endlich einmal den Boden-
markt in Bewegung zu bringen? Ob Einheitswerte, ob
vorgezogene Teilhauptfestsiellungen fiir bebaubare
Grundstiicke, ob MebBzahlen, ob Hebesdtze — zum
Teil haben wir das noch 1982 in der damaligen
Koalition auf den Weg gebracht, aber dann kam die
Wende —, nichis haben Sie getan in zehn Jahren. Und
jetzt kommen Sie und sagen: Wir brauchen eine
Kommission.

Mit den Bodenwertsteigerungen, die allein in Berlin
seit 1989 entstehen, kénnten wir nicht nur unseren
Umzug, sondern den gesamten Wohnungsbau in
Berlin auf Jahre hinaus finanzieren. Aber auch dazu
fallt Thnen nichts ein.

(Beifall bei der SPD)

Nein, Frau Bauministerin, Sie wollen keine verninf-
tige Wohnungspolitik. Sie wollen nicht begreifen, daB
wir alle, daB diese Gesellschaft, daB dieses Parlament
und die Regierung mit dafiir verantwortlich sind, daB
jeder Mann und jede Frau bei uns eine anstdndige,
bezahlbare Wohnung haben. Sie sind in Wirklichkeit
die Margaret Thatcher der deutschen Wohnungspoli-
tik, die Bauministerin des kalten Herzens. Nur, mit
kaltem Herzen, Frau Bauministerin, 1d6t sich keine
menschenfreundliche Wohnungspolitik machen.

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und
dem Biindnis 90/GRUNE)

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, das, was der Kollege Conradi
tber den vermutlichen kinftigen Lebensweg der
Ministerin und tber die Freunde hier ausgefiihrt
hat, méchte ich doch so qualifizieren, daB ich sage:

Das sind Vermutungen, Unterstellungen und Speku-
lationen.

(Peter Conradi [SPD]: Sind die im Parlament
verboten, Herr Prasident?)

— Nein, nein, ich kann Sie daran tberhaupt nicht
hindern. Ich wollte das nur feststellen.

Nun kommen wir zur ndchsten Wortmeldung. Das
ist unser Kollege Hans Raidel.

Hans Raidel (CDU/CSU): Verehrter Herr Préasident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese
Debatte heute zeichnet sich durch zwei wesentliche
Merkmale aus: Wir versuchen, das Ganze in Richtung
zu bringen, um wirklich Erfolge zu erzielen. Sie haben
inIhren Beitrdgen hdufig zuviel Oberflachlichkeit und
Polemik gezeigt, so daB der Ernst der Sache eigentlich
fast verschiittet wird. Ich meine, das ist etwas schade
fir diese Debatte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Ich mo6chte mich auf Sachfragen konzentrieren und
zum Baulandthema sprechen: In der wohnungspoliti-
schen Debatte wird dieses Thema fehlendes Bauland
nach meiner Auffassung zu pauschal gesehen. Es wird
als Schlagwort benutzt. Bei genauerem Hinsehen
erweist es sich jedoch als erheblich vielschichtiger, als
auch wir es heute betrachtet haben. Wir missen alle
zugestehen, in den GroBstddten liegen die Probleme
anders als in Kleinstddten, in Ballungsgebieten anders
als auf dem flachen Lande, in Arbeitsregionen anders
als in Urlaubsgebieten, in Denkmalorten anders als in
neuen Siedlungen. Eines stimmt: Bund, Lander und
Gemeinden kénnen noch so viele Bauprogramme
auflegen, wenn kein Bauland zur Verfigung steht,
bleiben sie wirkungslos.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)

Wo sind die Ursachen des Baulandmangels zu
suchen? Wird zuwenig Bauland ausgewiesen, oder
wird zuwenig Bauland an Bauwillige verkauft? Beides
ist sicherlich der Fall. Untersuchen wir einmal die
Frage! Wenden wir uns denen zu, die Bauland besit-
zen, es aber nicht verkaufen, sondern einfach liegen
lassen! Welcher Art sind die Hintergriinde fiir solches
Verhalten? Einige Beispiele:

Familienvorratspolitik: Besonders im léndlich
strukturierten Raum wird Wert darauf gelegt, den
Kindern ein Baugrundstiick zu hinterlassen. Das muf
als richtig akzeptiert werden.

Spekulation: Auf Grund der enormen Wertsteige-
rung von Baugrundstiicken, besonders in Ballungsge-
bieten und den anliegenden Regionen, haben viele
Investoren ihr Geld nicht in den Wohnungsbau
gesteckt, sondern sich Baugrundstiicke gekauft. Die
geringe Rendite im Wohnungsbau kann bei weitem
nicht mit den Gewinnen bei der Wertsteigerung von
Bauland mithalten.

Versteuerung: Viele Grundbesitzer verdullern ihre
Grundstiicke nicht, weil ausreichende steuerfreie
Reinvestitionen nicht méglich sind und ein groBer Teil
an den Fiskus gezahlt werden muB. Also 146t man die
Grundstiicke liegen.
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Die Planungshoheitist den Gemeinden zugewiesen
und verfassungsrechtlich gewéhrleistet, Damit sind
die Kommunen die ersten Ansprechpartner fir die
Losung der Baulandproblematik. Die Praxis erfordert
aber den politischen Willen und die politische Durch-
setzungsfahigkeit, um Bebauungspldne bis zur
Rechtsverbindlichkeit durchzusetzen. Dies ist aller-
dings leichter gesagt als getan. Aus meiner Kommu-
nalerfahrung weill ich nun wirklich, wovon ich da
spreche.

Welche Instrumentarien stehen den Kommunen
nun generell zur Verfigung? Zum Baugesetzbuch
wurde das Wohnungsbauerleichterungsgesetz erlas-
sen. Seine Verbesserungen wirken sich besonders bei
der Beschleunigung der Bauleitplanung und bei der
Erteilung von Baugenehmigungen aus.

Mit dem Maflnahmegesetz zum Baugesetzbuch
wurde das Baurecht vollzugstauglicher gemacht.
Seine Anwendbarkeit bei dringendem Wohnbedarf
tragt der gegenwdrtigen driickenden Lage auf den
Wohnungsmadrkten Rechnung. Der Bund hat gerade
mit diesem Gesetz eine Vielzahl neuer Moglichkeiten
geschaffen, die zur Mobilisierung von Bauland beitra-
gen koénnen.

Was steht denn eigentlich einer groBziigigen Aus-
weisung von Bauland durch die Kommunen entge-
gen? — Widerstand der einheimischen Biirger in der
Gemeinde.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Leider
wabhr!)

Haufig widersetzen sich einige Grundbesitzer oder in
Exklusivlagen Wohnende oder politisch Motivierte
der Baulanderschliefung.

(Dr. Franz Moller [CDU/CSU]J: Sehr rich-
tig!)
Ich darf den Kommunen hier zurufen: Haben Sie den
Mut, auch gegen diesen Widerstand vermehrt Bau-
land auszuweisen!

(Dr. Franz Moller [CDU/CSUJ: Gut so!)

Berticksichtigung des Naturschutzes: Grund und
Boden ist kein beliebig vermehrbares, reproduzierba-
res und rekonstruierbares Gut. Das Baugesetzbuch
gibt die Planungsleitlinie vor, mit Grund und Boden
sparsam und schonend umzugehen. Unverbrauchte
Natur und freie Landschaft sind ein groBes und
wertvolles Kapital, mit dem wir nicht leichtfertig
umgehen dirfen. Trotzdem muB gefordert werden:
Der Wohnungsbau darf nicht hinter den Belangen des
Naturschutzes zurlickstehen. Bei einer fairen Abwa-
gung besteht zwischen Umweltschutz und Bauen kein
Gegensatz. Es mufl das BewubBtsein geschaffen wer-
den, daBl Bauwerke, die zum Erhalt der Arbeitsplétze,
der Besserung der Wohnsituation und der Infrastruk-
tur beitragen, notig sind. Das ist eine Fiihrungsauf-
gabe, die auf allen politischen Ebenen gleichzeitig
und gleichrangig angegangen werden muf.

Loésungsansdtze: Ganz allgemein stelle ich fest: Mit
Druckmitteln wie Abschépfungen oder Strafsteuern
148t sich das Problem Uberhaupt nicht oder nur unzu-
reichend lésen. Die Eigentumsgarantie des Grundge-
setzes setzt zu Recht enge Grenzen. Nur marktwirt-
schaftliche Ansétze, die allerdings die Sozialpflichtig-

keit des Eigentums zu beachten haben, bringen
Bewegung.

Negativ wurde sich der immer wieder geforderte
Planungswertausgleich auswirken, da nur Neuaus-
weisungen belastet werden konnen, das vorhandene
Baurecht aber wegen des Riickwirkungsverbotes
unangetastet bleiben mub.

Das generelle preislimitierte Ankaufsrecht fiihrt zu
keiner Losung. Rechtlich gesehenist es nichts anderes
als eine Enteignung, die sich an Art. 14 des Grundge-
setzes messen lassen muB, nur im Einzelfall anwend-
bar sein kénnte und damit sicherlich nicht allgemein
mobilisierend wirken wird.

Im Kern sozialistische Ideen zur Kommunalisierung
des Bodens, also die Trennung in Verfligungs- und
Nutzungseigentum, sollten in der Mottenkiste der
70er Jahre bleiben;

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)
denn diese ,Bodenreform" ist verfassungswidrig.

Was soll die Debatte liber die Einfithrung von
gebietsbezogenen Baupflichten kraft Gesetzes oder
Verordnung, also die Ersatzvornahme durch den
Staat? Sie hat Enteignungscharakter und greift in die
Baulfreiheit ein. AuBerdem wiirden Selbstverwaltung
und Planungshoheit der Kommunen unzuldssig ein-
geschrankt.

Es gibt aber auch konstruktive Loésungsansétze.
Aussichtsreich ist die wieder eingefiihrte stadtebauli-
che EntwicklungsmaBnahme. Sie erfiillt viele Forde-
rungen an das Bodenrecht. Die Gemeinden miissen
sie mehr als bisher nutzen.

(Franz Miintefering [SPD]: Das ist richtig!)

Aussichtsreich ist auch ein zoniertes Satzungsrecht
fur einen besonderen Grundsteuerhebesatz, um
unbebaute Grundstiicke in Gebieten mit erhohtem
Wohnbedarf steuerlich verstarkt belasten zu kon-
nen.

(Franz Miintefering [SPD]: Das ist interes-
sant!)

Eine ganz allgemeine Forderung sollte umgehend
erfullt werden, ndmlich die Neufeststellung der Ein-
heitswerte. Dartliber sind wir uns sicher alle einig.

(Franz Mintefering [SPD]: Ich glaube,
Sie haben unser Manuskript geklaut, Herr
Raidel!)

— Sie meinen es. Sie schreiben ja stdndig von mir
ab. —

Zur gemeindlichen Bodenvorratspolitik: Eines der
besten Mittel fiir die Baulandbereitstellung ist eine
langfristig angelegte Bodenvorratspolitik. Das heiBt,
daBl die Gemeinden dort, wo geeignete landwirt-
schaftliche Flachen zur Verfliigung stehen, diese kon-
tinuierlich aufkaufen, damit sie zum geeigneten Zeit-
punkt fir Bauzwecke zur Verfliigung stehen.

Vizeprésident Helmuth Becker: Herr Kollege Rai-
del, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen
Conradi?

Hans Raidel (CDU/CSU): Ja; sehr gern.
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Vizeprasident Helmuth Becker: Bitte sehr, Herr
Kollege Conradi.

Peter Conradi (SPD): Verehrter Herr Kollege, ist
IThrem Gedé&chtnis entfallen, da die Vorschldge zur
Baulandmobilisierung, die Sie soeben vortragen, im
Bundestag von unserer Fraktion zur Abstimmung
gestellt und von lhrer Fraktion abgelehnt worden
sind?

Hans Raidel (CDU/CSU): Wir sind gerade dabei, zu
uberlegen, wie wir das Ganze in Richtung bringen und
mehr Schwung hineinbringen kénnen.

(Lachen bei der SPD, der PDS/Linke Liste

und dem Biindnis 90/GRUNE — Achim

GroBmann [SPD]: Das gilt fir die gesamte
Bodenpolitik!)

Ich bin bereit, jede gut scheinende Idee abzuklopfen,
ob sie wirklich gut ist. Wenn sie wirklich gut ist,
bringen wir sie neu in die Debatte ein. Ich habe
keinerlei Vorbehalte.

Finanziell sollten die Kommunen dabei auch firden
Geldndeankauf z. B. mit Zinsverbilligungsdarlehen
unterstiitzt werden.

Bauplatze sind kostbar, weil Naturschutz und Land-
schaftsschutz Riicksicht verlangen. Deshalb hat
eigentlich jede Kommune die Verpflichtung, auch
Innenentwicklung zu prifen und zu gestatten. Ich
meine damit z. B. das SchlieBen von Baulicken,
Nachverdichtungen in der Fldche und in der Hoéhe
sowie den DachgeschoBausbau. Geldndesparende
GeschoBbauten sollten generell wieder mehr in die
Uberlegungen einbezogen werden kénnen.

Spurbare Entlastung auf dem Baulandmarkt kann
durch eine Anderung der steuerlichen Regelungen
bei Betriebsentnahmen und gleichzeitige Investition
auf dem Sektor Wohnungsbau erzielt werden. Ich
schlage deshalb vor:

Erstens. Betriebsentnahmen aus der Landwirt-
schalft, aber auch aus Betrieben aller anderen Wirt-
schaltsbereiche sollten steuerfrei gestellt werden,
wenn deren Erlése in den sozialen Wohnungsbau
investiert werden.

Zweitens. Betriebsentnahmen, die in den nachsten
Jahren {ir frei finanzierten Wohnungsbau verwendet
werden, sollten je nach der Hoéhe mit ermaBigten
Steuersédtzen belegt werden.

Drittens. Die vorgeschlagenen Regelungen sollten
nur fiir einige Jahre gelten, um eine Initialzindung
damit zu erreichen.

In einer fachlichen Sachdiskussion stellt sich schnell
heraus, daB wir im Bau- und Bodenrecht schon fast
alles haben, was sinnvoll und machbar ist.

(Zuruf von der SPD: Na, na!)

Im Steuerrecht scheint mir ein Schlissel fir eine
erfolgreiche Baulandmobilisierung zu liegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Aufforderung an uns alle lautet: Packen wir es
gemeinsam an!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU — Peter Conradi
[SPD]: Das war eine deutliche Abkehr von
der Bauministerin!)

Vizeprasident Helmuth Becker: Als ndchster Redner
erhélt unser Kollege Dr. llja Seifert das Wort.

Dr. llja Seifert (PDS/Linke Liste): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Die gestrige Botschaft des
Deutschen Mieterbundes an uns lautet eigentlich:
Hort auf zu streiten, und tut was fir die Menschen! Sie,
Frau Ministerin und verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen von den Koalitionsfraktionen, konnen doch nicht
das Leben in diesem groBen Deutschland dafir ver-
antwortlich machen, daB es sich nicht nach den
Gesetzen der ehemaligen BRD richtet. Es hat sich ein
Knduel von Problemen angeh&uft. Frau Minister, ich
freue mich, daB auch Sie vom Gordischen Knoten
sprechen.

Es geht um Altschulden, die in Wirklichkeit gar
keine sind. Ich erinnere an das Gutachten von Rupert
Scholz; das ist nicht meine Erfindung. Es gibt Restitu-
tionsanspriiche von bis zu 95 % pro Ort, Wohnkosten
von Uber 30%, gewaltigen Modernisierungs- und
Instandhaltungsbedarf, drohenden Wohnungsverlust
durch sogenannte Eigenbedarfsklagen, zunehmen-
den Wohnungsmangel und so weiter und so fort. Es
gibt doch gar keinen Markt, der hier irgendwie
regulierend eingreifen kénnte, geschweige denn, daf3
beispielsweise Menschen mit Behinderung oder
dltere Menschen vor Kindigung usw. besonders
geschiitzt werden konnten.

Ich freue mich, wie gesagt, daB auch Frau
Schwaelzer an Alexander den Groflen denkt, der, als
man ihm ein ebensolches, vom Konig Gordios
gekniipftes Knduel vorlegte, sein Schwert zog und es
durchhaute. Ich glaube, auch jetzt ist der Mut zum
Durchschlagen dieses Knotens erforderlich.

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/Linke Liste]:
Der Schwaetzer fehlt blofl das Schwert!)
— Gut, es gibt jedoch gentigend Menschen, die ihr die
Hand dazu fithren wurden.

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]J: Es gibt
z. B. auch Schild und Schwert!)

— Aber ja, Herr Kansy, Sie kénnen ja eine Frage dazu
stellen.

Jede andere Herangehensweise, insbesondere die
uber den Rechtsweg der ehemaligen BRD, treibt
Menschen massenhaft in den Ruin, in die Obdachlo-
sigkeit und — wir wissen es — auch in den Tod. Ich
glaube, das kann keiner verantworten.

Seit Monaten liegen Vorschldge vor, die das Pro-
blem l6sen kdénnten. Als erstes wére es erforderlich,
daB zumindest einmal ein Markt hergestellt wird, d. h.
daB so viele Wohnungen da sind, dal der Mensch
liberhaupt hingehen und sagen kann: Ich mdéchte mir
etwas aussuchen.

Nicht zuféllig fordert die PDS in ihrem Programm
. Wohnen in Deutschland “, fiir mehrere Jahre 8 % des
Haushalts fir den Wohnungsneubau auszugeben,
damit endlich einmal so viele Wohnungen entstehen,
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daBl man sagen kann: Das Problem wird durch Klotzen
und nicht durch Kleckern angegangen. Das ist eben-
falls eine Forderung, die gestern vom Mieterbund
gestellt wurde.

Geben Sie doch den Menschen eine Chance, zwi-
schen Wohnungen auszuwdahlen! Geben Sie den
Menschen cine Chance zu sagen: Das halte ich fur
mich far brauchbar und bezahlbar; dafiir zahle ich
auch den Preis! Sorgen Sie dafiir, daB3 nicht jeder das
nehmen mubB, was er iiberhaupt kriegt, und froh sein
mul3, daB er nicht unter Briicken schlafen muB! Jeder
von uns weil}, dafl auch das inzwischen keine Einzel-
erscheinung mehr ist, sondern leider zunehmenden
Charakter hat.

Ich habe es von dieser Stelle aus mehrfach gesagt
und bitte Sie auch diesmal wieder: Geben Sie den
Menschen eine Chance, wenigstens auf einem wich-
tigen sozialen Gebiet eine Ruhepause einlegen zu
konnen! Menschen, die vor Arbeitslosigkeit Angst
haben, und Menschen, die vor vielen anderen Dingen
Angst haben miissen, brauchen wenigstens ihre
Bleibe; sie brauchen wenigstens den Schutz vor
Kiindigung.

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Den haben sie
dochl)

— Wo denn, Herr Hitschler? Das ist doch nicht
wabhr.

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]:

haben sie denl)

Nalurlich

— Sie haben es doch gestern gehért: Der Mann mit
Herzattacke auf der Herfahrt, der dort stand, sagte,
sein kleines Hauschen mochte er gern behalten; aber
es kommt jemand und tyrannisiert ihn. Nun sagen Sie
doch nicht, daB er es behalten kann.

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Natiirlich kann

er darin wohnen! Er ist geschitzt! Die Kin-

digung ist rechtsunwirksam! Das wissen Sie
genausogut wie ich!)

— Der Mann hat doch scine Angst. Diese konnen Sie
ihm nicht durch eine Rechtsunwirksamkeit nehmen.

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Der Mann hat
Angst, weil er seine Rechte nicht kennt, weil
er von lhnen in Unkenntnis gehalten wird!)

— Was nitzen ihm denn die Rechte, wenn er nicht
klagen kann? Er kann sich das doch gar nicht leisten,
Herr Hitschler.

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Gab es
denn friher keine Angst? — Dr. Wolfgang
Freiherr von Stetten [CDU/CSU|: Friher gab
es keinen Rechtsschutz! Den gibt es jetzt!)

Das ist das Problem, vor dem wir stehen. Horen Sie auf
damit, das reale Leben an die Gesetze der ehemaligen
BRD anzupassen. Machen Sie es umgekehrt: Passen
Sie die Geselze dem Leben an.

Ich danke lhnen.

(Beifall bei der PDS/Linke Liste)

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, als ndchster Redner hat jetzt
unser Kollege Hans Schuster das Wort.

Hans Schuster (F.D.P.): Herr Prasident! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! In Ostdeutschland
fehlen zur Zeit 1 Million Wohnungen. Allein in meiner
Heimalstadt Magdeburg gibt es zur Zeit 15 000 Woh-
nungssuchende. Man rechnet mit einem Bedarf von
ungefahr 2 000 Wohnungsneubauten pro Jahr. Wir
koénnen davon ausgehen, daB es sich in anderen
Stadten ahnlich verhalt.

Fur die stadtebauliche Planung stellt der Bund den
ostdeutschen Ldndern auch in diesem Jahr wieder
50 Millionen DM zur Verfuagung. Fraglich ist aber, ob
die Kommunen, denen im Rahmen des Wohnungs-
neubaus eine entscheidende Rolle zukommt, ihre
Aufgaben uberhaupt, d. h. rein technisch, erfiillen
konnen. Zwar wurde der Situation in den neuen
Landern durch gesetzliche Erleichlerungen, z. B. die
Méglichkeit von vorzeitigen Bebauungsplanen und
die Aufstellung von Teilnutzungspldnen, Rechnung
getragen; wegen der Unterbesetzung der zustdndigen
Behorden kommt es dennoch nicht zu der gewtinsch-
ten Beschleunigung des Planungsverfahrens.

Ein weiteres Problem stellen die ungeklirten
Eigentumsiragen dar. In besonderem MaBe sind die
Grundbuchdmter unterbesetzt. Hier fehlen nach wie
vor Rechtspfleger. Aber auch die Amter zur Regelung
offener Vermdégensfragen konnen die Flut der einge-
henden Anitrage kaum bewiltigen. In Magdeburg
gibt es zur Zeit 11 200 Antréage. Daraus resultieren ca.
25 000 Anspruche, wovon 15 000 auf Gebaude und
Grundsticke entfallen. Dies hat zur Folge, daB im
innerstadtischen Bereich von Magdeburg zur Zeit
kein Wohnungsbau méglich ist. Die Stadt weicht nun
aus auf reslilutionsantragsfreie Grundstiicke am
Stadtrand, um dort 800 bis 1 000 Ein- bis Zweifami-
lienhduser pro Jahr zu errichten.

Eine nicht unbetrachtliche Zahl von Mietwohnun-
gen steht dariber hinaus leer und verféllt langsam,
aber sehr sicher. Auch hier sind die Grunde in
ungekldrten Eigentumsverhaltnissen zu suchen.

Mit der bereits in Diskussion befindlichen neuen
Voriahrtsregelung fiir Investitionen hoffen wir auf
cine schnelle Verbesserung der gegenwaértigen Lage.
Wenn diese Hauser kurzfristig wieder dem Woh-
nungsmarkt zugefithrt werden koénnten, konnte die
Stadt Magdeburg, aber auch die Stadt Halle bis zu
50 % ihres Wohnungsfehlbestands — das ist schwach
geschatzt; vielleicht liegt der Prozentsatz sogar noch
hoher — abbauen.

Im Bereich des sozialen Mietwohnungsbaus stehen
auch in diesem Jahr Bundesmittel in Fléhe von 1 Mil-
liarde DM bereit, die schwerpunktmaBig in die
Modernisierung{lieBen sollen. Des weiteren stellt das
Programm Aufschwung Osl jahrlich 700 Millionen
DM fur Investitionszuschisse zur Verfugung, wo-
durch etwa 190000 ModernisierungsmafBnahmen
geforderl wurden.

Auch mit dem 10-Milliarden-Programm der Kredit-
anstalt fir Wiederaufbau wurden bereits 440 000
Wohnungen modernisiert. Allerdings entfallen tiber
80 % dieser MafBnahmen auf die Initiative von Priva-
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ten. Im Bereich der kommunalen Wohnungsgesell-
schaften und -genossenschaften verlauft der ProzeB
eher schleppend. Das mag zum einen an den bisher
ungeklarten Eigentumsverhdltnissen hinsichtlich
Grund und Boden liegen; vor allem ist dies aber auch
auf den Umstand zurtickzufuihren, daB den Kommu-
nen die finanziellen Mittel fehlen.

Wenn aber die Kommunen aus den genannten
Grinden auf langere Zeit nicht in der Lage sind, die
Modernisierung in Gang zu setzen, andererseits
jedoch die Privaten insoweit Eigeninitiative gezeigt
haben, so spricht das meines Erachtens fir eine
weitere Privatisierung von ehemals volkseigenen
Wohnungen und Hdausern, wofiir es im Ubrigen im
Einigungsvertrag ein Gebot gibt.

(Beifall bei der F.D.P.)

Gelegentlich wird eingewendet, dall wegen hoher
Preise und minderer Qualitat lediglich eine geringe
Nachfrage bestiinde. Das konnte an Modellversuchen
jedoch nicht bestdtigt werden. So wurde z. B. in
Dessau-RoBllau eine Privatisierung von ehemals
volkseigenen Wohnungseinheiten erfolgreich abge-
schlossen.

Auch die Auffassung einiger kommunaler Woh-
nungsgesellschaften, vor der Privatisierung musse
erst die Modernisierung der Wohnungen und Flduser
abgeschlossen sein, kann kaum nachvollzogen wer-
den; denn im Hinblick auf die Kaufpreise, die fur
modernisierte Hauser und Wohnungen verlangt wer-
den miBten, wird sich mancher Birger Uberlegen, ob
er nicht gleich ein Eigenheim baut. Im tibrigen ist auch
nicht einzusehen, warum im Osten das Mal der Dinge
die DIN-gerechte Wohnung in bezug auf Warmedam-
mung, Schallschutz sowie verbrauchsabhdngige Ab-
rechnung von Energiekosten sein mull, wenn im
Westen, z. B. hier in Bonn, etliche Wohnungen noch
nicht diesen Standard erreicht haben.

Eine Anregung fur den Erwerb von ehemals volks-
eigenen Wohnungen und Hausern wdre nattrlich der
ErlaB eines Teils der Altschulden, iiberhaupt ein
niedriger Kaufpreis, so dall dem Erwerber gentigend
finanzielle Mittel fir die Modernisierung verbleiben.
Zum Teil wird vorgeschlagen, die Altschulden der
Wohnungsgesellschaften vollig zu streichen, da
ansonsten Mietsteigerungen bis zur Obergrenze
erforderlich seien, um Zinsen und Tilgung zu finan-
zieren, so daB sich die Zahl der Wohngeldberechtigten
erhohen und so der Steuerzahler ohnehin zur Kasse
gebeten wurde. Dies scheint auf den ersten Blick ein
nicht unattraktiver Losungsvorschlag zu sein, doch
hatte die Streichung der Altschulden vor Privatisie-
rung zur Folge, daB die kommunalen Wohnungsge-
sellschaften noch weniger Interesse an einer Verdu-
Berung der Objekte hétten, als es bis jetzt der Fall ist.
Durch den Einigungsvertrag sind die Kommunen
namlich zu Wohnungsmonopolisten geworden. Die-
sen Status mochten sie offensichtlich nicht aufgeben,
zumal eine Reihe von Wohnungsverwaltungen heute
immer noch fest in roter Hand sind. Zirka 30% des
gesamten Wohnungshestandes in Sachsen-Anhalt
sind Neubauten sowie Alt-Neubauten, fiir die eine
Riickiibertragung nicht in Betracht kommt. Dieser
Wohnungsbestand kénnte danach ohne weiteres pri-
vatisiert werden.

Ein sehr trauriges Kapitel ist das Verhalten vieler,
wenn auch nicht aller, ehemaliger Eigentiimer von
Grund und Boden oder Immobilien in den Landern
Ostdeutschlands. In Presse, Rundfunk und Fernsehen
ist schon oft dartiiber berichtet worden. Ich habe solche
Falle in meinem Wahlkreis hautnah. Man braucht
schon viel Geduld und Ruhe, um hier sachlich zu
bleiben. Dies tragt leider nicht zum besseren Ver-
standnis zwischen Ost und West bei. Meinen betrof-
fenen Landsleuten in Ostdeutschland, ob Ein- oder
Zweifamilienhausbesitzer oder Eigenheimbesitzer
auf fremden Boden, mdchte ich von hier aus sagen:
Lassen Sie sich nicht ins Bockshorn jagen. Sie sind
besser geschiitzt, als Sie glauben.

Mit dem zu erwartenden Zweiten Vermdégensande-
rungsgesetz kann ein GroBteil der hier aufgezeigten
Probleme geldst werden. Auch durch die Einsetzung
einer unabhdngigen Expertenkommission zu Fragen
der Wohnungspolitik kann die Voraussetzung ge-
schaffen werden, die noch vorhandenen Hemmnisse
abzubauen. Ich bitte Sie daher, den Antrag der
CDU/CSU- und der F.D.P.-Fraktion zu unterstiitzen.

Danke schon.
(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU)

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren! Jetzt erhalt das Wort unsere Kollegin Frau
Christina Schenk.

Christina Schenk (Biindnis 90/GRUNE): Herr Prési-
dent! Meine Damen und Herren! Die Wohnungssitua-
tion in Ostdeutschland, wie sie zu DDR-Zeiten ent-
standen ist, zeigt, daB die real existent gewesene
DDR-Wohnungspolitik gescheitert ist. Daraus aber
nun zu folgern, das wohnungspolitische Heil fir den
Osten sei auf den Wegen zu suchen, die im Westen
begangen worden sind, ware ebenso verfehlt. In der
BRD wurde eine Wohnungspolitik gemacht, die
immer nur auf eine bestimmte Klientel konzentriert
war, und zwar auf die der Eigentimer und der
Vermieter von Wohnungen.

(Zurufe von der CDU/CSU: So ein Unsinn! —

Dr.-Ing. Dietmar Kansy [{CDU/CSU]: So ein

Quatsch! Wir haben 10 Millionen Sozialwoh-
nungen gebaut!)

— Wunderbar, wunderbar, Thre Reaktion. Ich hoffe,
daB die Burgerinnen und Burger im Osten Deutsch-
lands hier zuhoren und Thre Reaktion far ein Indiz
Ihrer Politik und Ihrer Auffassung zu dieser Sache
halten. Schénen Dank. Wirklich, wunderbar. Schénen
Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
PDS/Linke Liste)

Fir die Mieterinnen und Mieter — und hierbel
handelt es sich schlieBlich um fast 60 % der westdeut-
schen Bevolkerung — war und ist diese Politik immer
mit Unsicherheiten verbunden. Gegentiiber denen, die
auf eine soziale Mietwohnung angewiesen sind, war
und ist sie ausgesprochen frostig. Ich denke, dabB
spatestens jetzt in Anbetracht der Situation, die sich
im Osten anbahnt, die Ursachen der Wohnungsnot im
Westen von der Regierung endlich zur Kenntnis
genommen werden miissen. Die Fehler, dieim Westen
gemacht worden sind, dirfen sich im Osten nicht

()

(D)



(A)

(B)

6894

Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13, Marz 1992

Christina Schenk

wiederholen. Die Wohnungsnot im Westteil der Bun-
desrepublik ist Folge einer Politik, die im sozialen
Mietwohnungsbau nicht eine Dauerlésung, sondern
immer nur ein voriibergehendes Ubel sah, das so
schnell wie méglich durch die Bildung privaten Wohn-
eigentums und durch das weitgehend freie Wirken
marktwirtschaftlicher Mechanismen ersetzt werden
sollte.

(Zuruf von der F.D.P.: Das ist genau der
Punkt!)

Die hier im Westen existierende Wohnungsnot ist
aber ein unleugbarer Beweis daflir, daB es Bereiche
gibt, in denen marktwirtschaftliche Mechanismen ein
véllig untaugliches Mittel sind. Wohnungsbau ist so
ein Bereich. Wenn Marktwirtschait geeignet ware,
wohnungspolitische Probleme zu lésen, dann hétten
wir doch jetzt nicht 44 Jahre nach Grindung der
Bundesrepublik eine solche Wohnungsnot. Es ist mit
den Gesetzen der Logik nicht zu vereinen, das woh-
nungspolitische Desaster zu DDR-Zeiten als Beweis
dafir hernehmen zu wollen, da die westdeutsche
Wohnungspolitik

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau das ist der
Beweis dafur!)

die einzig denkbare und die einzig sinnvolle Lésung
auf diesem Sektor ist.

Die zentrale Saule staatlicher Wohnungspolitik soll
und muBl der soziale Mietwohnungsbau sein, der die
Bereitstellung von Wohnraum fiir den Teil der Bevol-
kerung zu garantieren hat, dessen Mittel nicht ausrei-
chen, sich auf dem freien Markt selbst zu versorgen. Es
war ein gravierender Fehler, daB in der Bundesrepu-
blik die Preis- und Belegungsbindung des sozialen
Mietwohnungsbaus von Anfang an befristet war. Der
Staat hat in der Vergangenheit nicht nur viel zuwenig
soziale Mietwohnungen gebaut, er hat es auch, aus
welchen Grunden auch immer, unterlassen, sich
selbst die Verfigungsgewalt Uiber die von ihm mitfi-
nanzierten Wohnungen vorzubehalten und sie damit
fir ihre Bewohnerinnen und Bewohner zu sichern.
Millionen von Wohnungen, die von Privatunterneh-
men mit Hilfe von zinsginstigen Darlehen oder enor-
men Steuervergunstigungen, also subventioniert,
urspringlich fur einkommensschwache Haushalte
gebaut wurden, sind nach Ablauf der Bindungen in
die Alleinverfligung der Unternehmer gefallen, die
diese dann verkaufen oder teuer vermieten konn-
ten.

Heute wird ein GroBteil der Mittel fir den sozialen
Mietwohnungsbau in den ,dritten Férderungsweg”
gesteckt, bei dem die Wohnungen von Anfang an nur
noch eine Bindung von finf bis zehn Jahren bekom-
men. Damit wird dann der spatere RausschmiB derje-
nigen, die jetzt dort einziehen, bereits vorprogram-
miert.

Im Osten gibt es im Gegensatz zum Westen einen
sehr hohen Bestand an Wohnungen, die in 6ffentlicher
Hand sind. Sie sind heute in der Verwaltung der
Kommunen, der Treuhand oder der Genossenschaf-
ten. Es handelt sich um ca. 3,8 Millionen Wohnungen,
die einen Anteil von 59% am Gesamtbestand der
Wohnungen im Osten ausmachen. Das bietet die,
glaube ich, wohl einmalige Chance, zu einer grund-

sdizlichen Neuorientierung in der Wohnungspolitik
zu kommen. Was aber tut die Regierung? Sie propa-
giert unaufhoérlich die Privatisierung dieser Wohnun-
gen, was nicht nur absolut unredlich ist gegeniiber
potentiellen kaufinteressierten Mieterinnen und Mie-
tern im Osten, sondern auch wohnungspolitisch ver-
heerende Wirkungen haben wird, falls es gelingen
sollte.

Genau das war doch der Fehler im Westen, dalB es
die 6ffentliche Hand versaumt hat, sich einen ausrei-
chend groBen Bestand an Wohnungen aufzubauen
bzw. ihren von Anfang an zu kleinen Bestand schnell
wieder aufgegeben hat. Fiir die Wenigerverdienen-
den stinden mehr Wohnungen zur Verfiigung, und es
hétte auch eine dimpfende Wirkung auf die Preisent-
wicklung auf dem Wohnungsmarkt erreicht werden
koénnen.

Ich denke, daB es absolut nicht einzusehen ist,
warum wir im Osten ebenfalls Opfer der ideologi-
schen Verbohrtheit dieser Bundesregierung werden
sollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
PDS/Linke Liste)

Es wére ein wohnungspolitischer Skandal ersten
Ranges, wenn die Wohnungen im Osten, die noch in
offentlichen Handen sind, nachdem der Versuch, sie
an die Mieterinnen und Mieter zu verkaufen, eindeu-
tig gescheitert ist, jetzt an kommerzielle Unternehmer
verkauft wiirden. Die Mieterinnen und Mieter haben
von der Privatisierung nichts Gutes zu erwarten; dafir
gibt es ja nun Beispiele genug hier im Westen. Aus
preiswerten Wohnungen werden teure gemacht, die
Bevélkerung ganzer Stadtteile wird ausgetauscht,
Menschen verlieren Wohnung und Heimat.

Meine Damen und Herren, wenn ich mir die zwei
anderen Punkte der aktuellen Diskussion ansehe,
ndmlich die verheerenden Folgen des Prinzips der
Riickgabe vor Entschddigung und die Frage der
Altschulden, mit denen die Mieterinnen und Mieter
im Osten ab 1994 belastet werden sollen, dann frage
ich mich, inwieweit Groteskes iiberhaupt noch steige-
rungsfahig ist. Das Gerede von den Altschulden hat
keine andere Wirkung als die zusétzliche Verbreitung
von Angst und Schrecken unter den Bewohnern und
Bewohnerinnen der ehemaligen DDR. Erst macht die
Bundesregierung eine Politik, durch die Millionen
ihren Arbeitsplatz verlieren, und dann geht sie hin
und will bei den gleichen Leuten Schulden kassieren,
die sie nie gemacht haben. Ich fordere die Bundesre-
gierung auf: Horen Sie auf damit! Die Folgen der
Regierungspolitik im Osten sind auch ohne das
schlimm genug. Ich denke nur daran, was das Prinzip
der Ruckgabe vor Entschadigung bereits angerichtet
hat. Es gibt keinen vernlnftigen Grund dafiir, daB
jemand, der sein Eigentum in der DDR verlassen hat
und dann jahrzehntelang ohne dieses Eigentum
gelebt hat und auch nie damit rechnen konnte, es so
bald wiederzubekommen oder tiiberhaupt wiederzu-
bekommen, es denen wegnimmt, die jetzt darin woh-
nen und die es uber Jahre hinweg verantwortungs-
und liebevoll gehegt und gepflegt haben.

(Beifall bei Abgeordneten der PDS/Linke
Liste)
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Dafiir gibt es auch keinerlei moralische Rechtferti-
gung.

Um vorerst Ruhe in die Diskussion zu bringen und
um fiir eine Suche nach einer Lésung Zeit zu gewin-
nen, bringt die Gruppe Biindnis 90/DIE GRUNEN
heute einen Gesetzentwurf zur Verlangerung des
Kiindigungsschutzes fiir Mieter und Mieterinnen
zuriickgegebener Hauser bis zum Jahr 2000 ein. Das
wiirde bedeuten, daB solchen Mieterinnen und Mie-
tern bis zu diesem Jahr 2000 nicht geklindigt werden
darf und daB dann erst die gesetzliche Kindigungs-
frist begédnne. Das wirde bedeuten, daB die meisten
Mieterinnen und Mieter noch acht bis neun Jahre mit
einem halbwegs sicheren Gefiihl in ihren Hausern
bleiben konnten.

Allerdings sind wir nicht der Meinung, daB danach
die Hauser zurlickgegeben werden soliten, in denen
Burgerinnen und Biurger der Ex-DDR wohnen und
leben. Wir Uiberlegen uns, wie erreicht werden kann,
daB es nach Moglichkeit nicht zur Riickgabe kommt,
wie die Riicknahme fiir die Alteigentiimer unattraktiv
gemacht werden kann. Zum Beispiel miiBte iiberlegt
werden, ob ein lebenslanges Wohnrecht fur die jetzi-
gen Bewohner und Bewohnerinnen eingerdaumt wer-
den kann. Eigentum verpflichtet, aber es verpflichtet
nicht dazu, den groBtméglichen Profit daraus zu
schlagen.

Die groBe Gefahr bilden meines Erachtens nicht die
— ohnehin wenigen — Alteigentiimer, die selbst in ihr
altes Haus ziehen wollen. Eine Gefahr bilden auch
nicht die, die ein Mietshaus zurliickfordern und es
weiterhin als Mietshaus nutzen wollen. Hier sind die
Mieter und Mieterinnen durch die relativ eng gefaB-
ten Kindigungsgriinde des BGB geschiitzt.

Gemeingefdhrlich sind hingegen diejenigen, die
Hauser zum Zweck der Spekulation und Umwand-
lung kaufen. Hierin liegt die zweite wesentliche
Ursache der Wohnungsnot in Westdeutschland. Auch
hier missen wir, denke ich, von den Fehlern der
Alt-BRD lernen und solche Umwandlungen mit allen
moglichen Mitteln verhindern, z. B. dadurch, daB den
Kommunen ein Vorkaufsrecht eingerdumt wird und
daB die Kommunen mit den dafur nétigen Mitteln
ausgestattet werden. Hier im Westen werden in jedem
Jahr mindestens hunderttausend meist preiswerte
Mietaltbauwohnungen in Eigentumswohnungen um-
gewandelt. Aus Drei- bis Vier-Zimmer-Altbauwoh-
nungen, in denen friher ganze Familien gewohnt
haben, werden Luxusappartements flir gutverdie-
nende Ehepaare, wobei dieser volkswirtschaftliche
Schwachsinn auch noch vom Staat mit Steuermilliar-
den gefordert wird. Selbst wenn die ehemaligen
Mieter und Mieterinnen nicht mit kriminellen oder
halbkriminellen Methoden aus den Wohnungen ver-
trieben werden — das kommt immer noch oft genug
vor —, geht mit jeder Umwandlung eine preiswerte
Mietwohnung verloren, die nie wieder zu gleichen
Konditionen ersetzt werden kann. Dieser Humbug
kostet die Steuerzahler und Steuerzahlerinnen iiber
4 Milliarden DM jéhrlich. Jede zweite Wohneigen-
tumsbildung in der Alt-BRD betrifft den Erwerb einer
Gebrauchtwohnung. Viele davon sind ehemalige
Mietaltbauwohnungen. Das wird vom Staat unsinni-

gerweise steuerlich genauso hoch geférdert wie der
Bau einer neuen Wohnung.

Meine Damen und Herren, unsere wohnungspoliti-
schen Forderungen fiir den Osten sind klar: Es mis-
sen sehr viel mehr Bundesmittel in die sanierungsbe-
dirrftigen Wohnungenim Osten investiert werden. Die
Kommunen miissen in die Lage versetzt werden, ihren
Wohnungsbestand zu behalten, zu sanieren und zu
vermehren. Mietshduser, die vom Verkauf bedroht
sind, mussen von den Kommunen aufgekauft werden
konnen.

Ein Teil der dazu erforderlichen Mittel ist dadurch
zu gewinnen, dall die steuerliche Eigentumsférde-
rung nach § 10e des Einkommensteuergesetzes, die
von den Menschen im Osten sowieso nicht genutzt
werden kann, ausgesetzt wird. Das wéren immerhin
8,7 Milliarden DM pro Jahr. Grob iiber den Daumen
gepeilt konnte man damit ca. 100 000 Wohnungen
jahrlich im Osten sanieren.

Ich wiederhole deswegen an dieser Stelle meine
Forderung nach einem mindestens zehnjahrigen
Moratorium der steuerlichen Eigentumsférderung
nach § 10e. Auch die steuerliche Subventionierung
des frei finanzierten Mietwohnungsbaus — das sind
immerhin 70 000 DM bis 90 000 DM pro Wohnung —
muf} daraufhin Uberprift werden, ob sie denjenigen
zugute kommt, die am starksten darauf angewiesen
sind.

Ich denke, es geht nicht an, und es ist ein Unding,
daB in einer Zeit, in der im Osten Millionen um ihre
Wohnungen bangen miissen und Tausende in Woh-
nungen leben, die unbewohnbar geworden sind, mit
Steuergeldern weiterhin nur die Besserverdienenden
gefordert werden. , Teilen” hat der Bundesprasident
gesagt. Das ware eine gute Gelegenheit, damit anzu-
fangen.

(Beifall bei der PDS/Linke Liste)

Vizeprasident Helmuth Becker: Ich erteile jetzt
unserem Kollegen Rolf Rau das Wort.

Rolf Rau (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wohnungsbau in
Deutschland: Hoffnung und Zuversicht oder Angste
und Zweifel? Ich glaube, diesen Fragen miissen sich
nicht nur die Bundespolitiker stellen. Alles verneinen,
Frau Schenk, und nichts tun bringt uns auch nicht
voran.

Der Anspruch der Birger auf angemessenen und
bezahlbaren Wohnraum ist eine Frage grundsatzli-
cher Lebensqualitdt. Besonders in den jungen Bun-
desldandern wird deutlich, daB der Verfall der Wohn-
substanz, die nicht vorhandene Infrastruktur und die
nicht vorbereiteten Baupldtze einen Wust an Proble-
men darstellen, den es abzubauen gilt. Hinzu kommt,
daBim Westen Deutschlands die Wohnung einen ganz
anderen Stellenwert hat als in den Landern Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Thiringen, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Brandenburg. Dieser Entwicklung miissen
sich alle Biirger stellen. Das geht nicht reibungslos.

Wir haben in den vergangenen Monaten im Bereich
des Aufschwungs Ost fir den Wohnungsbau viele
Millionen investiert. Insgesamt wurden 1991 allein
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beim Gemeinschaftswerk 758 Millionen DM ausge-
geben: 528 Millionen DM fir Modernisierung und
Instandsetzung, nur 15 Millionen DM fir Privatisie-
rung und 214 Millionen DM fir Zwecke der Stadte-
bauférderung. Weitere 342 Millionen DM wurden mit
der Verwaltungsvereinbarung vom 19. August 1991
uberwiegend in kommunale Investitionen umge-
schichtet, da nicht Giberall die Voraussetzungen gege-
ben waren, sie zweckentsprechend fir den Woh-
nungsbau einzusetzen. Insbesondere bei den Woh-
nungsprivatisierungen wurden diese Mittel frei. Diese
Investitionen werden im Jahre 1992 fortgefuhrt. Wie
Sie wissen, sind die Mittel nicht zu reichlich bemes-
sen. Hier stellt sich eindeutig die Forderung, beson-
ders die MaBnahmen zur Verbesserung der Heizungs-
bauleistungen, der Warmedammung, der Schall-
schutzsanierung und &hnliches auch in den Folgejah-
ren fortzufihren. Diese Entscheidung muB bald {allen,
weil damit besonders fiir das Handwerk eine Produk-
tionssicherheit und fir die Blirger eine Finanzierungs-
sicherheit gegeben werden miussen.

Diese Forderungsmittel sind unbedingt notwendig,
um den Weg der Verbesserung der Wohnsubstanz fir
die Mieter, aber auch fir die kaufwilligen Birger zu
ebnen, damit im Rahmen der Privatisierung ertrégli-
che Kaufpreise entstehen und somit Voraussetzungen
geschaffen werden, um die Fragen der Altschulden
auch ablosbar zu gestalten.

Wie Sie wissen, beschéftigt uns das Thema Alt-
schulden schon seit Gber einem Jahr. Dabei hat sich
hierbei der Erkenntnisproze aus den ersten Forde-
rungen nach einer Entschuldung gegen Null zu einer
realisierbaren Losung und Teilentschuldung variabel
gestaltet.

Herr Seifert, man mulBl dabei auch bedenken: Die
Wohnungsbaukredite sind ja um den Preis der Bela-
stung der Spareinlagen der Blrger entstanden. Das
kann man nicht einfach vom Tisch wischen.

Altschulden miissen objektkonkret errechnet bezie-
hungsweise fixiert werden. Das ist die erste Voraus-
setzung.

Des weiteren mul3 zweitens im Rahmen der Privati-
sierung fir den zukunftigen K&ufer die Altschuld
abgelost sein; das heiBt, sie bildet im Rahmen des
Verkaufs entsprechend ihrer Hohe eine Schlusselfi-
gur. Warum sollte zum Beispiel der Kredit nicht
gleichzeitig der Kaufwert sein?

Drittens muB der Druck auf den Kommunen und
gegebenenfalls auf den Genossenschaften verblei-
ben, damit Anstrengungen unternommen werden, die
Effizienz der Wohnungswirtschaft zu erhéhen.

Viertens mub straff daran gearbeitet werden, die
uberdurchschnittlich hohen Betriebskosten durch
bauliche Verdnderungen zu reduzieren, um die Mog-
lichkeit einzurdumen, den Kapitaldienst zu bedienen
beziehungsweise die Sanierung zu finanzieren,

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!)

um in Verbindung mit erhohter Wohnqualitat die
Grundmieten anzupassen.

Hinzu kommen sollten weiterhin die Méglichkeiten
der Bundesunterstiitzung entsprechend dem Gemein-
schaftswerk ,, Aufschwung Ost* — 7 000 DM {iur den

Birger plus 1 500 DM fir jedes weitere Familienmit-
glied. Die Teilentschuldung sollte in Zusammenarbeit
mit den Ldndern — so wie es vom Bund vorgeschlagen
wird — weiter begleitet werden.

DaBl diese Losung auf fruchtbaren Boden fallt,
mochte ich am Beispiel der Stadt Frohburg verdeutli-
chen. 1968 wurden 60 Wohnungen in Frohburg als
Typ .Brandenburg” gebaut; das ist eine 0,8 Mega-
pond-Leichtbeton-Bauweise. Es sind 30 Zweiraum-
wohnungen a 46 qm und 30 Zweieinhalbraumwoh-
nungen mit 60 gqm gebaut worden. Die Diskussion zur
Privatisierung des gesamten Blocks wurde im Marz
1991 begonnen.

Nach sechs Phasen der Gesprdache zwischen Bir-
gern, Bauleuten und dem Rat der Stadt ist der heutige
Stand so, daB von den 60 Wohnungen 52 Mieter ihre
Wohnungen kaufen wollen. Die Sanierungsarbeiten
sind vereinbart und in den ersten Wohnungen bereits
beendet worden. Der Gesamtabschlufl der Sanierung
erfolgt im Juni 1992. Der Kaufpreis von 850 DM/qm
beinhaltet im Durchschnitt pro Wohnung 10 000 DM
Altkreditbelastung und den Bodenpreis, der von der
Kommune zu giinstigen Bedingungen veranschlagt
worden ist.

Jeder Biirger, der dort eine Wohnung kaufen wollte
—ich konnte mich davon lberzeugen —, ist heute
zufrieden, obwohl es flirihn eine grofe Belastung war,
innerhalb von sechs Wochen den Innenraum seiner
Wohnung bei gleichzeitiger Wohnungsnutzung um-
bauen zu lassen.

Hier ist ein Beispiel dafir gegeben, wie durch
Initiative der Stadt unter Mitwirkung der Blrger eine
verniinftige Eigentumslésung erreicht wurde. Ahnli-
ches hore ich von Pegau, und auch in anderen Stdadten
meines Wahlkreises lauft die Vorbereitung zu weite-
ren Privatisierungen.

Ich bin der Auffassung, daf} diese positiven Signale
genauso hierher gehéren, weil dies verdeutlicht, daB3
mit personlichem Engagement vieles 1gsbar ist. Dies
zeigt aber auch, daB dort, wo Verantwortliche den
Kopf in den Sand stecken, die Probleme bleiben. Das
ist eine Haltung, die ich nicht vertreten kann.

Wichtig ist dabei, daBl auf Antrag die Kommunen
jetzt auch die Verkaufserlose den Wohnungsbauge-
sellschaften iibertragen konnen. — So die Information
aus dem Bauministerium. Bisher war das Festhalten
an Verwahrkonten nicht besonders hilfreich.

Weil die angedachten Uberbriickungshilfen wohl
noch nicht auf fruchtbaren Boden fallen, ist es erfor-
derlich, um den wohnungswirtschaftlichen Bereich zu
bewegen, dafl man dort, wo die Finanzmittel schwach
sind, durch Anschubkredite Bewegung schafft. Denn
die Uberbriickungskredite helfen nur dort, wo die
Kommunen nicht schon iber die MaBlen belastet sind.
Ein Drittel Kreditzuwachs bedeutet ja immer, dal die
Kreditfahigkeit der Kommunen noch gewdahrleistet
sein muBte. Insofern meineich auch, daB man tiber die
gesamte Dimension der Wohnungsbauforderung und
die altbewdhrten Methoden nachdenken mul}, um
weilere konstruktive Entwicklungsmoéglichkeiten zu
schaffen.
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Keiner hat das Ei des Kolumbus entdeckt, aber die
Situation zwingt uns, alle Méglichkeiten der Forde-
rung des Wohnungsbaus auszuschopfen, um den
Wohnungsbau im Osten — natiirlich gilt dies auch fir
die alten Lander — zu beschleunigen. Warum sollte
man die Forderbedingungen nichtrigoros andern und
von der Objektforderung auf die Personenforderung
orientieren? Um Alternativen zu schaffen, mufl mit
dem Neubau begonnen werden. Das bedeutet, dal3
die Genechmigungsverfahren nicht — wie man es
teilweise erleben kann — verkompliziert werden und
Investoren darum bitten mussen, daB ihnen geholfen
wird, sondern daB die Moglichkeit der Begleitung von
bereitwilligen Investoren eine neue Qualitdt erféhrt.

Dabei mochte ich noch einen Punkt ansprechen, der
in den einzelnen Landratsémtern immer mehr an
Bedeutung gewinnt. Irritiert, teilweise begiinstigt
durch die geplante Kreisreform, wird es fast nicht
mehr leistbar, den Sturm von Bauantrdgen zu bear-
beiten. Wenn im Landratsamt Leipzig im Januar und
Februar 1 000 Antrdge eingegangen sind, so ist das fir
die Zuversicht des Bauens etwas Hervorragendes.
Gleichzeitig missen die Arme gehoben werden, weil
die Genehmigungsverfahren unter den besonderen
Bedingungen nicht geleistet werden konnen. Das ist
deprimierend fir die Menschen, fir die Bearbeiter
und far die Investoren und Hduslebauer.

Hier sollte man einfach — in dem Zusammenhang
sind nattrlich auch die Landesregierungen gefordert
—dartiber nachdenken, ob nicht weniger bedeutsame
Objekte, beispielsweise WiarmeddmmmalBnahmen
und ahnliches, in den Kommunen direkt entschieden
werden. Auch von den Kreisen aus den alten Bundes-
landern konnte Amtshilfe geleistet werden, um diese
Probleme vor Ort zu lésen. Partnergemeinden und
Landratsamter sollten aufeinander zugehen.

Trotzdem gestaltet es sich erfreulich, daB die Inve-
stitionen je Einwohner in den neuen Ldndern im
Vergleich zu den alten Ldndern bereits Ende 1991
immerhin auf 50 % gesticgen sind. Wenn man das
nach Bauauftrdgen sortiert, dann stellt man fest, daB3
im zweiten Halbjahr 1991 in den neuen Bundeslan-
dern je Einwohner im Durchschnitt fast ebenso viele
Bauauflrdge vergeben wurden wie in Westdeutsch-
land. Das bedeutet, um die Zahl zu nennen, fir den
Ostenimmerhin ein Auftragsvolumen von 180 DM pro
Einwohner und fir den Westen von 200 DM pro
Einwohner.

Dabei mochte ich noch einmal unterstreichen, daf3
bei der Privatisierung der Treuhandbetriebe im Bau-
wesen ein Fortschritt zu verzeichnen ist, aber noch
nicht die Forderung erreicht ist, bis zum 31. Marz alle
Baubetriebe zu privatisieren. Hier muBl noch einmal
— um es locker zu sagen — Gas gegeben werden.

Lassen Sie mich bitte noch eine Bemerkung zu den
Baupreisen machen. 1991 stiegen die Baupreise,
bedingt durch den Personalkostenanstieg, die Ver-
teucrung des Transports, auch durch die gestiegene
Transportentfernung und Baumaterialkosten, um 7 %.
Bedenken wir den Einsatz der Foérdermittel oder die
Kreditlasten, so gilt: Je eher und schneller das Bauen
realisiert wird — gleich ob bei der Privatisierung,
der Reparatur oder dem Neubau —, desto billiger
wird es.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren, jetzt erhéalt unsere Kollegin Frau Iris Gleicke
das Wort.

Iris Gleicke (SPD): Herr Prdsident! Meine Damen
und Herren! Sie wissen alle, dafl der brandenburgi-
sche Mieterbund gestern eine Grofikundgebung in
Bonn durchgefihrt hat. Diejenigen, die sich wie ich
der Diskussion mit den Betroffenen gestellt haben,
werden mir in der Feststellung beipflichten, daB die
Stimmung emotional auBerordentlich aufgeheizt
war.

Warum war es so, dal} die Leute teilweise gar nicht
mehr zuhdren wollten? Ich glaube, sie fiihlen sich von
der Bonner Politik im Stich gelassen. Vieles von dem,
was so mancher Ostabgeordnete hier vorgetragen hat,
ist schon als polemisch abqualifziert worden. Deshalb
war es gut, daB die Betroffenen nach Bonn gekommen
sind und auf ihre Situation aufmerksam gemacht
haben. Wir reden hier iiber fehlende Wohnungen, wir
hantieren mit abstrakten Zahlen und Fakten. Aber
dahinter stehen Schicksale von Menschen und Fami-
lien.

Es war gut, daB Vertreter aller Fraktionen und
Gruppen versucht haben, den Menschen ihre politi-
schen Positionen zu erlautern, auch wenn ich das
Gefiihl nicht loswerde, daB3 sie von der Ernsthaftigkeit
mancher Bemiithungen nicht iberzeugt werden konn-
ten.

Die Menschen im Osten wissen sehr wohl, daB die
Mieten nicht fiir immer und ewig auf dem jetzigen
Niveau gehalten werden koénnen. Aber sie haben
Angstvor Mieten, die sie nicht mehr bezahlen kénnen.
Ist diese Angst so unbegriindet? Die Unsicherheit ist
schr groB. Zwar bekennen sich alle Fraktionen dazu,
daB die Mieten im Osten erst dann angehoben werden
diirfen, wenn die realen Einkommen gestiegen sind.
Aber so schnell steigen die Einkommen fur die breite
Masse nicht.

Was in bedngstigendem MaBe steigt, sind die
Arbeitslosenzahlen. Von daher ist es eine Illusion, zu
glauben, dall die Wohnungsunternehmen in absehba-
rer Zeit ihre Aufgaben durch Mieteinnahmen finan-
zieren konnten. Sie haben jedoch drei sehr wichtige
Aulgaben.

Erstens miissen sie dafur sorgen, dall zumindest die
Bausubstanz erhalten bleibt. Sonst gehen die Hauser
einfach kaputt.

Zweitens missen sie investieren, um die Betriebs-
kosten zu senken. Das tdte auch der Umwelt gut.

Drittens missen sich die Unternehmen auch dem
Neubau von Wohnungen widmen. Allein im Osten
fehlen 1 Million Wohnungen.

Ich frage mich, wie die Unternehmen angesichts
ihrer driickenden Schuldenlast diesen Aufgaben
gerecht werden sollen. Wer den Menschen ihre Angst
vor Mietsteigerungen nehmen will, wer die Woh-
nungsnot beheben will, muB ein tberzeugendes Kon-
zept zur Losung der Altschuldenproblematik vorle-
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gen. Das hat die Bundesregierung bisher mnicht
getan.

(Beifall bei der SPD)

Wir Sozialdemokraten reden nicht einer generellen
Entschuldung das Wort. Wir halten es allerdings fir
selbstverstandlich, daB alle Schulden gestrichen wer-
den, die nicht direkt im Wohnungsbau angefallen
sind. Das betrifft Kindergarten, Einkaufszentren
usw.

Wir fordern eine substanzgerechte Zuordnung. Das
heifit im Klartext: Der Wert der Wohngebaude wird
ermittelt; die Gber diesen tatsachlichen Wert hinaus-
gehenden Schulden werden gestrichen.

Zusatzlich fordern wir, daB die verbleibende Rest-
schuld zu einem niedrigen Zins und mit einer niedri-
gen Tilgung, die an die jeweilige Entwicklung ange-
palBt werden kann, zuriickgezahlt wird.

Zu verbinden sind diese MaBnahmen mit einer
Belegungsbindung wie im sozialen Wohnungsbau,
welcher sich besonders wiahrend der Nachkriegszeit
in der Bundesrepublik bewahrt hat.

Erst wenn diese Voraussetzungen erfiillt sind, wer-
den Uberbriickungshilfen sinnvoll greifen kénnen.
Dann haben die Wohnungsunternehmen die reale
Chance, liquide und damit auch unternehmerisch
tatig zu werden. Das kostet Geld.

Ein Kassensturz der Bundesregierung ist iberfallig.
Mit der Umverteilung von unten nach oben nach
Mollemannscher Manier muf3 endlich SchiuBl sein.
Meine Damen und Herren von der Koalition, machen
Sie endlich IThre Hausaufgaben. Machen Sie sich in
der Frage der Altschulden endlich unsere Vorstellun-
gen zu eigen. Wenn wir schon einmal dabei sind: Das
gilt auch fiir den von Thnen scheinbar so unverdrossen
verfochtenen Grundsatz ,Riickgabe vor Entschddi-
gung”. Macht es denn nicht zumindest die Christde-
mokraten und die Christlich-Sozialen in der Koalition
nachdenklich, daB sich gestern auch die katholische
Bischofskonferenz unserer Meinung in dieser Frage
angeschlossen hat?

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Die Koalition

der Ahnungslosen! — Zuruf von der CDU/

CSU: Lassen Sie das immer gelten, was die
Bischofskonferenz sagt?)

Ich glaube fast, viele von Thnen sind langst nachdenk-
lich geworden. Ich glaube, Sie halten an Ihrem Ruck-
gabeprinzip nur noch deshalb fest, weil Sie meinen,
einen Weg eingeschlagen zu haben, auf dem es kein
Zuriick mehr gibt. Dafiir sprechen zumindest die
AuBerungen von Kurt Biedenkopf in der Haushalts-
debatte des Sachsischen Landtages. Dort hat der
sdchsische Ministerprasident ndmlich gesagt, die
Eigentumsregelung sei nicht mehr umkehrbar, weil
die Privatisierung schon zu weit fortgeschritten sei
und weil die Umkehr des Prinzips zu einem Fall fur das
Bundesverfassungsgericht wtrde. Er hat ubrigens
auch gesagt, die CDU sei bei der Erorterung des
Themas vollig offen gewesen. Die Bundes-F.D.P. habe
jedoch eifersiichtig darliber gewacht, daff sich im
Bundestag keine koalitionsubergreifende Mehrheiten
gegen den von ihr favorisierten Grundsatz finden.

Wenn das stimmt, dann haben die Menschen im
Osten also deshalb Angst vor den Alteigentimern,
weil sich die Union den Eigentumsideologen der
F.D.P. gebeugt hat.

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Ist fir Sie
Privateigentum Ideologie?)

Meine Damen und Herren von der Union, kénnen
Sie eigentlich noch ruhig schlafen? Sie kénnen doch
wohl nicht gewollt haben, daB Deutsche von Deut-
schen aus Wohnungen und Hdausern vertrieben wer-
den, die sie Jahrzehnte bewohnt haben, die sie unter
schwierigen Bedingungen und mit viel Liebe und
Aufwand instandgehalten haben.

Meine Damen und Herren von der F.D.P., stehen Sie
denn eigentlich noch hinter Ihrer damaligen Entschei-
dung? Vor einiger Zeit hat ja auch der Kollege Solms
gedubert, eine Umkehrung dieses Prinzips in ,Ent-
schddigung vor Rickgabe” sei heute nicht mehr
mdglich.

Geht das denn in dieser Koalition nur nach dem
Motto ,Wenn das Kind einmal in den Brunnen gefal-
len ist, braucht man sich auch nicht mehr die Mtihe zu
machen, es wieder herauszuholen”?

Wenn Sie nicht endlich eingestehen, dal hier ein
katastrophaler Fehler schnellstens rickgéngig ge-
macht werden muB,

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Ist Ihnen klar,
was die Umkehrung bedeuten wirde?)

dann werden noch viele Kinder in den Brunnen
fallen.

Mit Threr Politik riskieren Sie, daB} eine grofie Zahl
von Menschen im Osten in die Obdachlosigkeit
abgleitet. Ob das geschieht, weil die Miete nicht mehr
bezahlbar ist oder weil der Alteigentumer seine
Anspriche geltend gemacht hat, spielt dann fast
schon eine untergeordnete Rolle, weil der Effekt in
beiden Fdllen derselbe ist. Wo sollen die Menschen
hin? Wo sind die bezahlbaren Wohnungen?

In meiner Heimat Thiiringen stellt sich die Situation
wie folgt dar: Dort sind die Wohnungsunternehmen
mit 6 Milliarden DM verschuldet. Rickiibertragungs-
anspriche lasten auf jeder zehnten Wohnung, die von
einem Wohnungsunternehmen verwaltet wird. Das
sind insgesamt 40 000 Wohnungen. Bei ganzen Neu-
baugebieten bestehen ungeklarte Eigentumsverhdlt-
nisse. Uber 10 000 Wohnungen in Thiringen stehen
wegen nicht gekldrter Eigentumsverhaltnisse und
Ruckibertragungsansprichen leer. Das ist ein un-
glaublicher Skandal.

Glaubt irgend jemand von IThnen, daB die Stimmung
in Thiringen besser ist als in Brandenburg? Frau
Schwaetzer, Sie haben gestern etwas von dieser
Stimmung mitbekommen.

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Ein desinfor-
mierter Mob war das!)

Wir erleben das zu Hause in Biirgersprechstunden, auf
Veranstaltungen und auch in dem normalen StraBen-
gesprach jeden Tag.

Ich habe mich aufrichtig dariiber gefreut, daB3 Sie
erklart haben, der Schutz vor Eigenbedariskiindigun-
gen, wie er im Einigungsvertrag festgelegt ist, misse
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verldngert werden. Ich spreche Thnen den guten
Willen nicht ab; aber mit einer Salamitaktik werden
Sie nicht weit kommen. Es reicht nicht, diesen Kiindi-
gungsschutz scheibchenweise zu verldngern. Die
Menschen brauchen Sicherheit.

(Zuruf von der SPD: Planungsklarheit!)

Ihnen liegt ein Gesetzentwurf meiner Fraktion vor,
durch den der Eigenbedarfskiindigungsschutz bis
zum Jahresende 1997 verléngert wird. Es ist nun
wirklich nicht damit zu rechnen, da3 die Grunde, aus
denen heraus diese Sonderregelung seinerzeit in den
Einigungsvertrag aufgenommen wurde, vor diesem
Zeitpunkt hinfédllig geworden sind. Gemeint sind
Wohnungsmangel und die soziale und wirtschaftliche
Situation der Menschen.

Verlangern wir diese Regelung nicht, dann wird ein
Verdrangungsdruck einsetzen, der einer Katastrophe
gleichkommt. Dann werden Menschen aus ihren
Wohnungen vertrieben, ohne auch nur die geringste
Aussicht zu haben, eine neue zu finden.

Meine Damen und Herren, wir sind gestern von den
betroffenen Menschen eindringlich zur parteitiber-
greifenden Zusammenarbeit aufgefordert worden.
Fangen wir heute damit an. Ich bitte Sie um Thre
Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf.

Vielen Dank fiur lhre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren, jetzt erhdlt unser Kollege Peter Gotz das
Wort.

Peter Gotz (CDU/CSU): Herr Préasident! Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Frau Kollegin Gleicke,
es ist unstrittig, da mehr neue Wohnungen in ganz
Deutschland gebaut werden mussen. Wenn wir heute
uber Wohnungsmarkt reden, so sollten wir versuchen,
ohne Polemik griindlich zu analysieren und hieraus
die Konsequenzen zu ziehen.

Es ist doch zundchst erfreulich, festzustellen, dafB3
sich durch den stetigen Einkommenszuwachs der
vergangenen Jahre in der alten Bundesrepublik heute
viele Menschen gréere Wohnungen leisten kénnen.
Obwohl im Zweiten Weltkrieg 21 % aller Wohnungen
zerstort wurden, gehort Westdeutschland inzwischen
mit iber 36 Quadratmetern pro Einwohner, Herr Con-
radi, zu den bestversorgten Regionen der Welt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)
Allein unsere sehr dynamische Wohlstandsentwick-

lung erfordert jahrlich Hunderttausende neuer Woh-
nungen.

(Peter Conradi [SPD]: Das war absehbarl!)
— Damit unterstreichen Sie eigentlich nur, daB Sie in
der Vergangenheit immer gewulBlt haben, dafl die

hervorragende Politik der CDU-gefiihrten Regierun-
gen dazu beitragt, dafl wir mehr Wohlstand haben.
(Zustimmung bei der CDU/CSU — Peter
Conradi [SPD]: Ihre Regierung von 1972 bis
1982, das war eine ganz starke ,CDU-Regie-
rung”!)
— Das wird es wohl wahrscheinlich gewesen sein.

Eine zweite Ursache, die Sie offensichtlich noch
immer nicht richtig zur Kenntnis nehmen wollen, ist
die Tatsache, dafB} jéhrlich mehrere Hunderttausend
neue Birger als Aus-, Uber- oder Umsiedler sowie als
Asylsuchende nach Deutschland — nach West wohl-
gemerkt — ziehen. Deshalb sollten Sie sich von der
SPD fragen, ob Sie durch Ihre Verweigerungshaltung
in der Asylfrage nicht ein hohes Mal an Verantwor-
tung mit dafur tragen, dal Menschen unter Mi3brauch
unseres Asylrechts in unser Land gelockt werden und
die angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt
zusatzlich belasten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. —
Zuruf von der SPD: Eine seltsame Logik, die
Sie hier entwickeln!)

Es ist erfreulich, festzustellen, dal zumindest einige
in Threr Partei — offensichtlich auch Ihr Fraktionsvor-
sitzender — nun auf Druck ihrer Oberbirgermeister
und Burgermeister wohl erkannt haben, dafl im Hin-
blick auf Europa eine Ergdnzung von Art. 16 unum-
ganglich wird.

(Achim GroBmann [SPD]: Wir sind hier doch
nicht in Baden-Wirttemberg!)

Bitte geben Sie auch im Interesse vieler Wohnungs-
suchender Ihre Blockadehaltung in dieser Frage mog-
lichst bald auf!

(Otto Reschke [SPD]: Die Asylsuchenden
wohnen in Sozialwohnungen?)
— Auch sienehmen am Wohnungsmarkt Wohnungen
weg.
(Otto Reschke [SPD]: Sie haben aber ver-
dammt Ahnung vom Wohnungsmarkt!)

Wir alle wissen auch, dafl Fluchtbewegungen nicht
auf Knopfdruck abgestellt werden konnen. Das wis-
sen wir. Wir wissen aber auch, Herr Conradi, daf auf
Knopfdruck keine fertigen Wohnungen produziert
werden kénnen. Deshalb ist Ihre Verweigerungsstra-
tegie bei der Verabschiedung des Steuerdnderungs-
gesetzes und Thr Taktieren zu Lasten der Wohnungs-
suchenden im Bundesrat in diesem Jahr genauso
unverstandlich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Sie haben monatelang die notwendigen Verbesse-
rungen der steuerlichen Eigentumsforderung beim
Wohnungsbau blockiert und damit Investitionsent-
scheidungen Privater zuriickgehalten.

Vizeprasident Helmuth Becker: Kollege Gotz,
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen
Reschke?

Peter Gotz (CDU/CSU): Aber herzlich gern, Herr
Reschke.

Otto Reschke (SPD): Herr Kollege Gotz, sind Sie
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daB vor Anderung der
Eigentumsforderung im Herbst vergangenen Jahres
im Steuerdnderungsgesetz die Eigentumsférderung
schon mit einem Minus von lber 25% in den Keller
gefahren wurde, und zwar mit ihren alten Mitteln?

Peter Goétz (CDU/CSU): Herr Kollege, exakt des-
halb ware es richtiger gewesen, lhre Verweigerungs-

(€

(D)



(B)

6900

Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 83. Sitzung. Bonn, Freitag, den 13. Mirz 1992

Peter Gotz

strategie nicht noch weiter fortzusetzen und ein Vier-
teljahr oder vier Monate lang die Entwicklung zu
blockieren.

(Zuruf von der SPD: Sie wollen doch eine

ganz andere Szene, auch in Baden-Wirttem-

berg! Deshalb machen Sie hier den Regie-
rungssprechert!)

— Ichmache hier mit Sicherheit nicht den Regierungs-
sprecher. Ich muB Thnen aber den Vorwurf machen,
daB Sie monatelang Wohnungsbauentwicklungen
blockiert haben. Es wére kluger gewesen, vor der
eigenen Tur mit dem Kehren zu beginnen, bevor
krampfhaft Vorwiirfe an die Bundesregierung oder an
die Koalitionsfraktionen konstruiert werden.

Meine Damen und Herren, die soziale Wohnungs-
marktwirtschaft hat sich in der Vergangenheit gut
bewdhrt. Auf Grund der verdnderten Rahmenbedin-
gungen wurden in den letzten Jahren durch die
Bundesregierung laufend Initiativen ergriffen, die
unter Berticksichtigung der finanziellen Gesamtver-
antwortung des Bundes die Situation auf dem Woh-
nungsmarkt in Ost und West deutlich spurbar verbes-
sern. Ich erinnere nur an das wohnungspolitische
Konzept. Frau Ministerin Schwaetzer hat die Einzel-
heiten ausgefiihrt. Ich will das nicht wiederholen.

Im sozialen Wohnungsbau wurden die Bundesmit-
tel (West) fur 1992 um 240 Millionen DM aut 2 Milli-
arden aufgestockt und fir Ballungszentren jahrlich
zusdtzlich 700 Millionen DM aufgelegt. Wenn die
SPD-regierten Bundesldnder fordern, die Bundes-
finanzhilfen zur Férderung des sozialen Wohnungs-
baus von jetzt 2,7 Milliarden DM auf 4,8 Milliarden
DM festzuschreiben und wenn Sie, Herr Groffimann,
heute 5 bis 6 Milliarden jéhrlich fordern, so palit dies
zum konfusen Zickzackkurs Ihrer Partei.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. —
Achim GroBmann [SPD]: Das ist ja pein-
lich!)

Einerseits in der Steuer- und Abgabenpolitik blok-
kieren, gleichzeitig die Staatsverschuldung kritisie-
ren und im selben Atemzug Milliardenforderungen an
den Haushalt stellen —das ist nicht nur eine Frage der
Seriositat.

(Iris Gleicke [SPD]: Es ist doch nur eine
Umverteilung!)

Der Vorschlag, Herr Conradi, Milliardenbetrdge aus-
schlieBlichin den sozialen Mietwohnungsbau zu pum-
pen, ist auch unsozial. Ich begrinde dies. Um 7 DM
oder 7,50 DM pro Quadratmeter Miete verlangen zu
koénnen, mibte der Staat im ersten Forderungsweg,
wie er in Nordrhein-Westfalen praktiziert wird, ein
zinsloses Darlehen von etwa 250 000 bis 300 000 DM
pro Wohnung geben, in Ballungszentren wie Min-
chen erheblich mehr; dort geht es um GroBenordnun-
gen von 400 000 bis 500 000 DM.

Meine Damen und Herren, das kénnen und sollten
wir uns als Staat und Treuhdnder des Steuerzahlers
auf Dauer nicht leisten. Es ist auch in hochstem MafBe
unsozial, denn nur wenige aus der langen Schlange
der Wohnungssuchenden kommen in den Genul
einer neuen Sozialwohnung, oder anders ausge-

drickt, nur wenige gewinnen das groBe Los der
Sozialwohnungslotterie.

Wo liegt denn die soziale Gerechtigkeit, wenn ein
Polizist oder eine Krankenschwester um 100 oder
200 DM iber der Einkommensgrenze liegen und sich
auf dem privaten Wohnungsmarkt zu doppelt und
dreimal so hohen Mieten versorgen missen?

Sicher brauchen wir, um die sozialpolitischen Auf-
gaben der Wohnungsversorgung in einigen schwieri-
gen Bereichen 16sen zu kénnen, auch in Zukunit den
sozialen Wohnungsbau, aber bitte flexibler und in
vertrdglichen Maflen. In Baden-Wiirttemberg wird
z. B. der dritte Forderweg erfolgreich praktiziert und
fihrt zu wirkungsvollen Ergebnissen. Dieses Instru-
mentarium der vertraglich vereinbarten Forderung
bietet Landern und Kommunen mehr Flexibilitat und
damit die Moglichkeit, auf unterschiedliche Situa-
tionen am Wohnungsmarkt angemessen zu reagie-
ren.

Um die veranderten Rahmenbedingungen und Her-
ausforderungen auf dem Wohnungsmarkt auch in
Zukunft sozial, treffsicher und effektiv umsetzen zu
konnen, ist es sechr wohl begrindet, Herr GroBmann,
dic Forderung zu erheben, die ganze Breite des
Wohnungsbaus zu tberprifen.

(Achim GroBmann [SPD]: Aber doch nicht
drei Jahre lang!)

Wir sollten durchaus den Mut haben, dazu auch den
Sachverstand von Experten in Anspruch zu neh-
men,

(Franz Miuntefering [SPD}: Was haben Sie

denn bis jetzt gemacht? — Peter Conradi
[SPD]: Das haben Sie bisher wohl nicht
gemacht!)

Was wir dringend brauchen, ist bei der angespann-
ten Finanzlage unseres Haushalls erstens die Aktivie-
rung des vorhandenen privaten Kapitals fir den
Wohnungsbau. Die dazu erforderlichen Investitions-
entscheidungen sind nicht nur von der Nachirage,
sondern auch von der Rendite und der Rentabilitat
abhdngig. Bei Kostenmieten zwischen 30 und 40 DM
pro Quadratmeter und auf dem Wohnungsmarkt
erzielbaren Mieten von der Halfte lassen sich Investo-
ren nicht so leicht gewinnen und halten sich zuriick.
Insofern wird hier die 6ffentliche Hand in Zukunft
helfend eingreifen miissen. Nur wenn es gelingt,
privates Kapital wieder ftir den Wohnungsbau zu
aktivieren und zu gewinnen, haben wir eine Chance,
der Problemlosung ndherzukommien.

Die notwendige Steigerung des Wohnungsbaus
wird nur gelingen, wenn geniigend preiswertes Bau-
land zur Verflgung steht. Ich denke, das ist hier in
diesem ITause unstrittig.

Ein drittes und meines Erachtens nicht unwesentli-
ches Thema kommt hinzu: die Baupreise. Wenn wir
wissen, daBl wir in Deutschland gegeniiber anderen
europdischen Landern wesentlich teurer bauen, so
sollte dies auch zum Nachdenken AnlaB geben. Ich
will nicht der Billigstbauweise das Wort reden. Aber
wir sollten selbstkritisch darangehen, iiber eine Ent-
rumpelung von vielleicht tberholten Baunormen,
gesetzlichen Vorschriften und Verordnungen nachzu-
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denken, um prozeBbedingte mehrjahrige Verzége-
rungen beim Wohnungsbau zu vermeiden.

Fir den Bund konnte dies die von uns vorgeschla-
gene Expertenkommission mit iilbernchmen. Wir soll-
ten aber auch versuchen, die Lander davon zu {iber-
zeugen, den Abbau von biirokratischen Hemmnissen
bei den Landesbauordnungen und anderen Bauvor-
schriften der Lander ebenfalls anzugchen. Auch dies
wdre ein Beitrag, damit Bauen wieder finanzierbar
wird und Mieten bezahlbar werden.

Wir sehen: Die kunftigen Ilerausforderungen im
Wohnungsbau lassen sich nur gemeinsam in Bund,
Landern und Gemeinden losen. Versuchen wir es
doch auch hier im Interesse der Wohnungssuchenden
gemeinsam!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizeprdsident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren, es liegen im Moment noch zwei Wortmeldun-
gen vor. Ndchster Redner ist unser Kollege Dr. Ulrich
Janzen.

Dr. Ulrich Janzen (SPD): Herr Prasident! Meine
Damen und Herren! Vor ungefdhr einem Jahr haben
wir hier in diesem Saal auf Antrag der SPD-Fraktion
eine Aktuelle Stunde zum Thema Wohnungspolitik
durchgefihrt. In dieser Beratung habe ich Ihnen, Frau
Ministerin, gesagt, daB ich Thre Leistungen und die
Ergebnisse Threr Tatigkeit in der damals fur Sie neuen
Funktion am Ende der Legislaturperiode in erster
Linie daran messen werde, was Sie im Bauen fir die
neuen Ldnder getan haben.

Sicher ist es legitim, schon nach einem Jahr eine
Zwischenbilanz zu ziehen. Das Osterzeugnis 1992
scheint mir nach den bisher in dieser Debatte verge-
benen Noten nicht besonders gut auszufallen. Ich
glaube aber, es ist sicherlich besser, man wird frih-
zeitig Uber seine Leistungen informiert, damit man
sich gegebenenfalls verbessern kann

(Beifall bei der SPD)

und damit man auch frithzeitig gewarnt ist, wenn man
das Klassenziel doch nicht erreicht.

Frau Ministerin, Sie haben das Gluck, im Bundestag
mit einem Ausschufl zusammenzuarbeiten, der in
seinen Auseinandersetzungen durch ein hohes MaB
an Sachlichkeit geprédgt ist und konstruktiv auf die
Entwicklung Einflufl nimmt. Die Losung der Aufga-
ben besonders in den neuen Bundeslandern zwingt
oftmals zum SchullerschluB uber die Fraktionsgren-
zen hinweqg. Wenn Sie sich dieser Arbeilsweise
anschlieBen, sind Sie gut beraten.

Im Grunde ist es allerdings bedauerlich, daB wir uns
hier im Plenum schon wieder mit der Thematik
Wohnungsbaupolitik auseinandersetzen miissen,
statt auf der Grundlage richtiger Konzepte die Ent-
wicklung jetzt nur begleitend beobachten zu brau-
chen. Nattrlich tragt lhr Ministerium nicht die allei-
nige Schuld an den Hemmnissen. Zu der Mannschaft,
die derzeitig am Ball ist, aber selten ein Tor trifft,
gehodren auch fhre Kollegen Kinkel und Waigel —
wahrlich fir Sie kein leichtes Leben.

lhr Parlamentarischer Staatssekretédr, Herr Gunther,
informierte den BauausschuB in einem Schreiben vom
6. Marz sehr klar und deutlich Gber die Situation in
Ostdeutschland: Unklarheit iber die Finanzierung
des Kapitaldienstes fir die Altschulden, fehlende
Eigentumsiibertragungen und offene Vermdégensfra-
gen. Wer nicht bereit ist, in diesen drei Punkten
Gesetzesnovellierungen und Entscheidungen zur
Verdnderung der Situalion herbeizufiihren, wird auch
weiterhin die Verantwortung fiir die slagnierende
Entwicklung beim Aufschwung Ost, darunter auch fir
dennichtin Schwung gekommenen Wohnungsbauim
Osten, aber auch flir den sich aus diesen Gegebenhei-
ten entwickelnden Frust in der Bevélkerung tragen.

Ich mochte deshalb, obwohl es hier schon mehrfach
gesagt worden ist, die immer wieder vorgetragene
Forderung an die Regierung wiederholen: Losen Sie
sich von der Parole ,Ruckgabe vor Entschadigung”,
und folgen Sie endlich der richtigen und der Situation
dringend anzupassenden Loésung ,Entschadigung
statt Riickgabe“. Das ist zu einer akuten geschichtli-
chen Aufgabe geworden.

(Beifall bei der SPD)

Geben Sie auch endlich der Treuhand den Auftrag
«Sanierung vor Privatisierung”.

60 % der 7 Millionen Wohnungen im Osten unseres
Landes gehéren Wohnungsbaugesellschaiten und
Wohnungsbaugenossenschaiten. Diesem groBen Vo-
lumen muB natirlich der Schwerpunkt unserer woh-
nungspolitischen Arbeit gewidmet werden. Gestatten
Sie mir deshalb einen kleinen finanzpolitischen
Exkurs aus eigener Erfahrung.

Ich wohne seit fast 30 Jahren in einer der oben
angefluhrten Wohnungen und bin Mitglied einer
Genossenschaft. Nach der mir beim LCinzug und der
Mietfestlegung ibergebenen Bauabrechnung kostete
meine Wohnung — sie hat eine GréfBe von 55qm; ich
habe drei Kinder — 38 000 Mark (Ost). Ich selbst hatte
daran einen Anteil von ca. 4 000 Mark zu tragen.
Davon waren 2 100 Mark Genossenschaftsanteil; der
Rest waren die sogenannten Eigenleistungen.

Den Genossenschaitsanteil erhdlt man beim Aus-
tritt aus der Genossenschaft zurick. Er wurde inzwi-
schen allerdings durch die Wéahrungsunion halbiert.
Man erhielt fir ihn nie Zinsen. Die Eigenleistungen
waren ohnehin eine materiell verlorene Beteiligung.
Die eigentlichen Baukosten galten als Staatszu-
schiisse. Ich wiirde dies mit dem heutigen Sprachge-
brauch als Férdermittel bezeichnen.

Fir uns im Osten war diese Umverteilung des
Geldes immer eine gewisse ausgleichende Gerechtig-
keit fir den geringen Lohn, den man erhielt. Dieser
war auch damit begriindet, dal die Gewinne der
Betriebe, in denen wir arbeiteten, nicht als Lohn
ausgezahlt, sondern an den Staat abgefiihrt wurden.
Deshalb komme ich zu dem SchluB}, daB ich den
Begriff ,Altschulden”, die ich als Genossenschafts-
mitglied auf mich geladen haben soll, nicht akzeptie-
ren kann.

(Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Sehr richtig!)

Nicht irgendeine Bank hat mir das Geld geliehen,
sondern ich lebte eben in diesem eigentiamlichen
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sozialistischen System mit dem entsprechenden
Umgang mit dem Geld. Wenn ich nun, wie mir in
Aussicht gestellt wird, ab 1994 die Zinsen fir diese
Altlasten zur Kasse tragen soll, und zwar eigentlich fir
das Geld, das mir der Staat vorenthalten hatte mit der
Folge, daBi ich mir aus diesem Grunde kein Eigenheim
bauen konnte, fehlt mir dafar vollig das Verstand-
nis.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Christina
Schenk {Biindnis 90/GRUNE]| und des Ahg.
Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste])

In der letzten AusschuBsitzung wurde von einigen
Kollegen prophezeit, dafl auch der Wert der Immobi-
lien im Osten nach einer Neubewertung in Kurze
sicherlich erheblich steigen wird. Dann frage ich: Wie
sieht es dann mit dem Wert meines Genossenschafts-
anteils aus? Steigt der auch? Wie sicht es dann mit den
Altschulden aus?

Einige von Thnen werden jetzt sicherlich sagen: Das
ist, finanzpolitisch gesehen, alles Unsinn, und sie
mogen vielleicht recht haben. Aber wenn dieser
Unsinn mit eine Ursache daftr ist, dafl Sanierung und
Modernisierung auf der Stelle treten, daB die Genos-
senschaften von den Banken nur dann Geld bekom-
men, wenn dafar noch eine andere Bank birgt und
diese Buirgschaft letztlichnoch mit 2 % Zinsen belastet
wird, dann erscheint mir dieser ganze Komplex doch
sehr uberdenkenswert.

(Beifall bei der SPD — Abg. Dr. Walter Hit-
schler [F.D.P.] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)

— Ich komme zum Schluf; ich bin gleich fertig.

Ich mochte noch eine kurze Bemerkung zu dem
immer wieder in den Vordergrund gertickten Thema
Privatisierung im Wohnungsbau machen. — Viel-
leicht kénnen Sie gleich eine zweite Frage daran
anschliefen. — Auch dariiber koénnte man lange
reden. IFur mich steht jedoch fest, Herr Schuster und
Herr Dr. Hitschler, dafi es trotz vielseitiger Wiinsche
nicht gelingen wird, die Neubauwohnungen in den
Wohnblocken der Satellitenstddte im Osten zu priva-
tisieren, weil sie in ihrer Grofe und Qualitat Sozial-
wohnungen sind, und dic kauft normalerweise keiner.
Setzen Sie deshalb den Schwerpunkt im privaten
Wohnungsbau im Osten auf die individuellen Einzel-
und Reihenhduser, denn diesbeziglich besteht ein
groBer Nachholbedarf. Helfen Sie auch dabei, dic
Hemmnisse im Bereich der Bodenpolitik zu beseiti-
gen. DafB} im Jahre 1991 die Mittel fiir die Privatisie-
rung nicht voll in Anspruch genommen werden konn-
ten, sollte als Beweis und Zeichen erkannt werden, die
Strategie zu verdndern.

Zum SchluBl nur noch zwei Wiinsche: Achten Sie
bitte alle — und das sage ich Ihnen als Architekt —
darauf, daB in dieser Pionierzeit des Bauens im Osten
die Architektur nicht zu kurz kommt. Es gibt gehauft
Anzeichen dafur, daB Investoren glauben, schones
Material und Farbe reichten aus, und im ubrigen
bleibt es bei der bekannten Monotonie von Angebots-
und Serienprojekten.

SchlieBlich noch ein Wunsch fiir Sie, Frau Ministe-
rin: daf3 Sie in der ndchsten Abrechnungsrunde besser

abschneiden; denn das brauchen unsere Wéahler und
Burger unbedingt.

Ich danke Thnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der PDS/Linke Liste)

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren, ich erteile jetzt als vorldufig letztem Redner zu
diesem Tagesordnungspunkt das Wort unserem Kol-
legen Dr. Wolfgang von Stetten.

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Herr
Prasident! Meine Damen und Herren Kollegen! Bei
vielen Reden, die heute morgen hier gehalten wur-
den, insbesondere wenn siec von der linken Seite
kamen, hatte ich den Eindruck, daB Ursache und
Wirkung schlichtweg verwechselt wurden. Bevor man
den tatsdchlich vorhandenen EngpaBl auf dem Woh-
nungsmarkt als eine grofie Fehlleistung brandmarkt,
sollte man erst einmal die grandiose Leistung auf dem
Wohnungsmarkt in den letzten 40 Jahren wirdigen.
Wenn sich in diesen Jahren der pro Kopf der Bevdl-
kerung zur Verfiigung stehende Wohnraum mehr als
verfiinffacht hat, von etwa 7 qm auf 36 qm, dann kann
man wohl weniger von Wohnraumnot, sondern muf
cher von einem Verteilungsproblem sprechen, dies
um so mehr, als einige hunderttausend Wohnungen
— manche sprechen von 700 000 Wohnungen — leer-
stehen. Hier gibt es unterschiedliche Zahlen, weil
manche Einliegerwohnungen und Dachwohnungen
schlichtweg ,aufgelassen” und in eine andere Woh-
nung integriert wurden. Aber in jedem Dorf, in jeder
Stadt gibt es Dutzende leerer Wohnungen.

Wenn Sie dann von einem Skandal sprechen, Herr
GroBmann, Herr Conradi, dann sage ich lhnen, daf
ein ganz anderer Skandal, némlich der Skandal der
~Neuen Heimat" in den 80er Jahren,

(Widerspruch bei der SPD)

ganz wesentlich dazu beigetragen hat, dafi der Woh-
nungsmarkt in sich zusammenbrach, nachdem es
durch Thre schlechte Regierung in den 70er Jahren zu
Rezession und Unsicherheit gekommen war und
groBe Hduserblocks -— Herr Kansy sprach von Woh-
nungshalden — leerstanden

(Peter Conradi [SPD]: Geschaftsfihrer war
Lothar Spath, was Sie vergessen!)

— Der war viel zu kurz dabei, sonst hatte er die ,Neue
Heimat" viel besser umgekrempelt.

(Peter Conradi [SPD]: Der hat ganz schon
Schulden hinterlassen!)

— Das glauben Sie doch wohl selber nicht.

Die CDU/CSUhatinden 70er Jahren, Herr Conradi,
vergeblich vor einer Verschédrfung des Mietrechts
gewarnt, die dann dazu geflihrt hat, dal mancher sein
Geld woanders anlegte, nachdem das Eigentum
«Wohnung” nicht mehr das volle Eigentum war,
nachdem er Arger mit dem Mieter nicht mehr in Kauf
nehmen wollte, den er trotz Beldstigung nicht aus der
Wohnung herausbekommen hatte. Meine Damen und
Herren, Sie haben, weil man einige bosartige Vermie-
ter treffen wollte, gleich Zehntausende von gutwilli-
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gen Vermietern getroffen. Deswegen stehen Hundert-
tausende von Wohnungen leer.

Die Wohnungsknappheit ist aber nicht nur deswe-
gen entstanden, sondern vor allen Dingen auch, weil
in den letzten fiunf Jahren — darauf wurde schon
hingewiesen — fast drei Millionen Aus- und Umsied-
ler in die Bundesrepublik Deutschland gekommen
sind, ubrigens nicht, weil es hier so schiechtist, wie Sie
hier darstellen wollten, sondern weil es hier so gut ist.
Im wesentlichen wurden sie untergebracht, meine
Damen und Herren.

Jetzt wird der Wohnungsmarkt in steigendem Ma@e
durch Asylbewerber belastet. Sie kénnten mithelfen,
daB sich das dndert. Thr — wie las ich heute mor-
gen? — ,Kamikaze-Klose" hat ja bereits signalisiert,
daB Art. 16 gedndert wird.

Wir haben noch ein Phdnomen zu verzeichnen, das
sicher nicht vorhersehbar war, das ich aber alles in
allem als positiv betrachten mochte: Ein GroBteil
unserer jungen Leute zwischen 20 und 25 Jahren zieht
von Zuhause fort, um —und das ist neu —
allein in einer Wohnung zu leben, wobei der Platz in
der Wohnung, dem Haus, der Villa der Eltern leer
bleibt, den Kindern gegebenenfalls noch zur Verfi-
gung steht. Dies, meine Damen und Herren, konnen
sich die jungen Leute nur leisten, weil sie hier in der
Bundesrepublik Deutschland besonders gut verdie-
nen und sich auch die zum Teil sehr teuren Mieten
leisten konnen.

Ich wiederhole -— Sie haben es schon gehort —: In
Frankfurt sind bereits 55% aller Wohnungen von
Einzelpersonen belegt, auch in anderen GrofBstddten.
Leidtragende sind leider — und das ist richtig —
kinderreiche Familien, soweit sie nicht in der Lage
sind, tiber die vielen staatlichen Férderprogramme ein
Eigenheim zu bauen, oder das Gliick haben, eine
Sozialwohnung zu bewohnen.

Bei dem Stichwort ,Sozialwohnung”, meine Damen
und Herren, sollten wir alle nachdenklich werden, da
wir schon seit Jahren von Fehlbelegungen wissen,
abernicht die notwendige Kraft zum landeln aufbrin-
gen. Das gilt natirlich insbesondere fur Sie.

(Otto Reschke [SPD]: Es gibt da aber auch
Fehlbesetzungen wie Sie!)
— Ja, natiirlich gibt es Fehlbesetzungen. Aber Sie,
Herr Kollege, sitzen auf der linken Seite auf jeden Fall
ganz richtig; da sitzen Sie sicher gut. — Hinsichtlich
der Wohnungsfehlbelegungen sollten wir schon iiber-
legen, was zu tun ist.

Vizeprasident Helmuth Becker: Herr Kollege Frei-
herr von Stetten, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Conradi?

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU):
Aber gern.

Vizeprasident Helmuth Becker: Bitte, Kollege Con-
radi.

Peter Conradi (SPD): Herr Kollege, ist es Ihrem
Gedaéchtnis entfallen, daf die sozialliberale Koalition
das Problem der Fehlbelegungen 1982 als erste
aulgegriffen und daB Baden-Wirttemberg — das

Land, aus dem Sie kommen, in dem Ihre Partei
regiert —

(Franz Mintefering [SPD]: Noch regiert!)

die Fehlbelegungsabgabe als eines der letzten Lander
eingefiihrt hat, wahrend andere Lander das schon vor
Jahren gemacht haben?

Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten (CDU/CSU): Ich
freue mich sehr Uber die Belehrung, Herr Conradi.
Dennoch haben wir die Fehlbelegung leider weiter.

Ein weiteres Problem ist — hier solite sich vielleicht
das Ministerium fir Familie und Senioren ein Pro-
gramm ausdenken -—, dafi groBe Wohnungen oft von
dlteren Einzelpersonen bewohnt werden, die diese
Wohnung nur deswegen nicht rdumen, weil eine
kleinere neue Wohnung mehr Geld kostet. Hier sollte
man Uber einen Ausgleich oder tber eine Pramie
versuchen, solche Wohnungen fur Familien mit Kin-
dern freizumachen.

Der Werkswohnungsbau, der in den 50er Jahren in
erheblichem Umfang zur Linderung der damals wirk-
lich vorhandenen katastrophalen Wohnungsnot bei-
getragen hatte, ist in den letzten Jahren fast zum
Erliegen gekommen. Ursache war, daB} die Dienst-
wohnung oder Werkswohnung von einem gekindig-
ten oder sogar selbst kiindigenden Arbeitnehmer nur
unter erschwerten Bedingungen freigemacht werden
konnte und der nicht mehr Betriebsangehorige an der
geringen Miete und sonstigen Vergunstigungen der
Betriebswohnung partizipierte. Hier beabsichtigt die
Bundesregierung, mit einer klaren, scharferen Kundi-
gungsmoglichkeit Abhilfe zu schaffen.

(Zuruf von der SPD: Durch Einkommens-
grenzen!)

Mit zusétzlichen steuerlichen Anreizen werden wir
dann im Werkswohnungsbau sicher wieder mehr
Wohnungen bauen.

Wir miissen — und wir tun das — die Sorgen derer
ernst nehmen, die sich in den neuen Bundeslandern
durch eine kommende Marktwirtschait im Woh-
nungswesen, die sie bisher nicht kannten, bedrangt
oder auch bedroht fithlen, sei es, dal} sie als Mieter
plotzlich mit neuen westlichen Vermietern konfron-
tiert werden, die zurickgekehrt sind, um ihre ehema-
ligen Wohnungen und Héauser wieder selbst zu ver-
walten, sei es, daB sie tiber die Kosten einer Wohnung
aufgeschreckt sind, weil neben der geringen Mieter-
héhung doch erhebliche Kosten fur Nebenleistungen
wie Heizung, Wasser und Strom anfallen. Mieter-
schutz, meine Damen und Herren — ja, aber Mietko-
steneinfrierung kann nicht das Mittel sein, da der
desolate Zustand von H&usern und Wohnungen drin-
gend nach Investitionen ruft, ich mochte fast sagen:
schreit.

(Lachen des Abg. Franz Mintefering

[SPD])

— Wir kénnen auch noch lauter reden, wenn Sie
wollen. — Wir konnen es uns nicht leisten, dall die
Wohnungen verkommen, wenn keine kostendek-
kende Miete bezahlt wird.
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Um aber den Aufschwung im Wohnungsbau in den
fanf neuen Landern durchzusetzen, miissen wir drei
MabBnahmen durchfiihren.

Im Gegensatz zum Kollegen Janzen bin ich der
Meinung, daBl wir eine beschleunigte Privatisierung
—und sei es zum Noulltarif, gegebenenfalls gegen
Ubernahme von verhélinismaBig geringen Belastun-
gen — und eine neue Regelung von Mietbeihilie
— bei steigenden Mieten — brauchen, solange die
Einkommen nicht mit denen in der alten Bundesrepu-
blik vergleichbar sind.

(Zuruf von der SPD: Das ist Theorie!)

— Das ist nicht Theorie. Das mufl nur gewollt werden,
dann geht das.

Hier mussen sich aber auch die Kommunen und
Stddte bewegen, die oft Zehntausende von Wohnun-
gen ihr Eigentum nennen, durch die geringen Mieten
nicht auf Kostendeckung kommen und daher eine
Entschuldung wollen. Diese Kommunen miissen auf-
gefordert werden, sich von ihren Wohnungen zu
trennen und diese den Mietern als Eigentum anzubie-
ten. Denn auch das miissen wir den Kommunen dort
driben sagen: Es ist nicht Aufgabe von Stadten und
Gemeinden, der gréBte Wohnungseigentumer zu
sein. Wohnungen gehoren privatisiert, am besten in
die bisherige Mieterhand — auf Grund der Besonder-
heiten in den funf neuen Bundeslandern zu einem
Anerkennungspreis. Damit wirden zwei Fliegen mit
einer Klappe geschlagen — das verstehen Sie nur
nicht, Herr Conradi —: Auf der einen Seite investieren
die Eigentumer und schaffen damit im Endeffekt
Umsatz und Arbeitspldtze, auf der anderen Seite
lernen sie Eigentum kennen und schdtzen.

(Peter Conradi [SPD]: Hier redet ein praxis-
naher Fachmann!)

Es wird aber niemand einen Anreiz zur Schaffung
von Eigentum empfinden und sich einen Vorteil
ausrechnen, wenn er durch unsinnige, auf ein Mini-
mum eingefrorene Mieten gar keinen AnlaBl zur
Entwicklung von Eigeninitiative hat. Das ist namlich
sozialistisch und nicht sozial

(Peter Conradi [SPD]: Achl)

und entspricht nicht unseren Vorstellungen von még-
lichst viel privatem Eigentum an selbstgenulztem
Wohnraum.

_ Wir missen auch — hieran wird gearbeitet — durch
Anderung des Vermogensgesetzes —

(Zurufe von der SPD)

— machen Sie nur so; mit solchen Scherzchen kénnen
Sie mich nicht aus der Ruhe bringen —

(Zuruf des Abg. Franz Muntefering [SPD])

gegebenenfalls das Investitionsverlangen wieder
schaffen. — Jetzt haben Sie mich doch herausge-
bracht. Ich darf wiederholen: Das Vermdégensgesetz
mul so geandert werden, dafl wir die Vorfahrt ver-
schnellern und vor allem den kleineren privaten
Wohnungsbau einbezichen.

«Entschdadigung vor Eigentum®”, was Sie generell
fordern, lehnen wir ab. Aber wir mussen diejenigen
schiitzen, die auf fremdem Grund und Boden gebaut

oder in fremde Hauser und Wohnungen investiert
haben. Auch hier mufl wegen des Vertrauensschutzes
des Hauslebauers oder des mit Eigeninitiative inve-
stierenden Mieters ,Entschddigung vor Ruckgabe”
gelten. Wir missen dem redlichen Erwerber Schutz
geben. Das ist klargestelll. Wer hier Angst schirt,
macht ein Geschdft mit der Angst und beruhigt
nicht.

Wir bringen mit den geschilderten Mitteln Bewe-
gung in den Wohnungsmarkt und werden dieses
Problem lésen.

Danke schon.
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.)

Vizeprasident Helmuth Becker: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schlieBe die Ausspra-
che.

Wir kommen zu einer Reihe von Abstimmungen.

Zunachst stimmen wir ab tiber die BeschluBempfeh-
lung des Ausschusses fur Raumordnung, Bauwesen
und Stadtebau zu dem Antrag der Fraktion der SPD
auf verbilligte Abgabe von Grundstiucken sowie von
Wohnungen aus Bundesbesitz fiir den sozialen Woh-
nungsbau und fur andere gemeinnutzige Zwecke auf
Drucksache 12/1676.

Der Ausschu3 empfiehlt, den Antrag der Fraktion
der SPD auf Drucksache 12/884 abzulehnen. Wer
stimmt fiir diese BeschluBempfehlung? — Die Gegen-
probe! — Diese BeschluBempfehlung ist mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der SPD-Fraktion und der Gruppen Bundnis 90/
GRUNE und PDS/Linke Liste angenommen.

Wir stimmen jetzt ab liber die BeschluBempfehlung
des Ausschusses fur Raumordnung, Bauwesen und
Stddtebau zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur
Belebung des Neubaus und der Modernisierung von
Wohnungen in den alten und neuen Bundeslandern
auf Drucksache 12/1687.

Der Ausschull empfiehlt, den Antrag der Fraktion
der SPD auf Drucksache 12/338 abzulehnen. Wer
stimmt fr diese BeschluBempfehlung? — Wer stimmt
gegen diese Beschlulempfehlung? — Wer enthadlt sich
der Stimme? — Mit demselben Stimmenverhaltnis,
ausgenommen die Stimmenthaltung der Frau Abge-
ordneten Schenk, ist diese BeschluBempfehlung
angenommen.

Nun stimmen wir ab tiber die BeschluBempfehlung
des Ausschusses fur Raumordnung, Bauwesen und
Stddtebau zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur
Entschuldung der kommunalen und genossenschaftli-
chen Wohnungsunternehmen in den neuen Bundes-
landern auf Drucksache 12/1772.

Der AusschuBl empfiehlt, den Antrag der SPD auf
Drucksache 12/614 abzulehnen. Wer stimmt fur diese
BeschluBempfehlung? — Die Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Mit demselben Stimmenverhdltnis
wie bei der ersten Abstimmung ist diese BeschlufB3-
empfehlung angenommen.

Wir stimmen jetzt ab Uber die BeschluBempfehlung
des Ausschusses fir Raumordnung, Bauwesen und
Stadtebau zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur
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Mietentwicklung in den neuen Bundeslandern auf
Drucksache 12/1994.

Der Ausschull empfiehlt, den Antrag der SPD auf
Drucksache 12/313 abzulehnen. Wer stimmt {ir diese
BeschtuBempfehlung? — Die Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — Mil demselben Stimmenverhalinis
wie vorher ist diese BeschluBempfehlung angenom-
men.

Wir stimmen jetzt noch ab Uber den Antrag der
Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. auf Druck-
sache 12/2231. Es geht um die Einselzung der Exper-
tenkommission.

(Peter Conradi [SPD]: Die heutige Lachnum-
mer!)

Wer stimmt [iir diesen Antrag? — Die Gegenprobe!
— Stimmenthaltungen? — Dieser Antrag ist mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen
der SPD-Fraktion und der Gruppen Bindnis 90/
GRUNE und PDS/Linke Liste angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung utber funf wei-
tere Drucksachen. Interfraktionell wird die Uberwei-
sung der Vorlagen auf den Drucksachen 12/2073
— ich sage das Stichwort jeweils dazu; hier: Rechts-

frieden im Bereich Wohnungseigentum —, 12/1277
(neu) — Infrastrukturbericht —, 12/1953 — Mietpreis-
bindung —, 12/1974 — Verldangerung; erweiterter

Kindigungsschutz — und 12/2194 — LCigenbedarfs-
kiindigungs-Anderungsgesetz — an die in der Tages-
ordnung aufgefiithrten Ausschisse vorgeschlagen.
Sind Sie mit diesen Uberweisungsvorschldgen einver-
standen? — Ich sehe und hore keinen Widerspruch.
Die Uberweisungen sind so beschlossen.

Wir sind am Ende dieses Tagesordnungspunkts.

Ich rufe den letzten Punkt der Tagesordnung auf,
namlich den Zusatzpunkt 13:

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes Uber Ent-
schdadigungsrenten fiir Opfer des Nationalso-
zialismus im Beitrittsgebiet (Entschadigungs-
rentengesetz)

— Drucksache 12/1790 —

a) Beratung der Beschlulemplehlung und des
Berichts des Ausschusses fiir Arbeit und
Sozialordnung (11. Ausschub)

— Drucksache 12/2224 —

Berichterstattung:
Abgeordnete Julius Louven
Ulrike Mascher

Dr. Gisela Babel

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schufl) gemaB § 96 der Geschéftsordnung

— Drucksache 12/2225 —

Berichterstattung:
Abgeordnete Karl Diller
Hans-Gerd Strube

Ina Albowitz

(Erste Beratung 67. Sitzung)

Dazu liegen zwel Anderungsantriage der Gruppe
Biindnis 90/GRUNE vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist fir
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. — Ich
hore und sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen.

Ich eroéffne die Aussprache und erteile das Wort
zundachst unserem Kollegen Julius Louven.

Julius Louven (CDU/CSU): Herr Prasident! Meine
sehr verehrten Damen und Herren! Das hier heute zur
Verabschiedung anstehende Entschddigungsrenten-
gesetz hat uns, die wir seit Wochen und Monaten
damit beschaftigt sind, ein ganzes Stiick DDR-Wirk-
lichkeit nahegebracht. Als wir uns anfénglich dem
Problem von Ehrenpensionen fiir Kimpfer gegen den
bzw. Opfer des Faschismus stellten und erfuhren, da3
zur Erlangung dieser Pensionen eine besondere
Staatstreue, ja, sogar die Verdienstmedaille des
Arbeiter- und Bauernstaates die Voraussetzung war,
war die erste Reaktion: Fort damit!

Gesprache mit Betroffenen — ich nenne hier insbe-
sondere den Zentralrat der Juden und den Verband
verfolgter Sozialdemokraten — machten deutlich: Es
gab Willkur; aber bei den Beziehern waren viele
Menschen, die rassisch, religidos und politisch Ver-
folgte waren und in KZ gesessen hatten.

Schon anders sah es bei den Kampfern gegen den
Faschismus aus, die im tbrigen in der friheren DDR
nicht 1 400 DM, sondern interessanterweise 300 DM
mehr, also 1700 DM, erhielten. Hier war der Lei-
stungsbezug vielfach politisch motiviert. Eine beson-
dere Treue zum SED-Staat und zur SED war in der
Regel die Voraussetzung, aber auch hier nicht nur.

Vor diesem Hintergrund haben wir auch gepriift, ob
durch eine generelle Uberpriffung jedes einzelnen
sichergestellt werden konnte, daBl denen, die zu
Unrecht eine Leistung beziehen, diese aberkannt
werden konnte. Wir haben dann aber schnell feststel-
len missen, daB dies fur alle diejenigen, die unter den
Nazis gelitten hatten, ein unzumutbarer Zustand
gewesen ware. Hierbei ist auch zu bericksichtigen,
daB die Leistungsbezieher, etwa 9 500, in aller Regel
sehr alte Menschen sind.

Wir haben uns dann daraufl verstandigen koénnen,
daB eine Kirzung oder Aberkennung dieser Ehren-
pensionen nach individueller Uberprifung bei
begriundetem Verdacht — dies ist in § 5 geregelt —
geschehen kann. In diesem § 5 heifit es —ich darf hier
zitieren —: Kirzen oder aberkennen kann man bei
demjenigen, der

gegen die Grundsatze der Menschlichkeit oder
der Rechtsstaatlichkeit verstoBen oder in schwer-
wiegendem Male seine Stellung zum eigenen
Vorteil oder zum Nachteil anderer mifibraucht
hat.

Wahrend der Beratungen stellten sich uns immer
neue Themen, Probleme und Fragen: Was ist mit den
alten Nazis, die einst stramme Kommunisten waren
oder die stramme Kommunisten wurden? Hier gab es
den Vorschlag, wir sollten mit einem Paragraphen aus
unserem alten Bundesentschdadigungsgesetz arbei-
ten. Diejenigen, die aus der Sozialpolitik kommen,
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haben dies nicht fiir praktikabel gehalten. Dies hétte
beispielsweise dazu gefiihrt, daB einer, der in jugend-
licher Unbekiimmertheit mit 18 Jahren der Reiter-SA
beigetreten war, automatisch seinen Pensionsan-
spruch entzogen bekommen hétte, wédhrend bei-
spielsweise SED-GroBen, die gegen unsere freiheitli-
che Grundordnung ka&mpften, nur in der Einzelfall-
prufung geblieben waren.

Wir haben daher im Bericht noch einmal ausdriick-
lich klargestellt, wo konkrete Anhaltspunkte fir die
Einleitung eines Verfahrens gegeben sind. Es ist
selbstverstandlich, daB Verfehlungen wahrend der
Naziherrschaft nicht anders zu sehen sind als solche
wdahrend der SED-Herrschaft.

Ein Stiick DDR-Wirklichkeit war auch die Tatsache,
daB vielen, die einen Anspruch gehabt hétten, diese
Leistung nicht gewéhrt wurde. Wir stellen in § 8 des
Gesetzentwurfs ausdricklich klar, daB auch diese
Menschen kiinftig Leistungen erhalten kénnen.

Kinftig werden wir nicht mehr zwischen Opfern
und Kampfern unterscheiden. Es gibt nur noch eine
einheitliche Leistung von 1400 DM. Dieser Betrag
wird dynamisiert, wenn er die Héhe einer vergleich-
baren Rente nach dem Bundesentschddigungsgesetz
wie in den alten Bundeslandern — zur Zeit gut 1 000
DM — erreicht.

Meine Damen und Herren, dies sind die wesentli-
chen Punkte des Gesetzentwurfs.

(Ottmar Schreiner [SPD]: Schénes Wochen-
ende!)

— Schoénen Dank, Herr Kollege. Bevor auch ich Ihnen
ein schones Wochenende wiinsche, mochte ich mich
abschlieffend bei Ihnen, meine Damen und Herren
von der SPD, daflr bedanken, daBl wir dieses Gesetz
nach viel Arbeit und vielen Sitzungen im Konsens
verabschieden konnten. Ich denke, es war richtig,
nachdem wir das Renten-Uberleitungsgesetz fiir die
neuen Lander einvernehmlich verabschieden konn-
ten, dies auch hier zu tun.

Ich darf mich im Namen von Herrn Staatssekretar
Seehofer bei lhnen auch fir Ihr Verstandnis dafiir
bedanken, daB er uns gleich verlassen muB und hier
heute nicht das Wort nimmt.

Jetzt darf ich Ihnen, Herr Kollege Schreiner, auch
den anderen Kollegen ein schénes Wochenende wiin-
schen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. —
Zuruf von der SPD: Und den Kolleginnen
nicht?)

— Ich bitte um Entschuldigung. Da meine Redezeit
noch nicht abgelaufen ist, kann ich noch sagen:
Naturlich wiinsche ich auch den Kolleginnen ein
schones Wochenende.

Die nicht ausgenutzte Redezeit kénnen Sie mir
gutschreiben, Herr Prasident!

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren, der ndchste Redner ist unser Kollege Giinther
Heyenn.

Gilinther Heyenn (SPD): Herr Prisident! Meine
Damen und Herren! Herr Kollege Seehofer, wir haben
Verstandnis fur Ihre Situation.

Bei dem heute zur Beratung anstehenden Entwurf,
mit dem wir die Ehrenpensionen in der vormaligen
DDR uberleiten, geht es auch und wieder einmal um
ein Stlick Geschichtsbewdltigung, um die Frage, wie
wir mit unserer eigenen Vergangenheit umgehen.

Fir mich ist es erfreulich, daB die materielle Uber-
fihrung im Konsens zwischen den Fraktionen der
CDU/CSU, der SPD und der F.D.P. bewerkstelligt
wurde. Moglich wurde diese Zusammenarbeit, weil
unterschiedliche ideologische Positionen weitgehend
zurlickgestellt wurden und sich die Koalition — spat,
aber nichtzu spdt — zu interfraktionellen Gespréachen
offen und bereit gezeigt hat.

Waére dies von Beginn an geschehen, hatte der
Aufschrei der Betroffenen, der im Herbst durch die
Lande ging, vermieden werden konnen.

In die Vorbereitungen — der Kollege Louven hat
darauf hingewiesen — sind nach entsprechenden For-
derungen meiner Partei der Zentralrat der Juden,
vertreten durch Herrn Dr. Galinski, und die Arbeits-
gemeinschaft ehemals verfolgter Sozialdemokraten,
vertreten durch Frau Professor Miller, einbezogen
worden. Beiden mochte ich hier herzlich danken.

So kann heute ein Gesetz abschlieBend beraten
werden, das sich von den uspriinglichen Planen der
Bundesregierung deultlich unterscheidet. Entgegen
dem vom Bundeskabinett bereits beschlossenen Vor-
haben, Kiampfern gegen den und Verfolgten des
Faschismus zukiinftig lediglich 750 DM zu gewéhren
und damit die vormalig gewéhrten Ehrenpensionen
far die erste Gruppe um 950 DM monatlich und fur die
zweite Gruppe um 650 DM monatlich zu kuarzen,
werden kiinftig einheitlich 1400 DM gezahit. Ich
denke, dies kann nicht nur befriedigen, dies ist auch
eine gute Regelung.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke

Liste)
Fur die Bevorzugung der Kéampfer und damit der
Diskriminierung der ,nur"” Verfolgten kann es keinen
Grund geben. Deshalb ist die Reduzierung dieser
Renten um 300 DM gerechtfertigt. Gleichzeitig ware
es unvertretbar und skandalés, wenn die Verfolgten
des Nazi-Terrors jetzt zu Opfern der deutschen Eini-
gung gemacht wiirden. Deshalb, so denke ich, ist es
nur richtig, diese Renten nicht zu kiirzen und zukinf-
tig zu dynamisieren. Auch dies war in den ersten
Uberlegungen der Bundesregierung nicht vorgese-
hen.

Die Ehrenpensionen und die zuklnftig zu gewah-
renden Leistungen sind nicht durch Beitrdge erwor-
ben. Es handelt sich um eine Entschiadigung fiir
erlittenes Unrecht, Unrecht, das diesen Menschen
wahrend der 12 Jahre dauernden NS-Gewaltherr-
schaft zugefiigt wurde. Das zugefligte Leid war kein
geringeres, wenn es einem Kommunisten zugefugt
oder von diesem zu erdulden war, als bei dem, der als
bekennender Christ von den Nationalsozialisten fiir
Jahre ins KZ verbannt worden ist. Daraus folgt fur
meine Fraktion, daf es keine guten und keine schlech-
ten Verfolgte des NS-Regimes gab. Es gibt Verfolgte,
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gleich, ob Christen oder Juden, gleich, ob Kommuni-
sten oder Sozialdemokraten, und diese Menschen
sind prinzipiell fur das von ihnen erlittene Unrecht zu
entschadigen.

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke
Liste)

Eine Anrechnung des damals erfahrenen Unrechts,
eine Aufrechnung, mit spater vielleicht selbst began-
genen Unrechtsbehandlungen mufl deshalb in engst-
moglichen Grenzen gchalten werden. Eine tber den
im vorliegenden Gesetzentwurf hinausgehende Re-
gelung ist fur uns Sozialdemokraten nicht akzeptabel.
Eine Regeliberprifung oder die Einbeziehung des § 6
des Bundesentschadigungsgesetzes, wie sie verschie-
dentlichim Gesprach war— dies war ein wesentlicher
Grund fur die spate Verabschiedung heute —, haben
wir Sozialdemokraten entschieden abgelehnt.

[CDU/CSU]J:
wirl)

(Julius Louven Aber auch

Wenn ein Verfolgter Mitglied der SED oder zeit-
weise der NSDAP war, so kann dies allein kein Grund
fur die Aberkennung oder Kurzung der Entschadi-
gungsleistung sein. Eine Regeluberprifung — da sind
wir uns einig, Ilerr Kollege Louven — ist mit diesem
Gesetz ebenso nichl vereinbar, wie eine pauschale
Verdachtigung von Kamplern angesagt ist.

Soweit aber die Aberkennung oder Kiirzung einer
Entschddigungsrente tiberhaupt in Betracht kommt,
kann dies nur dann erfolgen, wenn gegen die Mensch-
lichkeit oder die Rechtsstaatlichkeit verstofien wurde
oder in schwerwiegendem Malie die Stellung zum
eigenen Vorteil oder zum Nachteil anderer mifB-
braucht wurde. Daftir miissen aber konkrete Anhalts-
punkte vorliegen, die eine Uberpriifung im Einzelfall
nahelegen oder erforderlich machen. Solche Anhalts-
punkte fir die Einleitung eines Verfahrens liegen bei
Kampfern gegen den Faschismus sowie insbesondere
bei Angehorigen der Staatssicherheit nahe, wenn sie
in herausgehobener Stellung in Staat und Gesell-
schaft tatig waren.

Bei aller prinzipiellen Bereitschaft, andere Betrach-
tungsweisen als moglich anzuerkennen, und unter
Anerkennung der Schwierigkeit der Abwagung zwi-
schen den verschiedenen ins Gewicht fallenden Fak-
toren bleibe ich, bleiben wir dabei: Eine Aufrechnung
der Verfolgteneigenschaft mit spaterem Verhalten ist
problematisch. Der mit der jetzigen gesetzlichen
Regelung gefundene Kompromif hat das ausgelotet,
was moglich und tragbar ist.

Wenn ich vorhin die prinzipielle Gleichbehandlung
von in der NS-Zeit Verfolgten gefordert habe und
einer Unterscheidung zwischen guten und schlechten
Verfolgten eine Absage erteilt habe, dann verkenne
ich nicht, daB genau diese Unterscheidung in der
vormaligen DDR vorgenommen wurde und durch die
jetzige Uberleitung nur zum Teil korrigiert werden
kann.

Ich spreche z. B. von all denen, die im Widerstand
im Dritten Reich tétig waren, die sich auch in der DDR
im Widerstand befanden. Viele von diesen Menschen
wurden niemals als NS-Verfolgte anerkannt, andere
wurden zwar anerkannt, fanden sich aber gleichwohl

nach kurzer Zeit gemeinsam mit ersteren in Bautzen
wieder. Statt mit Ehrenpensionen ausgezeichnet, mit
Orden dekoriert, wurden sie eingesperrt und als
Feinde der Republik gebrandmarkt. Wenn sie nach
jahrelangem Gefdangnis und abermals erlittenem
Unrecht ihr Land zu spét verlassen haben, und wenn
sie erst Anfang der 70er Jahre in die Bundesrepublik
umgesiedelt oder freigekauft wurden, dann gingen
viele dieser Menschen leer aus, wurden bestenfalls
nach dem Bundesentschadigungsgesetz pauschal
entschadigt.

Bei anderen Verfolgten ist die Ehrenpension durch
die Ubersiedlung in die Bundesrepublik schlichtweg
weggefallen. Diese Entscheidung, das Bundesent-
schadigungsgesetz mit dem 31. Dezember 1969 aus-
laufen zu lassen, hat ohne Zweifel zu Ungerechtigkei-
ten gefithrt. Weil diese Ungerechtigkeiten durch das
heute zur Beratung anstehende Gesetz nicht beseitigt
werden konnten, verbleibt ein ungutes Gefuhl, ausge-
l6stin dem Wissen, dafl hier Wesentliches ausgeklam-
mert wurde. Und dies ist nicht das einzige; es gibt
andere Gruppen, die verfolgt wurden und denen bis
heute der Status und jegliche Entschadigungsanspru-
che versagt worden sind. Ich behaupte, auch hier
besteht Nachholbedarf.

(Beifall beim Bindnis 90/GRUNE)

Klargestellt worden ist zum SchluBl der Beratungen
allerdings, daB Ehrenpensionen, soweit sie wegen
einer nach dem 2. Oktober 1990 erfolgten Verlegung
des standigen Wohnsitzes aus dem Beitrittsgebiet in
das Gebiet der Bundesrepublik eingestellt wurden,
vom Zeitpunkt der Einstellung an wieder zu zahlen
sind.

Noch eines zur Klarstellung, weil es dort Zweifel
gegeben hat: Unter den § 3 Abs. 1 [allen auch dieje-
nigen, die die Voraussetzungen flir die Anerkennung
als Verfolgte erfullt haben, deren Antrage aber nicht
bearbeitet oder nicht durch eine Entscheidung abge-
schlossen wurden. Auch dieser Personenkreis soll
zukunftig eine Entschadigungsrente erhalten.

Meine Damen und Herren, die grofier gewordene
Bundesrepublik, das neue Deutschland, ist gut bera-
ten, allen Opfern und Ver{olgten im Nazi-Deutsch-
land auch zu Lebzeiten eine wenigstens materielle
Entschadigung fur erlittenes Unrecht zu gewahren. Zu
diesen Opfern gehoren auch die Empfanger von
Ehrenpensionen in der vormaligen DDR. Hier haben
CDU/CSU, SPD und F.D.P. gemeinsam zu einer
befriedigenden Losung gefunden. Den an den Ver-
handlungen beteiligten Kolleginnen und Kollegen
danke ich herzlich fiir die faire Zusammenarbeit.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der
F.D.P. und dem Biindnis 90/GRUNE})

Vizeprasident Helmuth Becker: Liebe Kolleginnen
und Kollegen, es ist jetzt zweimal darauf hingewiesen
worden, daB} unser Kollege Parlamentarischer Staats-
sekretar Horst Seehofer seine Rede zu Protokoll geben
will. Ich bitte, dariber Einverstdndnis herzustellen,
weil das cine Abweichung von der Geschéaftsordnung
ist. — Ich hore und sehe keinen Widerspruch; dann ist
das so beschlossen.*)
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Vizeprasident Helmuth Becker

Ich erteile nunmehr das Wort unserer Kollegin Frau
Dr. Gisela Babel.

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Herr Prdsident! Meine
Damen und Herren! Der breite Konsens, mit dem wir
Abgeordneten des Bundestages heute das Thema
Entschddigungsrenten/Ehrenpensionen behandeln,
darf nicht dartiber hinwegtduschen, daB3 wir uns auf
historisch vermintem Feld bewegen. Es geht um
Menschen, die von den Nationalsozialisten verfolgt
wurden, die in KZs gelitten haben und dadurch far ihr
ganzes Ubrige Leben schwer gezeichnet sind. IThnen
hatte man in beiden Teilen Deutschlands Entschédi-
gungen zugesprochen, in der alten Bundesrepublik
nach dem Bundesentschadigungsgesetz, in der DDR
als Ehrenpension fur Verfolgte und Kampfer. Wir
hatten zu entscheiden, ob und wie diese Regelungen
der DDR nach unserem Recht fortgefiihrt werden
konnen. Entsprechen sie unseren Rechtsvorstellun-
gen? Erich Honecker bekam eine solche Chrenpen-
sion. Soll er sie behalten?

Eine unverdnderte Ubernahme des DDR-Rechts
verbot sich fliir uns aus drei Grunden:

LErstens. Die Entschadigungen waren driben
wesentlich hoher als bei uns: 1 400 DM fir Verfolgte,
1700 DM fur Kampfer gegen das Nazi-Regime
gegeniiber 1 000 DM nach dem Bundesentschéadi-
gungsgesetz bei uns.

Zweitens. Die Empfdnger der Ehrenpensionen
muliten nicht nur nachweisen, daf} sie bei den Nazis
verfolgt waren, sondern auch, daB sie aktiv far den

SED-Staat eintraten. Hohe Funktiondre der SED
erhielten diese Entschdadigung.
Drittens — im Zusammenhang damit —: Diejeni-

gen, die diese zweile Bedingung nicht erftllten, die
nicht fir das SED-Regime eingetreten sind, gingen
leer aus.

In der Losung dieser Probleme mufiten wir versu-
chen die wirklich Verfolgten nicht zu krdnken, ihnen
nichts wegzunehmen, aber die Moglichkeit zu schaf-
fen, SED-Funktiondren, wenn sie gegen Grundsétze
der Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit verstofien
hatten, die Ehrenpension auch abzuerkennen und den
nicht Bedachten zu ihrem Recht zu verhelfen. Es war
eine Gratwanderung Uber geschichtlich gefahrliches
Gebiet. Als Malistab diente die Rechtsvorstellung des
Bundesentschadigungsgesetzes. Die Kampferpension
wird auf das Niveau der Verfolgtenpension gesenkt.
Die 1400 DM bleiben besitzgeschiitzt und werden
erst dynamisiert, wenn die fiktiv zugrunde gelegten
1 000 DM diese Hohe durch Anhebungen erreicht
haben. Damit gleichen wir nach einiger Zeit das
Niveau der Entschadigungen in Ost und West an.

Unsere Regelung enthélt die Moglichkeit, Ehren-
pensionen abzuerkennen. Voraussetzung ist indivi-
duelle Schuld, keine pauschale Verurteilung. Indivi-
duell ist nachzuweisen, ob sich der Entsprechende
einen Verstoll gegen Rechtsstaatlichkeit und Mensch-
lichkeit zuschulden kommen lie oder ob die eigene
herausgehobene Stellung — egal, obim Nazi- oderim
SED-Regime — zum eigenen Vorteil oder zum Nach-
teil anderer ausgenutzt wurde. Ilinweis auf eine

solche Verfehlung, die AnlaB zur Uberprifung von
Amts wegenist, ist die Mitgliedschaft beim MfS/AfNS.
SchlieBlich soll iiber eine Hartefallregelung die Mog-
lichkeit er6ffnet werden, nicht entschdadigten Opfern
eine entsprechende Leistung zu geben.

Der Gang bis zu diesem Gesetz war steinig. Die
Verhandlungen mit den Betroffenen und der Opposi-
tion waren lang; immer wieder neue Einzelheiten
waren bis zum Schluf klarungsbedirftig. Die F.D.P.
begrufit, dafl der breite politische Konsens erreicht
wurde.

Gerechtigkeitist ein hohes Wort, meine Damen und
Herren. Aber ich glaube, wir kénnen sagen: Mit
diesem Gesetz haben wir Gerechtigkeit hergestellt.
Mit der Hartefallregelung erhalten endlich auch die
Opfer eine Entschddigung, die von den Nazis verfolgt
und von dem SED-Regime miflachtet wurden. Erich
Honecker und Mitstreiter verlieren endlich ihre
Ehrenpensionen, die ihnen iber die ganze Zeit seit
der Wiedervereinigung noch gezahlt wurden.

(Julius Louven [CDU/CSU|: Honecker nicht,
Frau Kollegin!)

Die F.D.P. stimmt diesem Gesetz zu.
(Beifall bei der F.D.P. und der SPD)

Vizeprasident Helmuth Becker: Niachste Rednerin
ist unsere Kollegin Petra Bléss.

Petra Blass (PDS/Linke Liste): Herr Prasident!
Meine Damen und Herren! Uber Monate zog sich die
Diskussion uber Entwirfe zu einem Entschddigungs-
rentengesetz hin. Insofern ist zu begrifien, daf} jetzt
mit der Verabschiedung dieses Gesetzes die Unge-
wiBheit Uber das Schicksal der DDR-Anordnung zu
Ehrenpensionen aufhort.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Zahlung von
Entschadigungsrenten in Héhe von 1 400 DM monat-
lich hebt die Ungleichheit zwischen Kampfern gegen
den Faschismus und Verfolgten des Faschismus auf.
Dies wurde im tibrigen schon zu DDR-Zeiten von den
Betroffenenverbdnden unterschwellig gefordert.

Fur begruBenwert halte ich auch, dall Personen,
denen zu DDR-Zeiten aus politischen Grunden eine
LCntschadigung verwehrt oder entzogen wurde, erneut
einen Antrag stellen konnen. Bedauerlich ist aber, daf
auch die Bonner Regierung nicht das Format hat, die
Schranke der DDR-Regierenden zu iiberwinden, nun
endlich ausgegrenzte Opfergruppen wie Sinti und
Roma, verfolgte Homosexuelle, Bibelforscher,
Zwangssterilisierte usw. einzubeziehen.

(Beifall bei der PDS/Linke Liste)

Als aullerst problematisch stellen sich unseres
Erachtens die Verfahrensregelungen dar, mit denen
im Gesetz die Moglichkeit eroffnet wird, Kiirzungen
oder Aberkennungen von Entschadigungsrenten
vorzunehmen. Eine Kommission soll bei Personen, die
gegen die Grundsdtze der Menschlichkeit oder der
Rechtsstaatlichkeit verstoBlen oder in schwerwiegen-
dem MaBe ihre Stellung zum eigenen Vorteil oder
zum Nachteil anderer miBbraucht haben, Verfahren
durchfithren. Die Vorschrift iber die Kommission
entspricht der des Renteniiberleitungsgesetzes ent-
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sprechend § 3 des Versorgungsruhensgesetzes. Wah-
rend bei Versichertenrenten die Kommission erst in
Aktion tritt, wenn gegen den Berechtigten ein Straf-
verfahren betrieben wird und sich der Berechtigte
dem Strafverfahren durch Auslandsaufenthalt ent-
zieht, reichen fir Entschadigungsrenten bereits ,An-
haltspunkte fir einen Sachverhalt” im oben genann-
ten Sinne, die die Bundesversicherungsanstalt fir
Angestellte uber das Bundesversicherungsamt der
Kommission vorlegt. Die Kommission kann auch von
sich aus Sachverhalte aufgreifen.

Obwohl im AusschuBbericht beteuert wird, daB
nicht eine Uberpriifung von Amts wegen erfolgen soll,
werden zugleich fir mogliche Verdachtsmomente
schon pauschalisierende Hinweise gegeben, indem
gesagt wird, daBl ,konkrete Anhaltspunkte fir die
Einleitung eines Verfahrens bei ,Kampfern' sowie
insbesondere auch bei Angehérigen des MIS/AINS
und informellen Mitarbeitern ... naheliegen, wenn
sie in herausgehobener Stellung in Staat und Gesell-
schaft tatig waren".

(Julius Louven [CDU/CSU]J: Wollen Sie denn
fur alle weiterzahlen?)

Mit allen diesen Regelungen werden einer Kommis-
sion, die aus drei Mitgliedern bestehen soll, wovon nur
ein Mitglied die Befdhigung zum Richteramt haben
muB, Handlungsbefugnisse erteilt, die einem Reagie-
ren auf Denunziation und nach Willkiir Tar und Tor
offnen, und zwar uber Sachverhalte, bei denen selbst
ordentliche Gerichte — wie es die aktuelle Situation
zeigt — Schwierigkeiten bei der Fiithrung von rechts-
staatlichen Verfahren haben,

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Der Rechtsweg
steht offen!)

und das alles bezogen auf Personen mit harten
Lebensschicksalen und hohem Alter; denn etwa drei
Viertel der jetzigen Bezieherinnen und Bezieher von
Ehrenpensionen — —

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Honecker hatte ein
schweres Leben! Das ist wirklich wahr!)

— Es geht Giberhaupt nicht nur um Herrn Honecker.
Ich finde es ein biichen billig, sich immer nur bei
diesem einen Fall aufzuhalten.

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Zuruf von
der F.D.P.)

Die Halfte der Bezieher dieser Ehrenpensionen sind
aber 80 Jahre alt, und ein Viertel sind iiber 85 Jahre
alt.

Wir sind der Meinung, Entschéddigungen beziehen
sich ausschlieBlich auf die Wiedergutmachung ange-
tanen Unrechts wahrend des Naziregimes, was nicht
mit einem Engagement fur die Gestaltung der DDR
aufgerechnet werden darf. Geschieht dies dennoch
mit MaBstidben aus heutigem Blickwinkel — dies
haben die Diskussionen im Ausschufl ja eindeutig
gezeigt —, entspricht das einer Belebung der Zeit des
Kalten Krieges. Die im Gesetz angestrebte Herange-
hensweise an Kurzungen und Aberkennungen wider-
spricht unseres Erachtens eklatant der Rechisstaat-
lichkeit. Wir konnen diesem Kompromifi deshalb
nicht zustimmen.

Ich danke.

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Julius
Louven [CDU/CSU]: Warum haben Sie denn
im Ausschuf} nicht dagegen gestimmt?)

Vizeprasident Helmuth Becker: Als letztem Redner
zu diesem Tagesordnungspunkt erteile ich jetzt dem
Herrn Abgeordneten Konrad Weifi (Berlin) das
Wort.

Konrad WeiB (Berlin) (Biindnis 90/GRUNE): Herr
Prasident! Meine Damen und Herren! Das Gesetz, das
heute verabschiedet wird, regelt die Entschddigungs-
anspriuche von Menschen, die unter dem National-
sozialismus gelitten haben. Es ist zu bedauern, dafl der
Gesetzgebungsprozel so lange gedauert hat

(Julius Louven [CDU/CSU]: Da haben Sie
recht!)

und daB wir den betroffenen Opfern des National-
sozialismus Uber ein Jahr lang diesen Zustand der
Verunsicherung zugemutet haben.

Es ist nicht zu akzeptieren, dall die Bundesregie-
rung alle Kleinen Anfragen, die seit der Vereinigung
zum Bereich der Ehrenpensionsrenten gestellt wor-
den sind, nicht beantwortet hat. Sie hat den Zeitraum
fir Korrekturen und Klarstellungen verstreichen las-
sen, bis die Vorschriften am 31. Dezember 1991 aus-
gelaufen waren. Viele NS-Opfer, die sich im letzten
Jahr mit der Bitte um Hilfe und Beratung an uns
gewandt haben, fuhlen sich durch dieses Vorgehen
der Bundesregierung briskiert.

Wir erkennen an, dafi der Bundestag nun fraktions-
ubergreifend Regelungen vorsieht, denen wir lUber-
wiegend zustimmen konnen. Ich begrifle ausdrick-
lich die Gleichstellung von sogenannten Kampfern
und Opfern. Mich hat es seit Jahren beschaftigt, dalles
in der DDR diese Zwei-Klassen-Regelung gegeben
hat, und ich weil, als wie diskriminierend, als wie
bedriickend viele Opfer dies empfunden haben.

Es sind nun Entschadigungsleistungen in einer
Héhe vorgesehen, die — auch durch den tatkraftigen
Einsatz von Verfolgtenverbdnden — deutlich tber
den ursprunglichen Absichtenliegen. Eine grundsatz-
lich gute Regelung kann aber denen nichts nutzen, die
aus unhaltbaren Grinden von Leistungen ausge-
schlossen werden. Ich bedauere es daher zutiefst, dafi
bei diesem Gesetz fiskalische Uberlegungen offenbar
gewichtiger waren als humanitdre. Wir haben in den
Ausschussen auf Mangel hingewiesen und dort kon-
krete Anderungsvorschldge unterbreitet. Diese sind
allesamt abgelehnt worden.

Dabei héatte der gegenwértige Gesetzgebungspro-
zeB die ldngst tiberféllige Gelegenheit geboten, jenen
Gruppen von Verfolgten, die bisher vom Entschadi-
gungsrecht der Bundesrepublik ausgeschlossen ge-
blieben sind und die auch von der DDR diskriminiert
wurden, endlich als Verfolgte anzuerkennen. Statt
dessen gelten sie weiterhin im Behordendeutsch
lediglich als ,Angefeindete”, die im Grundsatz nur
eine einmalige Leistung nach dem AKG in Hoéhe von
5 000 DM erhalten. Dazu gehoren die Zwangssterili-
sierten, die Euthanasieopfer, die Homosexuellen, die
sogenannten Asozialen sowie die Opfer der NS-
Militarjustiz.
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Konrad WeiB (Berlin)

Unbertcksichtigt bleiben auch alle die, die vor dem
3. Oktober 1990 zwar einen Antrag gestellt haben,
deren Antrag in der DDR aber — aus welchen Grin-
den auch immer; oft sind das Griinde, die bei den alten
Seilschaften liegen — nicht bearbeitet wurde, sowie
jene, die erst nach der Vereinigung den Mut gefunden
haben, einen Antrag zu stellen. Dadurch sind erneut
jene betroffen, die in der DDR als Opfer dritter Klasse
behandelt wurden.

Anders als im Bundesentschadigungsgesetz gere-
gelt, missen Witwen von Verfolgten, wenn sie eine
Leistung erhalten wollen, arbeitsunfdhig sein. Das ist
aus meiner Sicht eine deutliche Benachteiligung.
Ebenso unbefriedigend ist die in § 3 Abs. 2 vorgese-
hene AusschluBklausel.

Vizeprasident Helmuth Becker: Herr Abgeordneter
Weil}, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn
Abgeordneten Heyenn?

Konrad WeiB (Berlin) (Bindnis 90/GRUNE): Ja,
naturlich.

Vizeprasident Helmuth Becker: Bitte, Herr Abge-

ordneter Heyenn.

Giinther Heyenn (SPD): Herr Kollege, wirden Sie es
im Blick auf die arbeitsunfdhigen Witwen akzeptie-
ren, daB es sich bei dem Gesetz insgesamt um einen
Kompromif3 handelt und daB sich die in Frage kom-
menden Witwen nahezu ausschlieBlich in einem Alter
befinden, in dem die Feststellung der Arbeitsunfihig-
keit allein durch einen Blick auf das Geburtsjahr
geschehen kann?

Konrad WeiB (Berlin) (Biindnis 90/GRUNE): Ich
denke dennoch, daB es einige Witwen gibt, die nichtin
diesem Geburtsjahr, auf das Sie blicken wollen, gebo-
ren sind, sondern spater. Ich glaube, daBl es ein sehr
kleiner Personenkreis ist, der von dieser Anderung
betroffen ware. Aber das fihrt wieder zu Ungerech-
tigkeiten; deswegen unser Vorschlag, es dahin
gehend zu éndern, daB dieses kleine Wort ,arbeitsfa-
hig" gestrichen wird.

Vizeprasident Helmuth Becker: Kollege WeijB,
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Kollegen
Louven?

Konrad WeiB (Berlin) (Bundnis 90/GRUNE): Ja.

Julius Louven (CDU/CSU): Herr Kollege Weil}, Sie
reden jetzt zum wiederholten Male von Ihren Ande-
rungsantragen. Mir ist nicht bewufit geworden, dal in
der AusschuBberatung von Ihnen Anderungsantrige
gestellt worden sind. Von welchen Antrdgen reden
Sie?

Konrad WeiB (Berlin) (Biindnis 90/GRUNE): Ich
habe diese Antrage im Innenausschuf} in miindlicher
Form vorgebracht.

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das war nicht der

federfuhrende Ausschull! — Julius Louven

[CDU/CSUJ: Ich rede hier vom federfithren-

den Ausschull fur Arbeit und Sozialord-
nungl)

— Sie kennen die Situation unserer Gruppe. Ich bin
ohnehin Mitglied in mehreren Ausschussen und muf
mich gelegentlich teilen.

(Konrad Gilges [SPD]: Dann miissen Sie sich
hier aber nicht beschweren!)

— Ich beschwere mich auch nicht. — Die Antrage,
nach denen Sie fragen, liegen als Drucksache — ich
habe die Nummer nicht hier — vor. Sie haben sie also
zur Kenntnis nehmen kénnen.

(Julius Louven [CDU/CSU]: Meine Feststel-

lung ist also richtig, daBl dem federfiihrenden

AusschuB keine Anderungsantrage Ihrer
Gruppe vorgelegen haben?)

— lIch bin Mitglied des Innenausschusses. Im Innen-
ausschuB habe ich diese Antrdge vorgebracht.

(Konrad Gilges [SPD]: Hatten Sie sich lieber

aus dem ganzen Verfahren herausgehalten!

Dann wéren wir schon etwas weiter! —

Gunther Heyenn [SPD]: Dafur kann er aber

nichts! — Konrad Gilges [SPD]: Das ist rich-
tig! — Weitere Zurufe)

Vizeprasident Helmuth Becker: Bitte, Kollege WeiB,
fahren Sie fort.

Konrad WeiB (Berlin) (Biindnis 90/GRUNE): Als
letztes mochte ich sagen, meine Damen und Herren:
Ebenso unbefriedigend ist aus meiner Sicht diein § 3
Abs. 2 vorgesehene Ausschlufiklausel. Dadurch er-
halt ein aus der DDR geflohener NS-Verfolgter, der
vormals eine Ehrenpension erhielt, nun keine Ent-
schadigungsrente, wenn er in der Bundesrepublik
bereits eine einmalige Leistung von 5 000 DM nach
der Harteregelung zum Bundesentschddigungsgesetz
oder aus einer Landesstiftung erhalten hat. Wir haben
vorgeschlagen, den Betroffenen eine Entschadi-
gungsrente zu zahlen und dabei bereits gewdhrte
Leistungen anzurechnen.

Im Interesse der Opfer bitte ich Sie, unseren Ande-
rungsvorschldagen zuzustimmen. Wir haben jetzt die
Gelegenheit, diese Korrekturen noch anzubringen. —
Vielen Dank.

Vizeprasident Helmuth Becker: Meine Damen und
Herren, noch ein Wort zur Lage der Beratung von
Antrdgen: Wenn der Innenausschuf3 mitberatender
AusschuB ist und wenn dort Antrédge gestellt werden,
dann liegen diese Antrdge nach unserer Geschafts-
ordnung dem federfuhrenden Ausschul am Schlufl
vor. Wenn dies aber nicht der Fall ist und ein ganz
anderes Verfahren gewdhlt wird, dann kann der
Antrag naturlich auch direkt hier im Plenum gestellt
werden. Diese Antrdge liegen fir die Plenumsbera-
tung jedenfalls jetzt vor. Wir kommen gleich zur
Abstimmung.

Wir kommen also zur Einzelberatung und Abstim-
mung Uuber den von den Fraktionen der CDU/CSU,
SPD und F.D.P. eingebrachten Gesetzentwurf, Druck-
sachen 12/1790 und 12/2224.

Hierzu liegen auf den Drucksachen 12/2249 und
12/2250 Anderungsantrige der Gruppe Biindnis 90/
DIE GRUNEN vor. Ich bitte diejenigen, die den
Anderungsantrdgen zustimmen wollen, um das

<
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Vizeprasident Helmuth Becker

Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? —
Die Anderungsantrdage sind abgelehnt.

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der
AusschuBfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. Wer stimmt daftr? — Wer stimmt dagegen?
— Wer enthélt sich? — Bei Gegenstimmen der Gruppe
PDS/Linke Liste ist dieser Gesetzentwurf angenom-
men. Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen.

Wir treten in die
dritte Beratung

ein und kommen zur SchluBabstimmung. Ich bitte
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-

len, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Gegen die Stimmen der Gruppe
PDS/Linke Liste ist dieser Gesetzentwurf angenom-
mern.,

Meine Damen und Herren, wir sind damit am
Schlufl unserer Tagesordnung. Ich berufe die nachste
Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mittwoch,
den 18. Marz 1992, 13 Uhr ein.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluf3 der Sitzung: 13.45 Uhr)

(©
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Anlage 1

Liste der entschuldigten Abgeordneten

Abgeordnete(r)

entschuldigt bis
einschlieBlich

Dr. Ackermann, Else
Andres, Gerd
Austermann, Dietrich
Berger, Johann Anton
Bindig, Rudolf

Dr. Botsch, Wolfgang
Brahmig, Klaus
Brandt, Willy
Bredehorn, Gilinther
Brunnhuber, Georg

Bittner (Ingolstadt), Hans

Dr. Diederich (Berlin),
Nils

Dr. Dregger, Alfred

Drefiler, Rudolf

Ehrbar, Udo

Erler, Gernot

Dr. Fell, Karl H.

Fischer (Unna), Leni

Fuhrmann, Arne

Gattermann, Hans H.

Genscher, Hans-Dietrich

Grobl, Wolfgang
Griinbeck, Josef

Gunther (Duisburg),
Horst

Dr. Gysi, Gregor
Dr. Hartenstein, Liesel
Hasenfratz, Klaus
Dr. Hauchler, Ingomar

Dr. Haussmann, Helmut

Hilsberg, Stephan
Hollerith, Josef

Dr. Hoth, Sigrid
Jager, Claus
Kastning, Ernst
Kirschner, Klaus
Kohn, Roland
Kolbe, Manfred
Kolbe, Regina
Koppelin, Jurgen
Kossendey, Thomas
Kretkowski, Volkmar
Kubicki, Wolfgang
Dr. Kiibler, Klaus
Kuhlwein, Eckart
Lambinus, Uwe
Lattmann, Herbert
Mattischeck, Heide

CDU/CSU
SPD
CDU/CSU
SPD

SPD
CDU/CSU
CDU/CSU
SPD
F.D.P.
CDU/CSU
SPD

SPD

CDU/CSU
SPD
CDU/CSU
SPD
CDU/CSU
CDU/CSU
SPD
F.D.P.
F.D.P.
CDU/CSU
F.D.P.
CDU/CSU

PDS/LL
SPD

SPD

SPD
F.D.P.
SPD
CDU/CSU
F.D.P.
CDU/CSU
SPD

SPD

F.D.P.
CDU/CSU
SPD
E.D.P.
CDU/CSU
SPD
F.D.P.

SPD

SPD

SPD
CDU/CSU
SPD

13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.

13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.

13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.
13.

03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.

03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.

03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.
03.

92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92

92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92

92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92
92

Anlagen zum Stenographischen Bericht

entschuldigt bis

Abgeordnete(r) einschlieBlich

Dr. Meyer zu Bentrup, CDU/CSU 13. 03. 92
Reinhard

Michels, Meinolf CDU/CSU 13. 03. 92
Miller (Pleisweiler), SPD 13. 03. 92
Albrecht
Dr. Neuling, Christian CDU/CSU 13. 03. 92
Niggemeier, Horst SPD 13. 03. 92
Oostergetelo, Jan SPD 13. 03. 92
Dr. Ortleb, Rainer F.D.P. 13. 03. 92
Ost, Friedhelm CDU/CSU 13.03.92
Peter (Kassel), Horst SPD 13. 03. 92
Rempe, Walter SPD 13. 03. 92
Rode (Wietzen), Helmut CDU/CSU 13. 03. 92
Roth, Wolfgang SPD 13. 03. 92
Dr. Ruck, Christian CDU/CSU 13. 03. 92
Sauer (Salzgitter), CDU/CSU 13. 03. 92
Helmut
Scharrenbroich, Heribert CDU/CSU 13. 03. 92
Schemken, Heinz CDU/CSU 13. 03. 92
Schily, Otto SPD 13. 03. 92
Schluckebier, Glinther SPD 13. 03. 92
Schmidt (Dresden), Arno F.D.P. 13. 03. 92
Schwanhold, Ernst SPD 13. 03. 92
Schwanitz, Rolf SPD 13. 03. 92
Stibgen, Michael CDU/CSU 13. 03. 92
Titze, Uta SPD 13. 03. 92
Dr. Topfer, Klaus CDU/CSU 13. 03. 92
Dr. Vogel, Hans-Jochen SPD 13. 03. 92
Vosen, Josef SPD 13. 03. 92
Dr. Waigel, Theo CDU/CSU 13. 03. 92
Weis (Stendal), Reinhard SPD 13. 03. 92
Weisskirchen (Wiesloch), SPD 13. 03. 92
Gert
Welt, Jochen SPD 13. 03. 92
Wettig-Danielmeier, Inge SPD 13. 03. 92
Wetzel, Kersten CDU/CSU 13. 03. 92
Wieczorek (Duisburg), SPD 13. 03. 92
Helmut
Wieczorek-Zeul, SPD 13. 03. 92
Heidemarie
Zierer, Benno CDU/CSU 13. 03. 92
Anlage 2

Zu Protokoll gegebene Rede
zum Zusatztagesordnungspunkt 10
(Aktuelle Stunde: Sicherung der Arbeitspldtze in der
Weritindustrie und ihren Zulieferindustrien im Land
Mecklenburg-Vorpommern)

Dr. Joachim Griinewald, Parl. Staatssekretdr beim
Bundesminister der Finanzen: Die aus dem ehemali-
gen Kombinat Schiffbau hervorgegangene Deutsche
Maschinen- und Schiffbau AG (DMS) stellt fir Meck-
lenburg-Vorpommern einen bedeutenden Wirt-
schaftsfaktor dar. Am Stichtag 1. Juli 1990 waren ca.
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45 % der rund 110 000 industriellen Arbeitnehmer in
der Kustenregion bei der DMS tatig.

Die Bundesregierung hat entgegen einer betriebs-
wirtschaftlichen oder fiskalischen Betrachtung den
Werftenstandort Mecklenburg-Vorpommern aus-
dricklich garantiert. Betriebswirtschaftlich wére die
Aufgabe aller Standorte erforderlich gewesen. Das
muB mit aller Deutlichkeit gesagt werden. Mit einer
groBen finanziellen Anstrengung will die Treuhand-
anstalt die Voraussetzung schaffen, daB die Wirt-
schaftsregion Mecklenburg-Vorpommern eine lei-
stungsfdhige und wettbewerbsfahige Schiffbauin-
dustrie behélt. Die Bundesregierung ist bereit, die
milliardenhohen Aufwendungen, die sich hiermit ver-
binden, im Interesse der Menschen und des weiteren
Aufschwungs im Osten zu akzeptieren.

Ich berichte Thnen nichts Neues, wenn ich sage, dal
der Schiffbau, zusammen mit der davon abhdngenden
Zulieferindustrie zu einer der schwierigsten Branchen
innerhalb der Bundesrepublik und der EG gehort. Der
internationale Wettbewerb, angefiihrt von den preis-
aggressiven, leistungsstarken Schiffbaubetrieben in
Korea und Japan, ist duBlerst intensiv. In den letzten
zwel Jahrzehnten sind rund 60 % der Schiffbauar-
beitsplatze in den alten Bundeslandern weggefallen,
zahlreiche Werften wurden geschlossen.

Jahrzehntelange sozialistische MiBwirtschaft und
kunstliche Abschottung vom Weltmarkt machen den
strukturellen Anpassungsbedarf bei der ostdeutschen
Werftindustrie deshalb heute besonders dringlich. Ein
drastischer Personalabbau war und ist unvermeid-
bar.

Die Bundesregierung hat den Fortbestand der Deut-
schen Maschinen- und Schiffbau AG gesichert und
dem Unternehmen die notwendigen Strukturanpas-
sungsmaflnahmen ermdglicht. So gewdhrte die Treu-
handanstalt der DMS einen Birgschaftsrahmen in
Hoéhe von ca. 1,3 Milliarden DM und garantierte damit
das Uberleben bis zur jetzt méglichen Privatisie-
rung.

Im Rahmen des jetzt anstehenden Verkaufs wird die
THA einen hohen finanziellen Beitrag zur weiteren
Sicherung der Werftstandorte leisten. Dies geschieht
insbesondere durch Entschuldung von Altkrediten
(ca. 1,3 Milliarden DM), Ubernahme von Verlusten
aus Altauftrdgen der Betriebe (ca. 1,2 Milliarden DM)
sowie Beteiligung an der Finanzierung von in der
Vergangenheit notwendigen unterlassenen Investi-
tionen (ca. 1,1 Milliarden DM, davon ca. 20 % durch
Investoren).

Der Weg zur Erlangung internationaler Wettbe-
werbsfdhigkeit der ostdeutschen Schiffbaubetriebe
fiihrt nur tber Neustrukturierung und Privatisierung.
Durch die Einbindung industrieller Partner soll
erreicht werden, daB die Kernaktivitdten des Schiff-
und Motorenbaus gesichert werden, die Leistungsféa-
higkeit der Schiffbauindustrie durch Management-
und Technologietransfer gesteigert wird und auf
Dauer wettbewerbsfdhige Arbeitsplédtze entstehen.

Zur Privatisierung der ostdeutschen Schiffbau-
betriebe hat die Treuhandanstalt ein ordnungsgemaé-
Bes Ausschreibungsverfahren durchgefithrt. Zum
15. Januar 1992 lagen vier Angebote fir verschiedene

Unternehmensteile vor. Geboten wurde von Bremer
Vulkan, der norwegischen Kvaerner-Gruppe, MAN
sowie der Hegemann-Gruppe.

Das Angebot Hegemanns zur Ubernahme der Pee-
newerft in Wolgast hat inzwischen zum Abschluf}
einer Ubernahme-Grundsatzvereinbarung gefiihrt.
Hegemann sieht vor, mindestens 700, mittelfristig 850
Arbeitnehmer in der Werft zu beschdftigen.

Die Privatisierung der Werften Warnow in Warne-
miinde und Neptun in Rostock, der Marinetechnik in
Wismar und des Rostocker Dieselmotorenwerkes
stellt sich besonders schwierig dar. Die politische
Auseinandersetzung entztindete sich letztlich an der
grundsatzlichen Frage, ob ein oder mehrere Bieter
den Zuschlag fur den Kernbereich der Deutschen
Maschinen- und Schiffbau AG erhalten sollen.

Eine Privatisierungsléosung muf} insbesondere fol-
gende Ziele erfillen:

— rasche Uberfithrung der Betriebe in unternehmeri-
sche Verantwortung, damit Zufithrung von natio-
nalemund internationalem Kapital und Know-how
(um im Interesse der Menschen die Standorte auf
Dauer zu sichern),

— Schaffung wettbewerblich ausgewogener Struktu-
ren,

— Berlcksichtigung der Kapazitdts- und beihilfe-
rechtlichen Vorgaben der EG-Kommission,

— Offenhaltung der Option fiir den Neubau einer
Werft durch den mittelstdndischen Schiffbauer
Meyer-Papenburg auf Rigen.

Bei diesen schwierigen strukturpolitischen und
betriebswirtschaftlichen Rahmenbedingungen hat
sich der Vorstand der THA in Abstimmung mit der
Bundesregierung und gestitzt auf das Gutachten
einer Wirtschaftsprufungsgesellschaft am 9. Méarz
1992 fiir eine Zweierldsung ausgesprochen. Das heiBt:
Bremer Vulkan wird die Marinetechnik-Werft in Wis-
mar und das Dieselmotorenwerk in Rostock angebo-
ten. Kvaerner erhélt den Zuschlag fir die Standorte
Neptun und Warnow.

Wie Sie wissen, hat sich der Landtag Mecklenburg-
Vorpommern am vergangenen Mittwoch ebenfalls fiir
diese Losung entschieden.

Bis zur endgultigen BeschluBfassung im Verwal-
tungsrat am 17. Marz 1992 wird die Treuhandanstalt
mit den beiden Investoren Kvaerner und Bremer
Vulkan weitere Gesprache fuhren. Ziel ist es, die
Verhandlungsergebnisse im Hinblick auf die Anzahl
der garantierten Arbeitspldtze und die finanzielle
Belastung der Treuhandanstalt zu optimieren.

Das beschlossene Konzept sichert fiir den Kernbe-
reich der DMS ca. 7 000 Arbeitsplédtze. Davon entfal-
lenca. 1 500 Arbeitsplédtze auf den Diversifikationsbe-
reich.

Fur die Volkswerft Stralsund, die beiden Elbewerf-
ten RofBlau und Boizenburg sowie die Ttbrigen
Betriebe der DMS bemiiht sich die Treuhandanstalt
weiterhin aktiv um eine rasche Privatisierung. Erste
Gesprdche mit Interessenten wurden bereits ge-
fuhrt.
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Ich hoffe, meine Ausfiihrungen haben deutlich
gemacht, daB Treuhandanstalt und Bundesregierung
bereits bislang alles unternommen haben, um die
bisherige industrielle Hauptbasis Mecklenburg-Vor-
pommerns zu erhalten und wettbewerbsfahig zu
machen. Sie werden diesen Prozef auch weiterhin
unterstiitzen. Es wird jetzt die Aufgabe der Wirt-
schaftspolitik des Landes sein, das Erreichte durch
eine Politik der Industrieansiedlung zu erganzen und
damit zu einer vielfdltigen Wirtschaftsstruktur zu
kommen.

Anlage 3

Zu Protokoll gegebene Rede
zum Zusatztagesordnungspunkt 13
(Entschadigungsrentengesetz)

Horst Seehofer, Parl. Staatssekretdr beim Bundes-
minister fiir Arbeit und Sozialordnung: Die Bundesre-
gierung begriBt den von den Fraktionen der CDU/
CSU, SPD und FDP eingebrachten Gesetzesentwurf
eines Entschddigungsrentengesetzes. Ich mochte
mich flir das Engagement und die Bereitschaft der
SPD und der Koalition zum einvernehmlichen und
konstruktiven Zusammenarbeiten bedanken.

Im Vordergrund der Arbeit stand das Ziel, diein der
ehemaligen DDR bestehende Ehrenpensionsrege-
lung entsprechend den Vorgaben des Einigungsver-
trages auf eine neue sichere Rechtsgrundlage zu
stellen. Angesagt war dabei nicht lauter Streit um die
besseren Wiedergutmachungskonzepte. Es ging viel-
mehr darum, zum einen einem Personenkreis, der zu
drei Viertel heute schon dller als 75 Jahre ist, die
Sicherheit zu geben, daB die laufenden Wiedergutma-
chungsleistungen auch grundsétzlich weiter gewéahrt
werden. Zum anderen werden nun erganzend auch
diejenigen erfalBit, die bisher als Verfolgte von der
frtheren DDR entgegen allen rechtsstaatlichen
Grundsétzen keine Entschadigungsrenten erhalten
haben.

Ich mochte kurz die wesentlichen Schwerpunkte
des Gesetzentwurfs aufzeigen, die grundsatzlich von
zwei Zielen geleitet werden:

1. Die Beseitigung von Ungerechtigkeiten, die in den
bisherigen Regelungen enthalten waren.

2. Die Vergleichbarkeit der Leistungen mit denen in
den alten Bundeslandern.

Die bisherigen Leistungen in Héhe von 1 700 DM
und 900 DM fiir Kédmpfer gegen den Faschismus und
deren Hinterbliebenen werden gekiirzt. Sie erhalten
zukiinftig nur noch 1400 DM bzw. 800 DM fur Wit-
wen und Witwer. Denn die Besserstellung dieses
Personenkreises ist nicht langer vertretbar. Die ver-
gleichbare Durchschnittsleistung fiir Verfolgte in den
alten Bundeslandern betragt etwa 1 000 DM.

Die den bisher Verfolgten gezahlten Ehrenpensio-
nen in Hohe von 1 400 DM bzw. 800 DM fiir Witwen
und Witwer werden aus Griinden des Besitzschutzes
jedoch weiter gezahlt.

Die frither erfolgten Anerkennungen als Verfolgte
werden grundsatzlich nicht mehr in Frage gestellt. Es
soll den betroffenen Verfolgten erspart bleiben, ihr
Verfolgungsschicksal noch einmal zu durchleben.
Daher bleibt es auch bei einer pauschalen Entschadi-
gungsleistung. Darliber hinaus wird durch dieses
Gesetz sichergestellt, daB Opfer des Nationalsozialis-
mus, die im Gebiet der ehemaligen DDR gelebt und
bisher keine Entschéddigungsleistung erhalten haben,
nunmehr Entschddigungsleistungen erhalten kon-
nen.

Der Gesetzentwurf regelt auBerdem, unter welchen
Voraussetzungen Entschadigungsrenten verweigert,
aberkannt oder gekirzt werden. Diejenigen, die
gegen die Grundsitze der Rechtsstaatlichkeit und
Menschlichkeit verstoBen haben, oder diejenigen, die
ihre Stellung in schwerwiegendem MaBe zum eige-
nen Vorteil oder zum Nachteil anderer miBbraucht
haben, sollen dafir nicht auch noch belohnt werden.
Mit dieser Regelung werden alle Personen erfalit, die
individuelles Unrecht begangen haben, gleichgtiltig,
ob unter der DDR-Herrschaft oder der davor liegen-
den NS-Herrschaft. Insbesondere bei ,Kdmpfern®
und auch bei offiziellen und informellen Mitarbeitern
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR,
die eine herausragende Stellung in Staat oder Gesell-
schaft — gleichgiiltig ob im SED-Regime oder NS-
Regime — hatten, wird fir die zustdndigen Stellen
eine Uberpriifung der weiteren Leistungsberechti-
gung naheliegen.

Ich freue mich, daB wir parteitbergreifend far
dieses schwierige Themenfeld eine angemessene und
faire Losung gefunden haben.

Anlage 4

Amtliche Mitteilung

Die Vorsilzenden folgender Ausschiisse haben milgeteilt, dafi der
AusschuB gemdh § 80 Abs. 3 Salz 2 der Geschaltsordnung von einer
Berichterstaltung  zu den nachstehenden Vorlagen absieht:

Ausschuf fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Drucksache 11/8123

Ausschuf fiir Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schatzung
Drucksache 11/7992

Die Vorsilzenden folgender Ausschiisse haben mitgeteilt, daB der
Ausschul} die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen
bzw. von einer Beralung abgesehen hat:

Finanzausschuf§
Drucksache 12/311 Nr. 2.4

AusschuB fiir Erndhrung, Landwirischaft und Forsten
Drucksache 12/152 Nrn. 31, 42

Ausschull fir Gesundheit

Drucksache 12/210 Nrn, 143, 144, 146, 147, 148, 149, 152, 153,
155, 157, 159

Drucksache 12/152 Nrn. 54, 55

Drucksache 12/187 Nr. 2.19

Drucksache 12/311 Nr. 2.17

Drucksache 12/764 Nr. 2.9

Ausschufl fiir Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Drucksache 12/1072 Nr. 25

(<)

D)



Druck: Bonner Universitats-Buchdruckerei, 5300 Bonn

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstrae 56, 5300 Bonn 2, Telefon 02 28/36 35 51, Telefax 02 28/36 12 75
ISSN 0720-7980



	83. Sitzung
	Bonn, Freitag, den 13. März 1992
	Inhalt
	Redetext

	Anlagen zum Stenographischen Bericht

	Anlage 1
	Anlage 2
	Anlage 3
	Anlage 4




